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Einführung 

Herbert Rische, Deutsche Rentenversicherung Bund 

 

Die gesetzliche Rentenversicherung fördert Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der Alters-

sicherung, um neue Erkenntnisse und nachhaltige Lösungsansätze für die Weiterentwicklung 

der gesetzlichen Rentenversicherung zur Verfügung zu stellen. In seiner kurzen Geschichte 

seit 2001 bis heute hat das Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA) der Deutschen Ren-

tenversicherung dazu beigetragen, die Wissensbasis auf dem Gebiet der Alterssicherungs-

forschung zu erweitern und junge Wissenschaftler zu fördern, die zum Thema Alterssiche-

rung forschen. Mit zahlreichen Förderinstrumenten, die von Projekten über die Vergabe von 

Stipendien und die Austragung von Workshops und Tagungen bis hin zu der jährlichen Ver-

leihung eines Forschungspreises reichen, ist es dem FNA gelungen, neue Ideen und Er-

kenntnisse zu erlangen. Neben der wissenschaftlichen Qualität ist vor allem der Nutzen für 

die Versicherten der Rentenversicherung und die Rentner ausschlaggebend für die Förder-

entscheidung.  

Eine wesentliche Funktion der Forschungsförderung des FNA besteht darin, langfristige 

Entwicklungslinien und grundlegende Fragen der Alterssicherung fundiert und systematisch 

zu untersuchen, um damit eine bessere Grundlage für eine rationale Alterssicherungspolitik 

zu liefern. Ein besonders wichtiges aktuelles Beispiel hierfür ist die Analyse der Vorausset-

zungen und Wirkungen der Anhebung der Altersgrenzen vor dem Hintergrund der Alterung 

der Gesellschaft. Die Verlängerung der Lebensarbeitszeit und das komplexe Geschehen 

beim „Altersübergang“ werfen eine Fülle schwieriger Fragen auf. Man muss kein Prophet 

sein, um vorhersagen zu können, dass dieses Thema das FNA in den kommenden Jahren 

schwerpunktmäßig beschäftigen wird.  

Weitere prioritäre Forschungsfelder des FNA betreffen Verteilungsaspekte in der gesetzli-

chen Rentenversicherung insbesondere vor dem Hintergrund des Ausbaus der zweiten und 

dritten Säule der Alterssicherung, die Akzeptanz der gesetzlichen Rentenversicherung, die 

Analyse des Rentengeschehens bei Erwerbsminderung, die Analyse von Reformoptionen 

zur besseren Absicherung bei unterbrochenen Erwerbsbiografien und Arbeitslosigkeit sowie 

die Untersuchung von Einflussfaktoren auf die Entwicklung der Beitragseinnahmen. Eine 

zentrale Aufgabe des FNA ist es und muss es auch in Zukunft sein, wichtige rentenpolitische 

Fragen in einer Art und Weise zu stellen, dass sie der wissenschaftlichen Untersuchung zu-

gänglich sind und auf dieser Grundlage rational beantwortet werden können.  

In diesem Jahr begeht das FNA sein fünfjähriges Jubiläum. Der vorliegende Band zieht eine 

Bilanz der bisherigen Leistungen des FNA und gibt zugleich einen Ausblick auf die künftige 
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Arbeit. Die vielfältigen Forschungsaktivitäten des FNA in den vergangenen fünf Jahren wä-

ren undenkbar ohne die Unterstützung der ehrenamtlich tätigen Mitglieder der Selbstverwal-

tung im wissenschaftlichen Beirat des FNA und in den verschiedenen Ausschüssen, die im 

Laufe der Jahre immer wieder mit verschiedenen Forschungsprojekten befasst waren. Ihnen 

allen ist für ihre wohlwollende Unterstützung zu danken. Ein besonderer Verdienst kommt 

den wissenschaftlichen Mitgliedern des FNA-Beirates zu. Ihrem langjährigen hohen ehren-

amtlichen Engagement als Begutachter und Experten ist es zu verdanken, dass der FNA-

Beirat das zentrale Beratungsforum für die thematische Schwerpunktsetzung und die Siche-

rung der wissenschaftlichen Qualität der Alterssicherungsforschung der Deutschen Renten-

versicherung ist.  

Zu danken ist selbstverständlich auch den vielen Wissenschaftlern für ihre vielfältigen For-

schungsaktivitäten in den verschiedensten Projekten und Aktivitäten. Der vorliegende Band 

vermittelt einen Einblick in die Forschungsarbeit des FNA und macht deutlich, wie spannend 

und interessant Wissenschaft auf dem Gebiet der Alterssicherung sein kann.  

 

 

Dr. Herbert Rische 
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Forschung und gesetzliche Rentenversicherung 

Franz Ruland, Geschäftsführer des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) 

a.D. 

 

Forschung zu betreiben und Forschung zu initiieren ist eine wichtige Aufgabe der Renten-

versicherung, vor allem nun der Deutschen Rentenversicherung Bund. Der folgende Beitrag 

analysiert die Notwendigkeit der Forschung durch die Rentenversicherung, erinnert an die 

Forschungsaktivitäten, die bereits von der Rentenversicherung ausgingen, klärt die mit der 

Forschungskompetenz zusammenhängenden Rechtsfragen und benennt exemplarisch 

Schwerpunktbereiche für künftige Forschungsvorhaben. 

 

1. Zur Notwendigkeit der Forschung durch die Rentenversicherung 

Der Sozialstaat befindet sich in einer Phase grundlegender Veränderung. Die Gründe hierfür 

sind vielfältig. Die Industriestaaten müssen sich auf gravierende wirtschaftliche und gesell-

schaftliche Veränderungen einstellen. Stichworte sind die Globalisierung, d.h. die grenzüber-

schreitende Mobilität von Menschen und Kapital, verbunden mit einem immer stärker wer-

denden internationalen Wettbewerb der nationalen Wirtschaften und damit einhergehend 

auch der sozialen Sicherungssysteme, der Wandel hin zur Informationsgesellschaft, die Ver-

änderung familiärer Strukturen, eine verstärkte Frauenerwerbstätigkeit, das Altern der Ge-

sellschaften infolge niedrigerer Geburtenraten und längerer Lebenserwartung sowie der 

Trend zu Berufsverläufen mit häufigeren Wechseln. All das begründet erhebliche Anpas-

sungszwänge in allen Systemen der sozialen Sicherung, nicht zuletzt im Bereich der Alters-

sicherung.  

Gerade Fragen der Alterssicherung und damit der gesetzlichen Rentenversicherung erfahren 

in den aktuellen Überlegungen zur Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme, auch 

aufgrund der hohen Bedeutung dieses größten Einzelsystems sozialer Sicherung, große 

Beachtung: Ihre Anpassung an die sich verändernden gesellschaftlichen Rahmenbedingun-

gen ist seit Jahren ein zentrales Anliegen staatlicher und inzwischen auch supranationaler 

europäischer Sozialpolitik, verbunden mit einer andauernden entsprechenden öffentlichen 

und politischen Diskussion. Dieser Prozess ist weit vorangeschritten. Wurde vor der Reform 

1992 auf der Basis des damals geltenden Rechts für 2030 ein Beitragssatz zur Rentenversi-

cherung von 36 – 41 Prozent erwartet, so wird er heute mit der inzwischen beschlossenen 

Rentenreform 2004 auf etwas über 22,0 Prozent taxiert.1 Der größte Teil des Weges der 

                                                 
1 Siehe hierzu: Prognos: Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und gesetzliche Rentenversicherung vor 

dem Hintergrund einer schrumpfenden Bevölkerung, Untersuchung im Auftrag des VDR, 1987, S. 
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notwendigen Reformen ist mit diesen Reformen bereits zurückgelegt. Trotzdem wird die Dis-

kussion um die Zukunft der Alterssicherung und der Rentenversicherung weitergehen, zumal 

es nicht nur um sozialpolitische Zielsetzungen, sondern in hohem Maße auch um wirtschaft-

liche Interessen geht.  

Der Rentenversicherung kommen in dieser Diskussion verschiedene Rollen zu. Im Wettbe-

werb der Systeme geht es um den ihr zugeordneten Aufgaben- und Verantwortungsbereich. 

Die Rentenversicherung kann in der aktuellen und künftigen Diskussion zur Zukunft der Al-

terssicherung in Deutschland mit guten Gründen für ihr System eintreten. Sie ist wegen ihrer 

in der Vergangenheit stets bewiesenen Anpassungsfähigkeit zukunftsfähig. Sie hat in ihrer 

über hundertjähriger Geschichte, zuletzt im Zuge der deutschen Wiedervereinigung, Heraus-

forderungen in einer Weise gemeistert, zu der kein anderes System in der Lage gewesen 

wäre.2 Als gesetzliches Sicherungssystem bietet die Rentenversicherung eine gesellschafts-

politisch notwendige Solidarität, zu der kein privates System im Stande ist.3 All diese Vorzü-

ge werden in der politischen, ebenso wie in der wissenschaftlichen Diskussion nicht immer 

hinreichend berücksichtigt. Die Rentenversicherung muss sich für ihr System auch deshalb 

einsetzen, weil es in dieser Auseinandersetzung vor allem um ihre Versicherten geht, die oft 

jahrzehntelang Beiträge entrichtet und damit eigentumsgeschützte Rentenanwartschaften 

erworben haben.4 

Aus der Verantwortung für ihre Versicherten ergab und ergibt sich  für die Rentenversiche-

rung die Aufgabe, für einen objektiven, sachangemessenen Diskurs der mit der Alterssiche-

rung zusammenhängenden Fragen zu sorgen.5 Sie kann als mittelbar staatliche Institution 

diese Debatte nicht anderen Institutionen allein überlassen, zumal diese – wie Banken oder 

private Versicherungen – dabei vielfach eigene wirtschaftliche Interessen verfolgen. Die Ren-

tenversicherung ist vor allem kraft ihrer Sachverantwortung auch für eine rationale, ergeb-

nisoffene Diskussion der Fragen der Alterssicherung verantwortlich. Diese Verantwortung 

besteht zunächst gegenüber dem eigenen System: Soweit Anpassungsmaßnahmen zu er-

greifen sind, müssen sie so frühzeitig wie möglich ergriffen werden, damit sich die Versicher-

ten darauf einstellen können. Ende der 1970er Jahre war es die Rentenversicherung, die als 
                                                                                                                                                         

59 ff. Vgl. zur Rentenreform 2004 u. a.: Reimann, DRV 2004, S. 318 ff.; Ruland, SGb 2004, 327 ff.; 
zu Einzelthemen: Hain/Lohmann/Lübke, DRV 2004, 333 ff.; Brall/Fasshauer/Lübke/Stahl, DRV 
2004, 350 ff.; Dünn/Lohmann/Stahl/Stegmann, DRV 2004, 364 ff.; Stahl, DRV 2004, 384 ff.  

2 S. u. a.: Ruland, Sozialer Fortschritt 1991, 1 ff.; ders., DRV 2000, 23 ff.; Schmähl, DRV 2000, 50 ff.; 
Tennstedt, Geschichte des Sozialrechts, von Maydell/ Ruland (Hrsg.), Sozialrechtshandbuch (SRH), 
3. Aufl., 2003, S. 24 ff. 

3 Dazu ausf.: Ruland, DRV 2000, 733 ff.  
4 Zum Eigentumsschutz der Anwartschaften in der gesetzlichen Rentenversicherung u. a.: BVerfGE 

53, 257 (289 ff.); 55, 114 (131); 58, 81 (109); 100, 1 (31); weitere Nachw. bei Ruland, DRV 2005, 
217 ff.; ders., DAngVers 2000, 171 ff. Die Eigentumsgarantie erfüllt dabei für die durch sie geschütz-
ten rentenversicherungsrechtlichen Positionen gleichzeitig die Funktion des Vertrauensschutzes ge-
genüber Eingriffsakten, vgl. BVerfGE 45, 142 (168); 53, 257 (309); 58, 81 (120); 75, 78 (104 f.). 

5  Dazu bereits Ruland, DRV 2001, 129 ff.; ders., Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft (KritV) 2004, 307 ff 
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Erste bereits zu diesem Zeitpunkt auf die Konsequenzen des Alterns unserer Bevölkerung 

für die Alterssicherung hingewiesen hat.6 Eine Verantwortlichkeit besteht aber auch gegen-

über der Politik, die über die Änderungen des Rentenrechts zu befinden hat. Die Politik er-

wartet zu Recht Lösungsvorschläge der Rentenversicherung zu anstehenden Fragen. Sie 

sind stets unterbreitet worden; auch in der Diskussion um die jüngst beschlossenen Refor-

men haben Lösungsvorschläge der Rentenversicherung, insbesondere des Verbandes 

Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR), dazu beigetragen, dass sie gerechter wurden 

und die politischen Hürden nehmen konnten.7 Dies war aber nur möglich gewesen, weil auch 

schon in der Vergangenheit die Rentenversicherung der Forschung einen hohen Stellenwert 

beigemessen hat und ihre Argumente stichhaltig waren.   

 

2. Forschung durch die Rentenversicherung 

Die Rentenversicherung und ihr Verband waren auch in der Vergangenheit stets um größt-

mögliche Rationalität bei der Erarbeitung ihrer Vorschläge und Meinungsäußerungen be-

müht. Deshalb gibt es bereits seit vielen Jahren zahlreiche Querverbindungen zur Wissen-

schaft. Beispiele sind neben den Prognos-Gutachten, die der VDR in Auftrag gegeben hat,8 

die von ihm initiierte und mittlerweile wiederholt durchgeführte Studie „Altersvorsorge in 

Deutschland“9 und weitere Gutachten zu relevanten Fragestellungen.10 Für die Forschungs-

aktivitäten des früheren VDR sind vor allem seine Zeitschrift („Deutsche Rentenversicherung 

[DRV]“), das von ihm mitherausgegebene „Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung 

(HdR)“11 sowie seine Schriftenreihe („DRV-Schriften“) mit inzwischen über 65 Bänden zu 

nennen. Hinzu kommen auch die zahlreichen vom VDR – z.T. zusammen mit der Europäi-

schen Rechtsakademie in Trier (ERA) und mit dem Max-Planck-Institut für ausländisches 

und internationales Sozialrecht in München – veranstalteten Seminare. 

Die anstehenden Fragen der Alterssicherung werden jedoch vielfältiger, zunehmend kom-

plexer und sind daher immer schwieriger zu beantworten. Es bündeln sich in ihnen Aspekte 

aus den verschiedensten Wissenschaftsbereichen: Sozialrecht, Verfassungsrecht, Versiche-

                                                 
6  Kaltenbach, DAngVers 1979, 1 ff. 
7  Vgl. Ruland, DRV 2005, 354 ff. 
8  Vgl. Anm. 1; s. im übrigen: Prognos-Gutachten 1995 – Perspektiven der gesetzlichen Rentenversi-

cherung für Gesamtdeutschland vor dem Hintergrund veränderter politischer und ökonomischer 
Rahmenbedingungen, DRV-Schriften Bd. 4, 1995 (mit Tabellenband); Prognos AG, „Auswirkungen 
veränderter Rahmenbedingungen auf die Finanzen der gesetzlichen Rentenversicherung“, DRV-
Schriften, Bd. 49, 2004. 

9  AVID = Altersvorsorge in Deutschland 1996 – Lebensläufe und künftige Einkommen im Alter, DRV-
Schriften Bd. 19 (= BMA Forschungsbericht Bd 227), 1999. 

10 Z.B. zu Verfassungsfragen der Organisationsreform vgl. Axer, Verfassungsrechtliche Fragen einer 
Organisationsreform in der Rentenversicherung, DRV-Schriften Bd. 24, 2000; Krebs, Verfassungs-
rechtliche Zulässigkeit der Organisationsreform der Deutschen Rentenversicherung, DRV-Schriften 
Bd. 14, 1999. 

11 VDR/Ruland (Hrsg.), Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung, 1990. 
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rungsrecht, Arbeitsrecht, Familienrecht, Europarecht, Sozialpolitik, Finanzpolitik, Gesell-

schaftspolitik, Volkswirtschaft, Statistik, Demografie, Soziologie, Medizin, Rehabilitationswis-

senschaft, Psychologie, Gerontologie, Politikwissenschaft, Versicherungswissenschaft und -

mathematik, um nur die wichtigsten zu nennen. Selbst ein VDR, der auf die Interdisziplinari-

tät seiner Mitarbeiter großen Wert legte, oder seine Rechtsnachfolgerin, die Deutsche Ren-

tenversicherung Bund, sind nicht mehr im Stande, all das Wissen vorzuhalten, das zur Be-

antwortung der vielgestaltigen Fragen notwendig ist, die sich im Zusammenhang mit der Al-

terssicherung stellen. Der VDR musste, um seinen Aufgaben gerecht zu werden, in immer 

stärkerem Maße mit der Wissenschaft kooperieren, zumal er wegen seiner begrenzten 

Kapazitäten in personeller und finanzieller Hinsicht nur bedingt in der Lage war, sich neben 

den ihm zugedachten Koordinierungs- und Verwaltungsaufgaben mit den vielfältigen, neu 

aufkommenden Fragestellungen vertieft auseinander zu setzen. 

Im Bereich der Rehabilitation hat der VDR zahlreiche Kommissionen eingesetzt, die wis-

senschaftlich begleitet, das Rehabilitationsgeschehen der Rentenversicherung evaluierten.12 

Darüber hinaus kooperierten die Rentenversicherung und ihr Verband schon seit vielen Jah-

ren mit der Wissenschaft und finanzierten zusammen mit dem Bundesforschungsministerium 

den längerfristig angelegten Förderschwerpunkt Reha-Wissenschaften mit einem Förder-

volumen von insgesamt 40 Mio. Euro.13 Diese Forschungskooperation wird, weil sehr erfolg-

reich, in einem erweiterten Rahmen fortgesetzt. Die Bundesregierung und die Sozialversi-

cherungsträger haben eine Vereinbarung über die Förderung der versorgungsnahen For-

schung geschlossen. Beteiligt sind die Bundesministerien für Bildung und Forschung, für 

Gesundheit sowie für Arbeit und Soziales, die Deutsche Rentenversicherung, die Spitzen-

verbände der gesetzlichen Krankenkassen und der Verband der privaten Krankenversiche-

rung e.V. Sie wollen die Forschung im Bereich „Chronische Krankheiten und Patientenorien-

tierung“ gemeinsam unterstützen und  den Erkenntnistransfer im Bereich der Versorgungs-

forschung für eine bessere Patientenversorgung nutzen. Das Bundesministerium für Bildung 

und Forschung, die Deutsche Rentenversicherung, die Spitzenverbände der gesetzlichen 

Krankenkassen und der Verband privater Krankenversicherung e.V. stellen dafür in den 

nächsten sechs Jahren rund 21 Millionen Euro zur Verfügung.14 Zu nennen sind des Weite-

                                                 
12 Dazu: VDR/Reha-Kommission, Kommission zur Weiterentwicklung der medizinischen Rehabilitation 

in der gesetzlichen Rentenversicherung, Abschlußberichte I - VII, 1991; s.a. Schaub/Schliehe, DRV 
1994, 101 ff.; zur Reha-Kommission-Berufsförderung des VDR: Hüttenmeister, DRV 1997, 656 ff.; 
zur Kommission zur Weiterentwicklung der Sozialmedizin in der gesetzlichen Rentenversicherung 
des VDR, Abschlussbericht, DRV-Schriften, Bd. 53, 2004; Cibis/Reck, DRV 2004, 117; Reimann, 
DRV 2004, 468 ff. 

13 Dazu: „Förderschwerpunkt ‚Rehabilitationswissenschaften’ – Empfehlungen der Arbeitsgruppen“, 
DRV-Schriften, Bd. 16, 1999; Buschmann-Steinhage/Zwingmann, DRV 2003, 405 ff.; 
Koch/Gerdes/Jäckel/Müller-Fahrnow/Raspe/Schian/Schliehe/Wallesch/Lotz, DRV 1995, 491 ff.; s.a. 
Koch/Schulz/Bürger, DRV 1996, 711 ff. 

14 Vgl. Bundesanzeiger Nr. 125 vom 7. Juli 2006, S. 4891. 
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ren die von dem VDR inzwischen jährlich veranstalteten Rehabilitationswissenschaftli-
chen Kolloquien.15 

Außerdem haben sich die Rentenversicherung und der VDR Ende der 90er Jahre eine ver-

stärkte Kooperation zwischen Rentenversicherung und Wissenschaft im Bereich der Alters-
sicherung zum Ziel gesetzt. Damit will sie ihre wissenschaftliche, daher zwangsläufig er-

gebnisoffene Beratung in nationalen Fragen wie auch zunehmend in Fragen mit europäi-

schem Bezug verbessern und intensivieren. Dies immer auch mit dem Ziel, die eigene Ar-

gumentation kritisch zu überprüfen. Dabei geht es um die Analyse von Grundsatzfragen und 

von spezifischen aktuellen Fragen verschiedener Disziplinen, wobei die Defizite im Bereich 

der empirischen Forschung, etwa der Wirkungsforschung, beseitigt werden sollen. Es geht 

aber auch  um das rechtzeitige Erkennen von Tendenzen und Entwicklungen in Politik und 

Wissenschaft auf nationaler und internationaler Ebene: Ziele sind weiterhin der Ausbau der 

nationalen und internationalen Kontakte, internationaler Vergleiche und des Erfahrungsaus-

tauschs im Sinne eines Benchmarkings. Die verstärkte Kooperation soll schließlich eine 

Plattform für die wissenschaftliche Auseinandersetzung zwischen der gesetzlichen Renten-

versicherung, der Politik und der Wissenschaft schaffen und den (interdisziplinären) Aus-

tausch der Wissenschaftler untereinander fördern.  

Mittelbare Ziele einer solchen verstärkten Kooperation der Rentenversicherung mit der Wis-

senschaft sind der Ausbau der wissenschaftlichen Infrastruktur und die Förderung des wis-

senschaftlich ausgebildeten Nachwuchses, an dem die Rentenversicherungsträger auch als 

Arbeitgeber interessiert sind. Dem dienen insbesondere auch die früher von dem VDR und 

jetzt von der Deutschen Rentenversicherung Bund veranstalteten Graduiertenkollegs, zu 

denen Doktoranden aller Disziplinen eingeladen werden, die sich mit Fragen des Alterns und 

der Alterssicherung beschäftigen. Ein Ergebnis der bisherigen Erfahrungen ist, dass auch die 

Wissenschaftsdisziplinen, die sich mit dem Thema Altern und Alterssicherung beschäftigen, 

an der Kooperation mit der Rentenversicherung sehr interessiert sind. Sie brauchen für ihre 

Forschungen Fakten, Daten und Hintergrundwissen, das ihnen nur die gesetzliche Renten-

versicherung bieten kann. Deshalb hat noch der VDR mit Unterstützung des Bundesfor-

schungsministeriums ein Forschungsdatenzentrum aufgebaut16, das die Aufgabe hat, unter 

datenschutzrechtlichen und inhaltlich-wissenschaftlichen Gesichtspunkten aufbereitete Da-

ten der Forschung zur Verfügung zu stellen. Es wurde 2005 erfolgreich evaluiert.  

Die an Rentenfragen interessierte Forschung benötigt aber auch institutionelle Unterstüt-

zung, da ihr Standort und ihr Gewicht in der hochschulpolitischen Landschaft immer prekärer 

                                                 
15 Dazu die Tagungsbände in den DRV Schriften, Bde 11, 1997; 10, 1998; 12, 1999; 20, 2000; 26, 

2001; 33, 2002; 40, 2003; 52, 2004; 64, 2006. 
16 Rehfeld, Zur Genese des Forschungsdatenzentrums der gesetzlichen Rentenversicherung, DRV-

Schriften, Bd. 55, 2004, S. 12 ff.; ders., DRV 2004, 63 ff.; s.a. Himmelreicher, DRV 2004, 472 ff.; 
s.a. das Sonderheft der DRV 2006, Heft 8/9, zum Forschungsdatenzentrum. 
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werden. Insbesondere das Sozialrecht und die Sozialpolitik besitzen in der universitären 

Ausbildung und Forschung nicht (mehr) den notwendigen Stellenwert, der einem Politikfeld 

mit so hoher gesellschaftlicher und ökonomischer Relevanz, wie es die soziale Sicherung 

darstellt, zukommen müsste. Insofern ist die von der Rentenversicherung initiierte Kooperati-

on eine Symbiose.  

Die intensive Kooperation mit der Wissenschaft kann sich nicht auf eine Fachrichtung be-

schränken, sie muss entsprechend der Komplexität der Fragestellungen interdisziplinär aus-

gestaltet sein. Es geht im Bereich der Alterssicherung zwar vornehmlich um sozialrechtliche 

und/oder sozialpolitische Fragen, diese müssen aber im Kontext mit volkswirtschaftlichen, 

politologischen, finanzwissenschaftlichen, soziologischen, psychologischen, mathematischen 

und medizinischen Fragestellungen gesehen und beantwortet werden. Daher zeichnete sich 

sehr bald ab, dass unter den aufgeführten Zielen und der notwendigen interdisziplinären 

Ausrichtung im Wesentlichen nur die Bildung eines interdisziplinären wissenschaftlichen 

Netzwerkes als Kern der Kooperation den geeigneten organisatorischen Rahmen abgeben 

kann. Auch deshalb wurden Überlegungen in Richtung einer eigenen Forschungsabteilung 

innerhalb des Verbandes, eines Stiftungslehrstuhls oder einer Stiftungsprofessur an einer 

Universität sowie die Gründung eines An-Institutes bei einer wissenschaftlichen Einrichtung 

sehr rasch verworfen. Daher wurde ein „Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA)“ aus 

Wissenschaftlern gegründet, die sich mit den die Rentenversicherung interessierenden Fra-

gen und Themen beschäftigen. Dieses Netzwerk ist Informations- und Kooperationsbasis 

zugleich: Kooperation mit der Rentenversicherung, Kooperation aber auch der Wissenschaft-

ler untereinander. Die Rentenversicherung stellt damit die Infrastruktur – z. B. in Form der 

Datenbank mit mittlerweile mehr als 150 Wissenschaftlern –, auf die die Beteiligten Zugriff 

haben. Die Zeitschrift „Deutsche Rentenversicherung (DRV)“ steht diesem Netzwerk ebenso 

zur Verfügung, wie ihre Schriftenreihe (DRV-Schriften). In ihr sind bereits verschiedene, vom 

Forschungsnetzwerk Alterssicherung geförderte Projektberichte erschienen.17 Daneben 

sind in den DRV-Schriften und in der DRV auch diverse Tagungsberichte bzw. Tagungsbän-

de von FNA-Veranstaltungen publiziert worden.18  

Mit dem Forschungsnetzwerk Alterssicherung soll des Weiteren der wissenschaftliche 

Nachwuchs gefördert werden. Auch jüngere Wissenschaftler sollen die Chance bekom-

men, sich mit entsprechenden Arbeiten in dieses Themenfeld einzuarbeiten und zu profilie-
                                                 
17 Prognos AG (Anm. 9), DRV-Schriften, Bd. 49, 2004; Hase, „Steuerfinanzierte Beitragszuschüsse 

und Familienlastenausgleich“; DRV-Schriften, Bd. 46, 2004; Schmähl/Rothgang/Viebrok, „Berück-
sichtigung von Familienleistungen in der Alterssicherung“, DRV-Schriften, Bd. 65, 2006. 

18 „Besteuerung von Beiträgen und Leistungen in der Altersvorsorge“, in: DRV-Schriften, Bd. 29, 2001; 
„Offene Koordinierung der Alterssicherung in der Europäischen Union“, DRV-Schriften, Bd. 34 (Ü-
bersetzungen: Bde 35, 36), 2002; „Offene Koordinierung im Bereich der Alterssicherung – Quo Va-
dis“, DRV-Schriften, Bd. 47, 2003; „Arbeitsmarkt und Alterssicherung“, DRV-Schriften, Bd. 42, 2003; 
„Generationengerechtigkeit – Inhalt, Bedeutung und Konsequenzen für die Alterssicherung“, DRV-
Schriften, Bd. 51, 2004; „Interdependenzen in der sozialen Sicherung“, DRV-Schriften, Bd. 60, 2005. 
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ren. Die Nachwuchsförderung erfolgt hierbei zum einen durch Stipendien, zum anderen 

durch ein jährlich stattfindendes Graduiertenkolloquium und zum Dritten durch den jährlich 

zu vergebenden FNA-Forschungspreis.  

Die Kooperationsformen zwischen der Wissenschaft und der Rentenversicherung lassen 

sich damit in fünf Bereiche untergliedern:  

• Förderung von Projekten: Das Forschungsnetzwerk fördert Projekte zu grundsätzli-

chen Fragestellungen ebenso wie Forschungsvorhaben zu aktuellen rentenpoliti-

schen Überlegungen.  

• Tagungen: Für die Kommunikation zwischen Wissenschaft und Praxis werden vom 

FNA regelmäßig Tagungen durchgeführt. Die Veranstaltungen umfassen neben 

der jährlich stattfindenden FNA-Jahrestagung auch Workshops, Symposien und 

Graduiertenkolloquien.  

• Datenbank: Das FNA nutzt die modernen Kommunikationsmöglichkeiten und hat 

eine umfangreiche Datenbank aufgebaut. 

• Stipendien: Das FNA unterstützt die universitäre Grundlagenforschung und bietet 

qualifizierten Nachwuchswissenschaftlern die Möglichkeit, Forschungsvorhaben 

zur Fragen der Alterssicherung, die zugleich der Erlangung eines akademischen 

Grades dienen, mit einem Stipendium zu finanzieren.  

• FNA-Forschungspreis: Der jährlich zu vergebende FNA-Forschungspreis dient der 

Anerkennung weit überdurchschnittlicher Leistungen junger Wissenschaftler (vor 

allem Dissertationen) auf dem Gebiet der Alterssicherung.  

Als Beratungsforum für Forschungsvorhaben und zur Sicherung der wissenschaftlichen 

Qualität der Forschungsmaßnahmen wurde ein interdisziplinär ausgerichteter Beirat einge-

setzt. Er setzt sich aus 16 Personen zusammen: aus acht Vertretern der Wissenschaft und 

acht Vertretern der gesetzlichen Rentenversicherung. Die zentralen Aufgaben des Beirats 

bestehen in der Unterstützung der Rentenversicherung bei der Wahl der Forschungsschwer-

punkte, beim Aussprechen von Empfehlungen über die Durchführung von Projekten sowie 

bei der Evaluierung der im Rahmen der verstärkten Wissenschaftskooperation durchgeführ-

ten Forschungsvorhaben. 
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3. Zur Forschungskompetenz der Rentenversicherung 

Die Forschung gehört zu den Aufgaben der Rentenversicherung. Dies wird nunmehr durch § 

138 Abs. 1 S. 2 Nr. 15 SGB VI klargestellt.19 Danach gehört - auch als politische Anerken-

nung der Forschungsinitiativen des VDR - die „Forschung im Bereich der Alterssicherung 

und der Rehabilitation“ zu den Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der aus dem Zu-

sammenschluss des VDR und der BfA hervorgegangenen Deutschen Rentenversicherung 

Bund. Dieser Bestimmung kommt doppelte Bedeutung zu. Sie stellt die Forschungskompe-
tenz der Deutschen Rentenversicherung Bund außer Frage. Dass Forschung zum Aufga-

benkreis auch der Sozialversicherungsträger gehört, war zuvor schon in der Literatur ge-

klärt20 und von dem Gesetzgeber schon mehrfach in Form ausdrücklicher Aufgabenzuwei-

sung bestätigt worden.21 So haben die Sozialleistungsträger ihre Forschungsvorhaben über 

den gleichen Gegenstand aufeinander abzustimmen (§ 95 Abs. 2 SGB X). Krankenkassen 

sollen Erkenntnisse über den Zusammenhänge zwischen Erkrankungen und Arbeitsbedin-

gungen gewinnen und darüber die Träger der Unfallversicherung informieren (§ 20 Abs. 2 S. 

2 SGB V). Sie können für ihre Forschungsvorhaben ihre Datenbestände nach Maßgabe des 

§ 287 SGB V auswerten. Ähnlich wie in der Rentenversicherung ist auch in der Krankenver-

sicherung die Forschung eine Aufgabe der Bundesverbände (§ 217 Abs. 2 Nr. 7 SGB V). Die 

Bundesagentur für Arbeit hat Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zu betreiben (§ 282 SGB 

III); dabei kommt der Wirkungsforschung besonderes Gewicht zu. Dem dient insbesondere 

das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (§ 282 Abs. 5, 6 SGB III). Auch die Pfle-

gekassen (§ 98 SGB XI) und die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und ihre Ver-

bände dürfen ihre Daten für Forschungsvorhaben nutzen (§ 206 Abs. 2 ff. SGB VII).22 Im 

Übrigen bedingen all die Regelungen, die eine Qualitätssicherung durch die Leistungsträger 

einfordern (z.B. §§ 135a, 136a ff. SGB V; § 20 SGB IX), deren Forschungstätigkeit. Die Ren-

tenversicherungsträger durften bislang schon Einrichtungen, die auf dem Gebiete der Reha-

bilitation forschen, Zuwendungen zukommen lassen (§ 31 Abs. 1 Nr. 5 SGB VI).  

Die Forschungskompetenz der Sozialversicherungsträger umfasst ihren Geschäftsbereich; 

das Forschungsvorhaben als planmäßige und zielgerichtete Suche nach neuen Erkenntnis-

sen bzw. nach Überprüfung bisheriger Erkenntnisse muss zum Aufgabenbereich des Trä-

gers in einer hinreichend sachlichen Beziehung stehen.23 Dabei kann es – nicht nur für die 

Rentenversicherung wichtig – auch um Zukunftsfragen des Systems gehen.24 Die For-

                                                 
19 I.d.F des RVOrgG v. 9. Dezember 2004 (BGBl. I, 3242); ausf. dazu KomGRV § 138 SGB VI (Stand 

2005), Rdnr. 21. 
20 Vgl. Baltzer, Sozialleistungsträger – Forschungsträger, in: Heinze/Schmitt (Hrsg.), Festschrift für W. 

Gitter, 1995, S. 1 ff. 
21 Vgl. Baltzer (Anm. 20), S. 2. 
22 Zur Forschung durch die Berufsgenossenschaften: Barth/Berg u.a., BG 2005, 274 ff. 
23 Ausführl. Baltzer (Anm. 20), S. 4 f. 
24 Baltzer (Anm. 20), a.a.O. 
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schungskompetenz steht den Trägern auch selbst zu. Sie können über ihre Mitarbei-

ter(innen) selbst forschen, sie können Forschungsprojekte aber auch – soweit erforderlich 

nach Ausschreibung – an externe Forscher oder Institutionen vergeben. Zur Forschung ge-

hört, dass die gewonnenen Ergebnisse grundsätzlich publiziert werden, damit sie der (Fach-) 

Öffentlichkeit zur Verfügung stehen.  

Innerhalb der Rentenversicherung liegt die Forschungskompetenz als Grundsatz- und Quer-

schnittsaufgabe bei der Deutschen Rentenversicherung Bund. Auch dies ergibt sich aus § 

138 Abs. 1 S. 2 Nr. 15 SGB VI. Die Rechtslage ist damit ähnlich wie in der Krankenversiche-

rung. Auch dort ist Forschung eine Aufgabe nur der Bundesverbände (§ 217 Abs. 2 Nr. 7 

SGB V). Lediglich in der Unfallversicherung ist auch den einzelnen Trägern neben ihren Ver-

bänden das Recht zur Forschung eingeräumt (§ 206 Abs. 2 ff. SGB VII). Eine entsprechende 

Regelung fehlt im SGB VI. Dies bedeutet aber nicht, dass den Regionalträgern oder der 

Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See jede Forschungstätigkeit verwehrt 

wäre. Soweit z.B. von der Deutschen Rentenversicherung Bund – wie früher von dem VDR 

im Bereich der Reha-Forschung – Forschungsverbünde initiiert werden, können und sollen 

sich die übrigen Träger daran beteiligen. Sie sind auch für Forschungsvorhaben mit regiona-

lem oder sektoralem Bezug (knappschaftliche Rentenversicherung) zuständig. Im Übrigen 

wird man z.B. einer Reha-Klinik die Forschung in ihrem Indikationsbereich nicht absprechen 

können. 

 

4. Schwerpunkte der Forschung  

Forschungsthemen gab es und gibt es auch im Bereich der Alterssicherung genug. Sie las-

sen sich vollständig weder im Grundsätzlichen noch im Detail auflisten. Zudem verändern sie 

sich in dem Maße, wie sich die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen verändern. Deshalb 

können die folgenden Ausführungen nur exemplarisch verstanden werden.  

Angesichts der auch auf Deutschland zukommenden gravierenden demographischen Ver-

änderungen stand in den vergangenen Jahren die Zukunft der Rentenversicherung im 

Vordergrund der Forschungstätigkeit insbesondere des VDR. Sein Gutachten hat zusammen 

mit dem von ihm eingeholten Prognos-Gutachten25 entscheidend dazu beigetragen26, dass 

die Rentenreform von 1989/1992, die die Vorschläge des VDR weitgehend übernahm, sehr 

rasch beraten und im Konsens der großen Parteien verabschiedet werden konnte. Ähnliches 

gilt für die Vorarbeiten der Rentenversicherung27 bei der Überleitung des Rentenrechts auf 

                                                 
25 Vgl. Anm. 9. 
26 Vgl. Nullmeier/Rüb, Die Transformation der Sozialpolitik, 1993, S. 317; s.a. Blüm, DRV 1993, 650 

(652 f.). 
27 Vgl. Kolb/Ruland, DRV 1990, 141 ff.; s.a. Kaltenbach, Informationen und Perspektiven zum Renten-

recht der DDR, BfA-Aktuell 1990, S. 11 ff. 
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die neuen Bundesländer. Auch bei den sich anschließenden Reformen ist immer wieder auf 

Erkenntnisse des VDR zurückgegriffen worden. Trotz aller bereits beschlossenen Reformen 

wird die Diskussion um die Zukunft der Alterssicherung und um die Rolle der Rentenversi-

cherung in diesem Gesamtsystem weitergehen. Nachdem insbesondere durch die Riester-

sche Reform 2001 der Anwendungsbereich der Rentenversicherung zugunsten der ergän-

zenden betrieblichen und privaten Vorsorge eingeschränkt worden ist, muss sich die For-

schung künftig noch mehr auf die Ziele der Alterssicherung konzentrieren: Welche Siche-

rung sollte im Alter bestehen, wie sollte sie zusammengesetzt sein, welche Sicherung kann 

und muss der Staat über die gesetzliche Rentenversicherung gewährleisten? Dies setzt auch 

eine bessere Kenntnis über den tatsächlichen Sicherungsbedarf und über die tatsächlich 

erreichten Sicherungsniveaus voraus – eine ebenfalls noch zu untersuchende Forschungs-

frage. Dabei geht es nicht nur um das „Rentenniveau vor Steuern“, das nach den gesetzli-

chen Vorgaben 2020 die 46 Prozent-Marke und 2030 die 43 Prozent-Marke nicht unter-

schreiten soll (§ 154 Abs.3 S. 1 Nr. 2 SGB VI).  

Bei der Untersuchung der Ziele der Alterssicherung und des Grades der Zielerreichung muss 

auch den Beschränkungen beim Aufbau einer angemessenen Altersvorsorge nachgegangen 

werden. Dabei geht es um Fragen des durchgehenden oder unterbrochenen Erwerbsver-
laufs und seiner Bedeutung für die Alterssicherung. So muss dabei insbesondere auch be-

rücksichtigt werden, dass zunehmend mehr Versicherte aus Arbeitslosigkeit vorzeitig in Ren-

te gehen (müssen) und deswegen beträchtliche Abschläge in Kauf zu nehmen haben28. 

Besonderes Augenmerk ist dabei den Langzeitarbeitslosen zu widmen, deren Alterssiche-

rung jüngst erst wieder dadurch weiter verschlechtert wurde, dass für sie, soweit sie Arbeits-

losengeld II beziehen, nicht einmal mehr der Mindestbeitrag zur Rentenversicherung entrich-

tet wird.29 In diesen Komplex fallen des Weiteren auch Fragen der Besteuerung der Alters-
sicherung. Bei diesen Forschungsvorhaben muss sich die Rentenversicherung zwangsläu-

fig auch mit den Vor- und Nachteilen der anderen Systemen der Alterssicherung be-

schäftigen, zumal sie ihren Versicherten gegenüber eine entsprechende Auskunftsverpflich-

tung hat (§ 15 Abs. 4 SGB I).  

Bei der Diskussion der Ziele der Alterssicherung muss auch weiterhin die Frage nach der 
inter- und intragenerativen Gerechtigkeit gestellt werden. Dabei ist zu beachten, dass die 

Frage nach der Gerechtigkeit zwischen den Generationen nicht auf die Betrachtung der Al-

terssicherung und schon gar nicht nur auf die Rentenversicherung beschränkt werden darf.30 

Zu den Themen der intragenerativen Gerechtigkeit gehört auch die Frage, welche Bevölke-

                                                 
28 Vgl. Ruland, DRV 2006, 225 (235). 
29 Vgl. § 166 Abs. 1 Nr. 2a SGB VI idF des Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetz-

buch und anderer Gesetze vom 24. März 2006 (BGBl. I, 558). 
30 Vgl. hierzu: VDR (Hrsg.): FNA-Jahrestagung 2003: „Generationengerechtigkeit – Inhalt, Bedeutung 

und Konsequenzen für die Alterssicherung“, DRV-Schriften, 2004. 
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rungsgruppen (z.B. Selbstständige) in welcher Weise in die Solidarität mit einbezogen wer-

den sollen, ob es dabei bleiben kann, dass grundsätzlich nur Arbeitnehmer rentenversiche-

rungspflichtig sind, obwohl Selbstständigkeit längst nicht mehr mit wirtschaftlicher Unabhän-

gigkeit und Sicherheit gleichgesetzt werden kann.31 Zu prüfen ist sicherlich auch, ob und in-

wieweit die Beiträge zur Rentenversicherung von den Arbeitskosten entkoppelt werden kön-

nen, um die Lohnzusatzkosten zu senken. Dies findet allerdings bei den Beiträgen zur Sozi-

alversicherung sachimmanente Grenzen. Sie kann, jedenfalls soweit sie – wie in der Ren-

tenversicherung – lohnbezogene Leistungen gewährt, nur über Beiträge finanziert werden. 

Angesichts der weltweit ungleichen demographischen Entwicklung ist auch zu fragen, ob 

sehr langfristig die Vorstellung eines nur noch dünn besiedelten Europas realistisch ist. Da-

her müssen beispielsweise auch der Zuwanderungsbedarf und die Möglichkeiten, ihn zu de-

cken, thematisiert werden. Ein wichtiger Aspekt der intragenerativen Gerechtigkeit betrifft 

den Zusammenhang von Alterssicherung und Familienleistungsausgleich. Die Diskus-

sion hierüber ist in vollem Gange.32 Sie wird aber auch nach Einführung des Elterngeldes 

anhalten. Bei der Frage nach der intergenerativen Gerechtigkeit geht es vor allem um die mit 

dem Stichwort „generationenübergreifende Gerechtigkeit“ zusammenhängenden Fragen. 

Dabei geht es nicht nur um die Grundfrage, ob und inwieweit es in einer Demokratie, die 

Macht nur auf Zeit einräumt, eine solche Generationengerechtigkeit überhaupt geben kann. 

Wäre sie allein der Maßstab, gäbe es keinen sozialpolitischen Fortschritt auf der einen und 

keine notwendigen Korrekturen bei sich verschlechternden Rahmenbedingungen auf der 

anderen Seite. „Generationengerechtigkeit“ nur auf den Beitragssatz zur Rentenversicherung 

und das Rentenniveau zu verkürzen, wäre zudem viel zu eng. Es ließe die geschichtlichen 

Lasten, die jede Generation zu tragen hat, die Zahl der Kinder, die sie hinterlässt, das Wis-

                                                 
31 Dazu ausführlich Axer, in: Söllner/Gitter/Waltermann/Giesen/Ricken (Hrsg.), Gedächtnisschrift für 

Heinze, 2005, S. 1 ff.; Breyer, in: VDR/FNA (Hrsg.), Arbeitsmarkt und Alterssicherung, DRV-
Schriften, Bd. 42, 2003, S. 20 (21 f.); Ruland, in: Ruland/von Maydell/Papier (Hrsg.), Verfassung, 
Theorie und Praxis des Sozialstaats, Festschrift Zacher, 1998, S. 835 (849 f.); ders., in: Fachin-
ger/Rotgang/Viebrok (Hrsg.), Die Konzeption sozialer Sicherung, Festschrift Schmähl, 2002, S. 189 
(199); s.a. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahres-
gutachten 2001/2, S. 245 ff. 

32 Ausgelöst auch durch BVerfGE 103, 242 ff.; zustimmend: Bogs, in: Boecken/Ruland/Steinmeyer 
[Hrsg.], Sozialrecht und Sozialpolitik in Deutschland und Europa, FS von Maydell, 2002, S. 91 ff.; 
Borchert, Wirtschaftsdienst 2001, 255 ff.; Estelmann, SGb 2002, 245 ff. (er war der Vorberichterstat-
ter im Senat); Haverkate, DVBl. 2004, 1061 (1068); Kingreen, JZ 2004, 938 ff.; Lenze, EuGRZ 2001, 
280 ff.; Ott, Wirtschaftsdienst 2001, 263 ff.); ablehnend: Sozialbeirat, BT-Drucks. 14/6099; Bundes-
ministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (Hrsg.), Nachhaltigkeit in der Finanzierung der 
sozialen Sicherungssysteme, Bericht der Kommission, August 2003, 114 ff.; Ebsen, Jura 2001, 401 
ff.; ders., DRV 2002, 697 ff., Eichenhofer, MittLVAOMFr 2001, 719 ff.; ders., DRV 2002, 725 ff.; Ha-
se, Sozialversicherung und Familie zwischen sozialem Ausgleich und staatlicher Verantwortung, 
DRV-Schriften Bd. 46, 2003, S. 31 ff.; Köhler-Rama, DAngVers 2002, 449 ff.; Ritze, SozVers 2002, 
143 ff.; Letzner, Wirtschaftsdienst 2004, 717 ff.; Rürup, Wirtschaftsdienst 2001, 259 ff.; Ruland, NJW 
2001, 1673 ff.; ders., MittLVAOMFr 2001, 699 ff.; ders., in: Hofer/Klippel/Walter (Hrsg.), Perspekti-
ven des Familienrechts, Festschrift Schwab, 2005, S. 1063 ff.; Schmähl, DRV 2002, 715 ff.; 
Schmähl/Rothgang/Viebrok, Berücksichtigung von Familienleistungen in der Alterssicherung, DRV-
Schriften, Bd. 65, 2006, S. 64 ff.; Standfest, DRV 2001, 338 (342 ff.); Wagner, WiSt 2001, 297.  
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sen und die Kultur, die Umwelt, die Infrastruktur, den Reichtum und die Schulden, die sie 

„vererbt“, und vieles andere außen vor. Obwohl es daher keinen Anspruch auf Gleichbe-

handlung über die Zeit hinweg geben kann, weil er jede Veränderung ausschließen und das 

Bestehende zementieren würde, befreit dies nicht von der Notwendigkeit, dem Ziel einer 

Gleichbehandlung der Versicherten auch in der zeitlichen Abfolge möglichst nahe zu kom-

men. Dies immer wieder nachzufragen, ist lohnender Auftrag empirischer Forschung.  

Ein weiterer Schwerpunkt der Forschung sollte wegen der gestiegenen und weiter steigen-

den Lebenserwartung die Problematik des notwendigen Anstiegs der Lebensarbeitszeit 
sein. Dabei geht es nicht nur um auch rechtsvergleichende Untersuchungen zur Frage der 

politischen und faktischen Realisierung höherer Altersgrenzen, es muss dabei auch darum 

gehen, in welchen anderen Politikbereichen Maßnahmen zu ergreifen sind, damit ältere Ar-

beitnehmer auch eine realistische Chance erhalten, länger im Erwerbsprozess zu verbleiben. 

Dem dient u. a. auch das Projekt „Smart Region“, dessen Ziel Strategien zur Umkehr der 

Frühverrentungspraxis und zur Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer sind. Es ist ein 

Projekt im Rahmen des Europäischen Sozialfonds, in dem koordiniert nun durch die Deut-

sche Rentenversicherung Bund Forscher aus Deutschland, Österreich und Portugal zusam-

menarbeiten.33 

Dies alles sind Teilaspekte einer notwendigerweise umfassenderen wissenschaftlichen Aus-

einandersetzung mit den demographischen Veränderungen, die sich auch in Deutschland 

ergeben werden. Dieses Thema beschäftigt als Forschungsgegenstand nicht alleine die ge-

setzliche Rentenversicherung. So unterhält z.B. die Max-Planck-Gesellschaft ein eigenes 

Institut in Rostock, das sich dem demographischen Wandel beschäftigt. Sie hat außerdem 

ein Forschungsnetzwerk MAXNET Aging eingerichtet, das auch in Kooperation mit ausländi-

schen Wissenschaftlern versucht, die Entwicklungsräume des Alterns abzustecken.34 Diese 

und weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit sollten auch bei der künftigen For-

schungstätigkeit genutzt werden. 

Das Altern ist aber nur eine der Veränderungen unserer Gesellschaft, die Rückwirkungen auf 

die Alterssicherung hat. Der Arbeitsmarkt wird flexibler und braucht möglicherweise neue, 

besser angepasste Strukturen der sozialen Sicherung. Die Diskussion läuft unter dem Stick-

wort „flexicurity“35 und ist noch längst nicht abgeschlossen. Nationale Sozialpolitik stößt 

                                                 
33 Dazu „Smart Region“ – eine innovative Maßnahme zur Bewältigung des demographischen Wandels 

in europäischen Regionen, DRV-Schriften, Bd. 62, 2005; Rehfeld/Stecker/Steppich, BG 2006, 257 
ff. sowie ausführlich Stecker in diesem Band. 

34 Dazu Gruss, Die Zukunft des Alterns, in: Max-Plank-Gesellschaft (Hrsg.), Jahrbuch 2005, 2005, S. 9 
(13). 

35 Dazu Kronauer/Linne (Hrsg.), Flexicurity – Die Suche nach Sicherheit in der Flexibilität, Forschung 
aus der Hans-Böckler-Stiftung, Bd. 65, edition sigma, 2005; s.a. Hanesch, ArchSozArb 2001, Nr. 3, 
22 ff.; Keller/Seifert, MittAB 2002, 90 ff., Klammer, WSI-Miteilungen 2000, 313 ff.; Rische, in: Bo-
ecken/Ruland/Steinmeyer (Anm. 33), S. 572 ff. 
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wegen der Globalisierung immer häufiger an die Grenzen ihres Wirkungsbereichs. Kapital 

und Arbeit sind immer weniger standortgebunden. Das erfordert nicht nur, sich mit den aktu-

ellen Konsequenzen auseinander zu setzen, es macht es auch notwendig, über neue For-

men supra- und internationaler Sozialpolitik nachzudenken.36  Es verändern sich auch die 

Formen des Zusammenlebens. Auch das schafft, Stichwort sei nur die Hinterbliebenensi-

cherung, Diskussionsbedarf für die Alterssicherung.  

Wir wissen viel zu wenig über die Wirkungen, die sowohl durch angestrebte als auch durch 

nicht-intendierte Anreize des Alterssicherungssystems ausgelöst werden.37 In anderen Sozi-

alleistungsbereichen ist das ähnlich. Daher hat der Gesetzgeber der Wirkungsforschung im 

Bereich der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung einen besonderen Stellenwert eingeräumt (§ 

282 Abs. 2 SGB III). Hierunter fallen im Bereich der Alterssicherung Forschungsfragen, die 

sich mit den Wirkungen auf das generative Verhalten, dem Einfluss einer Verschiebung des 

Wohlfahrtsmixes, den Auswirkungen auf das Arbeitsangebot und die Humankapitalbildung, 

der Risikobereitschaft und den Reaktionen auf institutionelle Änderungen in anderen Berei-

chen der Wirtschaft und der Gesellschaft beschäftigen. Hier stellt sich auch die Frage nach 

den Wirkungen des Alterssicherungssystems auf Beschäftigung und Investitionsverhalten. 

Auch die Forschungsfrage nach dem Verhalten der Bürger in komplexen Entscheidungssitu-

ationen ist bei der Untersuchung von Wirkungszusammenhängen neu zu stellen. Ebenfalls 

diesem Themenkreis zuzurechnen ist die Forderung nach einer möglichst zeitnahen Unter-

suchung der Wirkungen der vergangenen Rentenreformen. 

Im Zuge der Diskussionen innerhalb der Rentenversicherung, aber auch zwischen Renten-

versicherung und Wissenschaft haben sich Fragestellungen um den Begriff „Akzeptanz“ als 

weiterer Forschungsschwerpunkt herausgebildet, der ebenfalls in Ansätzen bereits Eingang 

in die FNA-Forschungsaktivitäten gefunden hat.38 Hierbei geht es in erster Linie um For-

schungsfragen, die sich mit der Wahrnehmung des Alterssicherungssystems durch die Bür-

ger beschäftigen. Dies umfasst beispielsweise Wahrnehmungen differenziert nach dem In-

formationsstand der Bürger oder nach Alterskohorten. Die dem Denken der Bürger zu Grun-

de liegenden normativen Modelle sollten im Zusammenhang mit der jeweiligen Erwartungs-

bildung untersucht werden. Auch besteht Erkenntnisinteresse gegenüber den Einstellungen 

zu den abgesicherten Risiken und gegenüber der sich daraus ableitenden Legitimität von 

                                                 
36 Dazu etwa: Nußberger, Sozialstandards im Völkerrecht, 2005. 
37 Dazu: Grub, Das rentenpolitische Erbe der rot-grünen Regierungszeit – Ein Modell zur Risiko- und 

Anreizanalyse aus Versichertensicht, in: DRV 2006, 484-506.  
38 Siehe hierzu u. a. Reimann/Frommert, DRV 2006, 77 ff.; FNA-Workshop „Wissen über die Renten-

versicherung und ihre Beurteilung im Wertewandel“, 4. / 5. Juli 2002 mit diversen Beiträgen in: DRV 
2002, 473 – 538; sowie Inifes, Zusammenstellung von Umfrageergebnissen zu Akzeptanz von und 
Wissen über die gesetzliche Rentenversicherung, 2003 (FNA-Projektbericht); s.a. Heien, DRV 2004, 
211 ff. 
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Ansprüchen. Dabei geht es nicht nur um den „Ist-Zustand“, sondern auch darum, wie die 

Akzeptanz der Rentenversicherung in der Bevölkerung verbessert werden kann.39 

Die europäische und internationale Alterssicherungspolitik gewinnt seit Jahren zuneh-

mend an Bedeutung. Trotz der bisher schon intensiven wissenschaftlichen Begleitung dieses 

Prozesses besteht nach wie vor sowohl im Grundsätzlichen als auch im Detail ein erhebli-

cher Forschungsbedarf bei der Untersuchung des Einflusses des europäischen Integrations-

prozesses und der supranationalen Verflechtungen auf die nationalen Alterssicherungssys-

teme. Dies betrifft den unmittelbaren Einfluss von Rechtsetzung und Rechtsprechung auf der 

EU–Ebene, aber auch von „soft law“ (Kommissionsmitteilungen, „Weißbüchern“, internatio-

nale Vereinbarungen etc.) auf die nationale Rechtsentwicklung. Zudem geht es um die mit-

telbaren Folgewirkungen, die sich aus dem Zusammenwachsen zu einem Binnenmarkt und 

aus der Erweiterung der EU für die nationale Sozialpolitik ergeben. Ein besonderes Interesse 

gilt dabei dem von der EU-Kommission entwickelten Verfahren der „offenen Methode der 
Koordinierung“, einer Art „Benchmarking“, und der darin vorgesehenen Entwicklung von 

sozialen Indikatoren, die als Leitlinien und Bewertungsmaßstäbe für die nationale Sozialpoli-

tik dienen.40 Dabei geht es grundsätzlich darum, ob und inwieweit die Systemkonkurrenz 

innerhalb Europas zu einem Sozialdumping, d. h. zu einem Wettbewerb „nach unten“, oder 

zur Evolution eines „europäischen Sozialmodells“ führen wird. Die damit verbundene Einen-

gung des zukünftigen nationalen Gestaltungsspielraums der Alterssicherungspolitik berührt 

die Ziele und damit zusammenhängend auch die Verantwortungsbereiche der Alterssiche-

rungssysteme. Dieser Prozess des europäischen Benchmarkings bedarf dringend der weite-

ren intensiven wissenschaftlichen Begleitung.  

Einen weiteren wichtigen Schwerpunkt künftiger Forschung stellen die EU-Osterweiterung 

und ihre Konsequenzen auch für den Arbeitsmarkt und die nationalen Sicherungssysteme 

der übrigen Mitgliedstaaten dar. Dazu wird es notwendig sein, Umfang und Wirkungen der 

kurz- bis mittelfristigen Migration auch im Gefolge der EU-Osterweiterung zu analysieren. 

Außerdem dürfen wichtige Einzelfragen nicht übersehen werden. So gewinnen das europäi-
sche Wettbewerbsrecht41 und der Grundsatz des gleichen Entgelts für Mann und Frau 

zunehmend Einfluss auf die nationalstaatlichen Sozialrechtsordnungen. All dies ist auch bei 

der nationalen Gesetzgebung mit zu berücksichtigen. 

                                                 
39 Dazu Rische, RVaktuell 2006, 2 ff. 
40 Dazu BMA/VDR/Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Sozialrecht (Hrsg.), Offe-

ne Koordinierung der Alterssicherung in der Europäischen Union, DRV-Schriften Bd. 34, 2002; dies. 
(Hrsg.), Offene Methode im Bereich der Alterssicherung – Quo Vadis?, DRV-Schriften, Bd. 47, 
2003; Devetzi/Schmitt, DRV 2002, 234 ff; Schulte, ZSR 2002, 1 ff.; ders., Sozialer Fortschritt 2005, 
105 ff. 

41 Dazu Becker/Schön (Hrsg.), Steuer- und Sozialstaat im europäischen Systemwettbewerb, 2005. 
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Erstaunlicherweise spielt seit der Reform 200142 die Sicherung bei Erwerbsminderung 

wissenschaftlich kaum noch eine Rolle. Das mag für wenige Probleme bei der Umsetzung 

sprechen. Allerdings fehlt auch insoweit eine Wirkungsforschung, die auch die (notwendigen) 

Abschläge mit einbezieht. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass wegen der langen Über-

gangsfristen (§ 240 SGB VI) für viele Versicherte noch die Prinzipien des alten Rechts gel-

ten. Es kann gut sein, dass die Absicherung bei Erwerbsminderung wieder stärker themati-

siert wird, sollte die Regelaltersgrenze wie geplant angehoben werden. Schon jetzt wird im-

mer wieder die Frage aufgeworfen, was mit Versicherten wird, die ihr Leben lang körperlich 

schwer gearbeitet haben und nicht mehr in der Lage sind, diese Arbeit bis zum Alter 67 fort-

zusetzen.43  

Die Rentenversicherung ist eine große, gleichwohl effiziente Verwaltung. Obwohl sie mit 

Verwaltungskosten in Höhe von 1,6 Prozent der Ausgaben sehr kostengünstig arbeitet, ist 

sie durch die Organisationsreform verpflichtet worden, die jährlichen Verwaltungs- und Ver-

fahrenskosten bis zum Jahr 2010 um 10 Prozent der tatsächlichen Ausgaben für Verwal-

tungs- und Verfahrenskosten für 2004 zu vermindern (§ 220 Abs. 3 S. 2 – 4 SGB VI). Ihr ist 

außerdem der Aufbau und die Durchführung eines zielorientierten Benchmarkings der 

Leistungs- und Qualitätsdaten vorgegeben worden (§ 69 Abs. 5 SGB IV). Auch dies setzt 

exakte Analysen voraus. Den Trägern der Rentenversicherung steht als Körperschaften des 

öffentlichen Rechts das Recht auf Selbstverwaltung zu. Dies ist zunehmend in die Diskus-

sion geraten. Insbesondere sehen sich die Sozialwahlen der Kritik ausgesetzt.44 Auch inso-

weit sind Reformen im Gespräch45, auf die die Rentenversicherung vorbereitet sein sollte.  

 

5. Ausblick 

Die Ausführungen sollten deutlich machen, dass Forschung zum Aufgabenkreis der Renten-

versicherung gehört. Die Forschung obliegt insbesondere als Grundsatz- und Quer-
                                                 
42 Zu ihr ausf: DRV 2002, 83 ff.; Joussen, NZS 2002, 294 ff.; Michaelis, Mitt. LVA Oberfranken und 

Mittelfranken 2000, 458 ff.; Ruland, SDSRV 49 (2002), S. 89 ff.; Stichnoth/Wiechmann, DAngVers 
2001, 53 ff.; Wollschläger, DRV 2001, 276 ff.; zum früheren Recht: Köbl, in: Schulin (Hrsg.), Hand-
buch des Sozialversicherungsrechts, Bd. 3: Rentenversicherungsrecht, 1999, S. 576 ff. 

43 Dazu Bundesministerium für Gesundheit und soziale Sicherung (Hrsg.), Nachhaltigkeit in der Finan-
zierung der Sozialen Sicherungssysteme, Bericht der Kommission, 2003, S. 92. 

44 Pro: BSGE 36, 242 (243 ff.); Axer, Die Verwaltung 35 (2002), 377 (385); U. Becker, in: von May-
dell/Ruland (Hrsg.), Handbuch des Sozialrechts, 3. Aufl., 2003, S. 244; H. Bogs, Die Sozialversiche-
rung im Staat der Gegenwart, 1973, S. 235; Casselmann, SGb 1975, 94; Hendler, DRV 1986, 319 
(326 ff.); Köttgen, JöR 3, 67 (113); Kolb, DRV 1975, 331 (338); Reiter, DRV 1993, 657 (665); Roh-
de, BKK 1967, 321 ff.; Rohwer-Kahlmann, ZSR 1960, 530 (536); Ruland, DRV 1993, 684 (700 
m.w.Nachw.); ders., in: Wannagat (Hrsg.), SGB IV, 1985, § 46 SGB IV, Rdnrn 21 ff.; Schnapp, in: 
Festschrift Ipsen, 2000, S. 807 ff.; contra: Diemer, SGb 1982, 432 (435 f.); Emde, Die demokrati-
sche Legitimation der funktionalen Selbstverwaltung, 1991, S. 469; Haverkate, VVDStRL 46 (1988), 
S. 217 (238); ders., Verfassungslehre, 1992, S. 301 f.; Hufen, SDSRV 34 (1991), S. 43 (63); 
Knopse, VSSR 2005, 411 (422 f.); Oebbecke, VerwArch 1990, 349 (362 f.); Wimmer, NJW 2004, 
3369 ff.; Windels/Pietzsch, VSSR 2003, 215 ff. 

45 Vgl. Leopold, WzS 2005, 175 (176); Urbaniak, SozSich 2006, 66 f. 
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schnittsaufgabe der Deutschen Rentenversicherung Bund. Sie kann diese Aufgabe aber 

nicht alleine bewältigen. Sie ist auf eine enge Kooperation von Wissenschaft und Rentenver-

sicherung angewiesen. Sie muss dazu – wie bisher – bereit sein, auf die Wissenschaft zuzu-

gehen. Dazu bieten das Forschungsnetzwerk Alterssicherung, aber auch das Forschungsda-

tenzentrum eine ausgezeichnete Basis. Die Resonanz aus der Wissenschaft ist bisher sehr 

erfreulich. Forschungsthemen im Bereich der Alterssicherung gibt es, wie die - eher exem-

plarisch - angesprochenen Schwerpunkte zeigen, genug. In dem Maße, wie sich die Rah-

menbedingungen unserer Gesellschaft verändern, kommen immer Neue hinzu. Dabei ist 

auch stets der Blick über die Grenzen notwendig. Der Lösungsvorrat des ausländischen 

Rechts kann bei vielen nationalen Problemen zumindest bei der Suche nach Lösungsansät-

zen helfen. Viele Fragen fordern abgestimmte Antworten aus mehreren Fachdisziplinen. 

Ihre Zusammenarbeit zu fördern, sollte auch ein Ziel der Forschungsaktivitäten der Renten-

versicherung sein. Forschungspolitik muss langfristig und daher vorausschauend an-
gelegt sein. Viele Projekte brauchen, bis Ergebnisse vorliegen, Jahre, wie z.B. die AVID-

Untersuchungen zeigen. Deshalb ist es wichtig, neuen Fragen gegenüber schon frühzeitig 

offen zu sein, Probleme zu erkennen, bevor sie allgegenwärtig sind. Forschungsförderung 

muss auch Nachwuchsförderung sein. Dies war dem Forschungsnetzwerk Alterssicherung 

auch schon in der Vergangenheit immer ein besonderes Anliegen. Daran sollte sich nichts 

ändern. 

Eine vertiefte Kooperation zwischen der Rentenversicherung und der Wissenschaft wird zu 

einer sachgerechteren Diskussion der mit der Alterssicherung zusammenhängenden kom-

plexen Fragen und zu rationalen politischen Entscheidungen führen. Damit ist die verstärkte 

Kooperation zwischen Rentenversicherung und Wissenschaft nicht zuletzt auch eine sachge-

rechte Investition in die Zukunft im Interesse der Beitragszahler. 
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Entwicklungslinien des Forschungsnetzwerkes Alterssicherung – 
Reflexionen zu den Umsetzungsstrategien 

Uwe G. Rehfeld, Deutsche Rentenversicherung Bund 

 

Das Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA) wurde 2001 gegründet und hat sich trotz 

im Vergleich zu anderen Förderinstitutionen bescheidener Kapazitäten, einen Platz im The-

menbereich „Alterssicherung, Soziale Sicherung“ schaffen können. Hintergründe, Sinnhaftig-

keit und Notwendigkeit des Vorhabens wurden von Rische und Ruland in den vorangegan-

genen Beiträgen beschrieben. Deutlich wird darin, dass in der gegenwärtigen Zeit vielfältiger 

Umbrüche die Institution Rentenversicherung, ihre verantwortlichen Lenker und Repräsen-

tanten Informationen, Analysen und Argumente benötigen, um Lösungswege und Entschei-

dungen in der gebotenen Sachlichkeit und Objektivität zu finden. Insofern geht es beim For-

schungsnetzwerk Alterssicherung darum, für aktuelle und erwartete Probleme für Zwecke 

der Zielorientierung und Entscheidungen wissenschaftlich fundierte Informationen zu schaf-

fen. Dabei wird in einem erweiterten, offenen Fachkreis beraten, um im Kontext der aktuellen 

Fragestellungen zwischen verschiedener Lösungsansätze bestmögliche Resultate zu errei-

chen.  

Bevor in den nachfolgenden Beiträgen das aktuelle Forschungsprogramm und seine Umset-

zungen in Schwerpunkten erläutert werden, soll zunächst ein Bericht zum Aufbau des FNA, 

seinen Fördermöglichkeiten und die Umsetzungsstrategie der Förderideen gegeben werden.  

 

Das Forschungsnetzwerk als Rahmen einer Forschungsinfrastruktur 

Anfänglich war bei der Überlegung, die Forschung auf dem Gebiet der Alterssicherung zu 

fördern, an die Einrichtung eines Forschungsinstituts, von Forschungslehrstühlen oder an 

eine Stiftung – mithin die Schaffung einer schlagkräftigen lokalen Forschungseinheit – ge-

dacht worden. Recht bald hat jedoch die VDR-interne Diskussion offenbart, dass angesichts 

der Vielfalt der Fragestellungen und der geforderten Offenheit der Lösungsansätze ein sol-

cher Weg nicht ohne zu großen Aufwand möglich wäre. Nahe liegend war deshalb, die Er-

fahrung der Forschungsförderung im Bereich Rehabilitation zu nutzen und auf die Fragestel-

lung „Alterssicherung“ zu übertragen. Hier waren in verschiedenen Schritten neue Formen 

der Forschungsförderung und Forschungskoordinierung zwischen der Rentenversicherung 

und weiteren Partnern im Gesundheitssektor einerseits und der Forschung andererseits 

praktiziert worden.46 Der Beschluss, eine Forschungsförderung mit einem jährlich festen Be-

                                                 
46 Zahlreiche Bände aus dem Bereich der Rehabilitationswissenschaft und -forschung wurden In der 
Schriftenreihe Deutsche Rentenversicherung (DRV-Schriftenreihe) veröffentlicht, in der ebenfalls seit 
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trag von 750.000 EUR zu schaffen, wurde vom Vorstand des Verbandes Deutscher Renten-

versicherungsträger im Oktober 2000 gefällt und auf der anschließenden Mitgliederversamm-

lung beschlossen. Dabei wurde das Votum zunächst für eine Aufbauphase ausgesprochen.  

Im Rahmen der Organisationsreform der Rentenversicherung wurde nunmehr der Deutschen 

Rentenversicherung Bund als Grundsatz- und Querschnittsaufgabe mit § 138, Abs. 1, S. 2, 

Nr. 15 SGB VI die Altersforschungsförderung zugewiesen.  

 

Die Vorzüge der Netzwerkstruktur 

Es lassen sich eine ganze Reihe von Gründen nennen, die dazu geführt haben, das FNA in 

kurzer Zeit erfolgreich werden zu lassen. Neben der Themenaktualität der Aktivitäten von 

Beirat und Geschäftsstelle ist hierbei ganz wesentlich die Nutzung der Möglichkeiten, die im 

Netzwerk angelegt sind.  

Flexibilität Flexibilität –– inhaltlich und personellinhaltlich und personell

Offenheit und TransparenzOffenheit und Transparenz

Beteiligungsmöglichkeiten aller InstitutionenBeteiligungsmöglichkeiten aller Institutionen

Niedrige KostenNiedrige Kosten

Abbildung 1: Netzwerk: Moderne Form der OrganisationAbbildung 1: Netzwerk: Moderne Form der Organisation

Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)

 
Die in Abbildung 1 zusammengestellten Vorzüge einer Netzwerkorganisation bedeuten ins-

gesamt, dass durch das Zusammenwirken der verschiedenen Personen und Institutionen im 

Netzwerk erfolgreich und flexibel im Hinblick auf vereinbarte Ziele gearbeitet werden kann. 

Durch die moderne Technik und Kommunikation – insbesondere des Internets – entsteht 
                                                                                                                                                         
2002 die Ergebnisse der Symposien, Jahrestagungen oder der Projekte des FNA publiziert werden. 
Die Liste der Veröffentlichungen kann auf der Internetseite der Deutschen Rentenversicherung unter 
der Rubrik Publikationen / DRV-Schriften eingesehen werden (http://www.deutsche-
rentenversicherung.de). 
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eine Diskussionskultur, die wegen ihrer Offenheit und Transparenz Vielen die Möglichkeit 

gibt, sich qualifiziert zu beteiligen. Die Verbreitung erzielter wissenschaftlicher Resultate und 

die Rezeption derselben sind durch entsprechende mediale Unterstützung sowohl für die 

Fachwelt, wie auch in Politik und Öffentlichkeit schnell und wirkungsvoll zu erreichen. Dabei 

sind insgesamt die Kosten einer solchen Netzwerkorganisation nicht unbedingt niedrig, aber 

sie sind niedriger als bei der Alternative einer festen Dauerinstitution. Ein Vorzug von exter-

nen Beteiligten kann auch darin gesehen werden, dass durch die Einbindung im Netzwerk 

auch in der eigenen Institution durch flexible Anpassung eine optimale Nutzung von Res-

sourcen erreicht wird, die sich dort ebenfalls ökonomisch positiv auswirkt.  

 

Moderne Infrastruktur einer Geschäftsstelle 

Netzwerke sind insbesondere dann erfolgreich, wenn Fragestellung und Thematik im hohen 

Arbeitsinteresse aller Beteiligten stehen. Das Thema Rentenversicherung bzw. Alterssiche-

rung steht bei den meisten Beteiligten des FNA im Fokus oder wird als aktuelles Thema er-

kannt. Zeitweilig war im universitären Lehr- und Forschungsbereich – wie von Ruland be-

schrieben – ein rückläufiger Trend feststellbar. Dabei sind die Reformen im Bereich Alterssi-

cherung sind für die Gesellschaft und Wirtschaft von außerordentlich hoher Bedeutung, so 

dass diese Themen in der Forschungslandschaft Alterssicherung zu beleben sind. Um hier 

auch im Interesse der Versicherten und der Organisation entgegenzutreten, ist eine vitale 

Geschäftsstelle erforderlich, die auf der Basis moderner Strukturen diese organisatorischen 

und kommunikativen Aufgaben angeht (vgl. Abbildung 2).  
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Abbildung 2: Die FNA Abbildung 2: Die FNA -- Geschäftsstelle und ihre AufgabenGeschäftsstelle und ihre Aufgaben

Organisatorische Aufgaben
• Beiratsbetreuung
• Projektevaluation
• Zeitplanung
• Dokumentationen
• Verträge
• Finanzen

Kommunikationsaufgaben
• Internet gestützte Infrastruktur
• Tagungen, Symposien
• Datenbank
• Newsletter

Wissenschaftliche Aufgaben
• Arbeit am Forschungsprogramm
• Vorbegutachtung
• Themen
• Monitoring der Wissenschaftsszene
• Vermittlung von Forschungsergebnissen

Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)

 

An der Schnittstelle von Organisation und Praxis steht insbesondere die inhaltliche Betreu-

ung von Gremien, Tagungen und Veröffentlichungen. Dabei sind im Fall des Forschungs-

netzwerks der Rentenversicherung die RV-internen Strukturen – früher auf der Ebene des 

Verbandes, jetzt auf der Ebene des Grundsatz- und Querschnittsbereich der Deutschen 

Rentenversicherung Bund – zu berücksichtigen. Wichtig ist, dass in einem effektiven Team 

die den Entscheidungen nachgehenden organisatorischen Schritte – u. a. Vertragsabwick-

lung, Finanzierung, Projektevaluation, Dokumentation und Publikationen – zeitnah und effek-

tiv durchgeführt werden. Die kommunikative Seite hat eine herausragende Bedeutung, um 

zeit- und reiseaufwändige Prozesse zu vermeiden und diese in der Netzwerkstruktur optimal 

zugestalten. Hierzu gehören stetige, kreative und inhaltsorientierte Informationen per News-

letter, das Betreiben entsprechender Informationsangebote in Datenbanken sowie Service-

arbeiten für alle Beteiligten mit dem Ziel, ihnen Informationen und Hinweise schnell und um-

fassend zukommen zu lassen. Auch die Zusammenarbeit mit anderen Forschungsinstitutio-

nen ist diesem Bereich zuzurechnen. Das Ziel ist hier einerseits ein Wettbewerb der Ideen, 

andererseits bei begrenzten Ressourcen die Vermeidung von Doppelforschung sowie – bei 

sehr teuren Projekten – die Kooperation. Den Kommunikationsanforderungen ist auch eine 

zielführende Betreuung von Stipendiaten mit regelmäßigen Kontakten und Gedankenaustau-

schen für alle Beteiligten Erfolg versprechend zuzurechnen.  
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Die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Verwaltung ist indes nicht völlig neu – obwohl 

insbesondere mit dem Internet aktuelle Techniken und Formen möglich sind. Vor dem FNA 

bestanden bereits regelmäßige Kontakte zwischen Verwaltung und Wissenschaft, die z. B. 

mit der Besetzung des Sozialbeirates47, aber auch mit Vorträgen und Publikationen und 

durch die Themenwahl von wissenschaftlichen Tagungen gestaltet wurden. Auch die seit 

langem von der Rentenversicherung durchgeführten Tagungen mit Gästen zu sozialpoliti-

schen Themen können als Vorläufer dieser Entwicklungen angesehen werden. Aus kommu-

nikationstheoretischer Sicht ging es damals wie heute darum, zu bestimmten Themen alle 

Experten und Interessenten zusammenzubringen und einen Disput über Lösungsansätze zu 

erreichen. Diese Wege hat das FNA nun mit eigenen Fachtagungen, Workshops und weite-

ren Veranstaltungen verstärkt (siehe hierzu ausführlich Teil III). Mitglieder des FNA haben 

außerdem Veranstaltungen der wissenschaftlichen Gesellschaften mitgestaltet. Eine wichtige 

Institution und ein Bindeglied zwischen Wissenschaft und Praxis bildet dabei der Beirat des 

FNA. In diesem sind Selbstverwaltung, Verwaltung der Rentenversicherungsträger und Wis-

senschaftler verschiedener Disziplinen vertreten. Im Sinne der Qualitätssicherung hat sich 

die Evaluationsaufgabe des Beirates bislang als sehr erfolgreich erwiesen. 

 

Inhaltliche Forschungsstrategien 

Ein Meilenstein des späteren Forschungsnetzwerks war auf Initiative des Verbandes, ganz 

wesentlich durch Anregung der Geschäftsführung und des Vorstandes, ein erster Workshop 

im Dezember 2000.48 Vorangegangen waren Gespräche zwischen ausgewählten Experten, 

mit denen der Verband durch seine Tätigkeit, Forschungsinteresse oder im Rahmen seiner 

Politikberatung verbunden war, u. a. Ministerium für Arbeit und Soziales, Bundesversiche-

rungsanstalt für Angestellte und Max-Planck-Institut München. Die systematischen Diskussi-

onen führten sowohl zur Ausgestaltung eines Netzwerks und seiner Ziele als auch zur Kon-

stituierung des Beirats und zu einem Themenkatalog.  

                                                 
47 Der Sozialbeirat berät die gesetzgebenden Körperschaften und die Bundesregierung in Fragen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und setzt sich zusammen aus drei unabhängigen Wissenschaftlern, 
je vier Vertretern der gesetzlichen Rentenversicherung der Versicherten und der Arbeitgeber sowie 
einem Vertreter der Bundesbank. 
48 Auf dem Symposium „Forschungsbedarf im Bereich der Alterssicherung“ am 18. und 19. Dezember 
2000 in Würzburg erfolgte die thematische Schwerpunktsetzung (Ziele der Alterssicherungspolitk, 
Wirkungsforschung, Akzeptanz, Europa) und die Bildung des wissenschaftlichen Netzwerkes: 
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Förderung der wissenschaftlichen Behandlung und Analyse Förderung der wissenschaftlichen Behandlung und Analyse 
von Grundsatzfragen der Alterssicherungvon Grundsatzfragen der Alterssicherung

Beseitigung von ErkenntnisdefizitenBeseitigung von Erkenntnisdefiziten

Analyse von Tendenzen und Trends der sozialen Sicherung,  Analyse von Tendenzen und Trends der sozialen Sicherung,  
speziell der Alterssicherungspeziell der Alterssicherung

Förderung der thematischen Behandlung der Altersicherung Förderung der thematischen Behandlung der Altersicherung 
in Lehre und Forschung an Hochschulenin Lehre und Forschung an Hochschulen

Abbildung 3: Ziele des ForschungsnetzwerkesAbbildung 3: Ziele des Forschungsnetzwerkes

Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)

 
 

Im Rahmen dieser Gespräche wurden Ziele des Forschungsnetzwerks – vgl. Abbildung. 3 – 

definiert. Dabei war von Anbeginn an ein wichtiger Aspekt, dass im Rahmen der Hochschul-

lehre und -forschung Themen des Sozialen und der Alterssicherung gefördert werden soll-

ten. Es war deshalb auch ein Anliegen des FNA, neben der Förderung von Projekten, Sti-

pendien an Doktoranden mit der Bearbeitung für die Rentenversicherung interessanter The-

men zu gewähren und Kolloquien für den wissenschaftlichen Nachwuchs zu veranstalten. 

Diese Aktivitäten waren sehr erfolgreich, haben die Kommunikation insbesondere zwischen 

den verschiedenen Disziplinen ausgesprochen fruchtbar gefördert und ein tatsächlich aktives 

Netzwerk entstehen lassen. In diesem sind sowohl der Forschungsnachwuchs als auch die 

„entsendenden“ Lehrstühle einbezogen. Im Rahmen der Förderinstrumente – vgl. Abbil-
dung. 4 – sind auch Publikationsaktivitäten und die jährliche Auslobung eines Forschungs-

preises (in Höhe von 5.000 EURO) als erfolgreiche Förderinstrumente zu erwähnen. 
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Förderung von Projekten Förderung von Projekten 

Förderung von Nachwuchswissenschaftlern (Stipendien,  Förderung von Nachwuchswissenschaftlern (Stipendien,  

Graduiertenkolloquien)Graduiertenkolloquien)

Veranstaltung von Tagungen, Symposien, WorkshopsVeranstaltung von Tagungen, Symposien, Workshops

Publikationen von ForschungsergebnissenPublikationen von Forschungsergebnissen

Auslobung eines ForschungspreisesAuslobung eines Forschungspreises

Ausbau und Pflege des internetAusbau und Pflege des internet--gestützten Netzwerksgestützten Netzwerks

Abbildung 4: Abbildung 4: Katalog der Förderinstrumente  des FNAKatalog der Förderinstrumente  des FNA

Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)

 

Neue Aktivitäten zur Forschungsförderung 

Mit dem Zusammenschluss des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger mit der 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte zur neuen Institution Deutsche Rentenversiche-

rung Bund zum 1. Oktober 2005 hat sich im Zielkatalog und Aufgabenspektrum des For-

schungsnetzwerks Alterssicherung nichts geändert, allerdings ist im Beirat die institutionelle 

Bank der Selbstverwaltung und der Geschäftsführungen neu besetzt worden.49 Die Ge-

schäftsstelle des Forschungsnetzwerks wurde dem Grundsatz- und Querschnittsbereich 

Forschung, Entwicklung, Statistik zugeordnet und dabei auch personell verstärkt. Als wichti-

ges neues Instrument sind kleinere Projekte in Form von Expertisen praktiziert worden. Hier 

geht es darum, in relativ kurzer Zeit zu speziellen Fragestellungen einen Wissenstransfer 

aus dem Forschungsbereich für die Verwaltungspraxis zu erhalten. 

Eine weitere Aktivität zur Förderung der Forschung von jungen Wissenschaftlern auf dem 

Gebiet der Alterssicherung wurde mit der Einrichtung eines Forschungsdatenzentrums auf 

Anregung der vom Bundesforschungsministerium geförderten Kommission zur Verbesserung 

                                                 
49 Die derzeitigen Mitglieder des Beirates des FNA sind: Dr. Hans. J. Barth, Prof. Dr. Ulrich Becker, 
Prof. Dr. Dr. h.c. Eberhard Eichenhofer, Prof. Dr. Klaus Heubeck, Prof. Dr. Rainer Münz, Prof. Dr. 
Barbara Riedmüller, Prof. Dr. Dr. h.c. Bert Rürup, Prof. Dr. Winfried Schmähl, Dr. Axel Reimann, 
Alexander Gunkel,  Dr. Herbert Rische, Dr. Ursula Engelen-Kefer, Manfred Burmeister, Dr. 
Wolfgang Kohl, Dr. Hartmann Kleiner und Klaus Pauli. 



 32 

der informationellen Infrastruktur zwischen Wissenschaft und Verwaltung begonnen.50 Neben 

dem regulären Statistikbereich51 der Deutschen Rentenversicherung wurde ein neuer Be-

reich geschaffen, in dem die Mikrodatensätze der Rentenversicherung für wissenschaftliche 

Zwecke aufbereitet, entsprechend anonymisiert und dokumentiert werden. Die Daten können 

entweder als Public Use Files von jedem Forscher oder in Form von Scientific Use Files von 

Forschern, mit denen ein entsprechender Datenlieferungsvertrag abgeschlossen wird, aus-

gewertet werden.52 Wie eine zwischenzeitlich erfolgte Evaluierung des Projektes ergeben 

hat, sind diese Arbeiten von der wissenschaftlichen Szene ausgesprochen gut angenommen 

worden und haben zu zahlreichen Forschungsaktivitäten geführt.53 

Ziele der AlterssicherungZiele der Alterssicherung

Wirkungsanalyse des AlterssicherungssystemsWirkungsanalyse des Alterssicherungssystems

Sicherung bei ErwerbsminderungSicherung bei Erwerbsminderung

Akzeptanz des Alterssicherungssystems undAkzeptanz des Alterssicherungssystems und

Europäische und internationale AlterssicherungspolitikEuropäische und internationale Alterssicherungspolitik

Abbildung 5: FNA Abbildung 5: FNA -- ForschungsschwerpunkteForschungsschwerpunkte

Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)Forschungsnetzwerk „Alterssicherung“ (FNA)

 
 

                                                 
50 Vgl. Kommission zur Verbesserung der informationellen Infrastruktur zwischen Wissenschaft und 
Statistik (Hrsg.) 2001: Wege zu einer besseren informationellen Infrastruktur. Gutachten der vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung eingesetzten Kommission zur Verbesserung der informati-
onellen Infrastruktur zwischen Wissenschaft und Statistik. Nomos Verlag, Baden-Baden. 
51 Vgl. Rehfeld, U., 2001: Die Statistiken der gesetzlichen Rentenversicherung. In: Deutsche Renten-
versicherung Heft 3-4/2001: 169-188. 
52 Vgl. Rehfeld, U., 2004: Datenangebot und Informationsbedarf im Bereich der Alterssicherung. For-
schungsdatenzentrum der Rentenversicherung im Aufbau. In: Deutsche Rentenversicherung Heft 1-
2/2004: 63. 
53 Vgl. Himmelreicher, R. K. / Rehfeld, U. G.,2005:  Sozioökonomische Analysen auf Datenbasis der 
Rentenstatistik. E. S. u. P. In: Ihle. Bern, Schweiz, Verlag Hans Huber, Bern. Routinedaten im Ge-
sundheitswesen, Handbuch Sekundärdatenanalyse: Grundlagen, Methoden und Perspektiven: 319-
328. 
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Forschungstrends und Themenwandel 

Im Rahmen der bereits erwähnten anfänglichen Treffen zwischen Verwaltung, Forschung 

und Vertretern des „Arbeitsministeriums“ haben sich als Forschungsthemen aus systemati-

schen Gründen Fragen der Sicherungsziele und der Wirkung von Rechtsänderungen unter 

verschiedenen Gesichtspunkten ergeben. Deutlich wird dabei, dass neben der systemati-

schen Sicht auch aktuelle Fragen der Orientierung und Fundierung von Reformentscheidun-

gen Berücksichtigung gefunden haben. Die in Abbildung 5 als Forschungsschwerpunkte 

ausgewiesenen Themen haben jeweils eine sehr große Vielfalt differenzierter Fragestellun-

gen, die zudem in verschiedenen Disziplinen unterschiedlich anzugehen sind. Die Themen-

formulierung der Forschungsschwerpunkte ist relativ kontinuierlich beibehalten worden. Die 

Thematik der Erwerbsminderung ist im Jahr 2003 als Unterthema der Wirkungsanalyse auf 

die Agenda der Forschungsschwerpunkte des FNA gesetzt worden.  

Die vielfältige Umsetzung in die Forschungspraxis ist in Abbildung 6 gut zu erkennen. Im 

oberen Teil der Übersicht ist zu sehen, wie die Jahrestagungen, die einen inhaltlichen Höhe-

punkt im Forschungsnetzwerk Alterssicherung darstellen, jeweils verschiedene Themen-

schwerpunkte abgedeckt haben. Einige wissenschaftliche Fragestellungen betreffen mehrere 

Forschungsschwerpunkte. Dies betrifft ebenfalls die weiteren Veranstaltungen und die in 

Abbildung 6 fast vollständig aufgeführten Projekte. Der Übersicht ist zu entnehmen, dass 

vielfältige, sehr verschiedene Fragestellungen vom Forschungsnetzwerk bearbeitet wurden. 

Insbesondere der enge Bezug zu Kernfragen der Rentenversicherung und der Alterssiche-

rung sind erkennbar. Die Ergebnisse der Veranstaltungen und der Projekte sind daher für die 

sozialpolitischen Entscheidungen von hohem Nutzen. Die Publikationen haben in Fachkrei-

sen positive Resonanz gefunden. Sie dokumentieren auch, dass auf der Basis jeweils ge-

wonnener Erkenntnisse kontinuierlich neue Fragestellungen auftreten, wie im vorliegenden 

Bericht zum 5-jährigen Bestehen des Forschungsnetzwerks oder in den Jahresberichten des 

FNA deutlich wird. In diesem Sinn werden permanent und stetig alle Aktivitäten im For-

schungsbereich, in der Netzwerkarbeit oder auch die aktuellen Überlegungen im Rahmen 

der Reformen in Kürze zu Anpassungen des Forschungsprogramms führen. 
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Abbildung 6: Chronologischer und systematischer Überblick über FNA-
Projekte und Veranstaltungen in den Jahren 2001 - 2006
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Die nächsten Themen im Blickpunkt 

Sozialpolitik, gesellschaftlicher Wandel, Demografie und Ökonomie werden in ihren Wirkun-

gen im Rentensystem, im Alterssicherungssystem und für die Einzelnen die Grundlagen für 

vielfältige weitere Forschungsfragen sein. Ganz aktuell hat sich gezeigt, dass besonders 

gute Erfolge auf der Basis empirischer Daten zu erreichen sind. Dies betrifft die im kommen-

den Jahr verfügbaren Analysen und Ergebnisse aus der zweiten Erhebung zur Altersvorsor-

ge in Deutschland (AVID 2005).54 Auch sind weitere fruchtbare Forschungserfolge aus den 

der Wissenschaft zur Verfügung gestellten Daten des Forschungsdatenzentrums zu erwar-

ten. Schließlich wurde Ende 2006 das Forschungsprojekt Smart Region abgeschlossen, das 

sich mit regionalen Fragen der Beschäftigung Älterer beschäftigt hat. Es zeigte sich, dass 

insbesondere die Zusammenarbeit mit weiteren Forschungspartnern fruchtbar war.55 Dies ist 

eine Erkenntnis, die sich auch in den Forschungsverbünden im Bereich der Rehabilitation 

ergeben hat. Ein erklärtes Ziel des Forschungsnetzwerks wird daher sein, mit weiteren Insti-

tutionen Kooperationen in Projekten und in Forschungsstrategien zu planen. Dabei dürften 

auch – insbesondere bei relativ teuren Erhebungen – Kostenersparnisse eine Rolle spielen, 

weil die erhobenen Daten mehreren Datennutzern dienen können. Diese Kooperationsstra-

tegien beziehen sich zunächst sicherlich auf die Forschung in Deutschland. Allerdings sind 

durch den Beitritt weiterer Länder zur EU und im Rahmen der Diskussion der Fortentwick-

lung der sozialen Sicherung in Europa länderübergreifende Forschungsaktivitäten nicht nur 

wünschenswert, sondern grundsätzlich auch unerlässlich, weil nur auf diesem Weg Ver-

gleichbarkeit in methodischer und systematischer Hinsicht möglich wird. Im Rahmen dieser 

Aktivitäten wird das Forschungsnetzwerk Alterssicherung sich in seinen Leitideen fortentwi-

ckeln und als Institution im Bereich von Wissenschaft, Verwaltung und Politikberatung das 

Themenfeld soziale Alterssicherung weiter aktiv moderierend betreuen, mitgestalten und 

offen für den Ergebnistransfer in die Rentenversicherung und für die Regionalträger sein. 

 

 

 

                                                 
54 Siehe hierzu beispielsweise Frommert, D. / Heien, T. (2006): Kontinuität oder Wandel? Die Bedeu-
tung der drei Säulen der Alterssicherung im Zeitvergleich, in: Deutsche Rentenversicherung 2-3/2006, 
S. 132-155. Eine Liste mit weiteren Publikationen auf der Grundlage der Studie Altersvorsorge in 
Deuschland (AVID) findet sich unter www.altersvorsorge-in-deutschland.de. 
55 Die Projektpartner waren INIFES aus Augsburg, SÖSTRA aus Berlin, ÖSB Consulting aus Wien 
und CEDEP angesiedelt an der Universität Lissabon. Organisatorisch und inhaltlich betreut wurde das 
Projekt durch U. Rehfeld (Projektkoordinator) und C. Stecker (Projektleitung) aus dem Geschäftsbe-
reich Forschung, Entwicklung und Statistik der Deutschen Rentenversicherung Bund. Weitere Details 
sind dem Beitrag von Stecker in diesem Band zu entnehmen. 
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Prioritäre Forschungsthemen des Forschungsnetzwerks Alterssicherung 

Jürgen Faik, Tim Köhler-Rama, Deutsche Rentenversicherung Bund 

 

1. Wissenschaftliches Anforderungsprofil des Forschungsnetzwerks Alterssicherung 

Auch in der Zukunft wird die Vorgehensweise des FNA voraussichtlich primär darin beste-

hen, unter Konzentration auf seine Kernkompetenzen – ausgeprägtes Spezialwissen und 

hohe Beratungs- und Methodenkompetenz – Kooperationspartner in der Wissenschaft zur 

Erörterung rentenpolitisch wichtiger Fragestellungen zu finden. Damit können eigene Res-

sourcen der gesetzlichen Rentenversicherung sinnvoll ergänzt, Risiken verringert und die 

Handlungsflexibilität erhöht werden. Gerade in Zeiten von Personaleinsparungen auch im 

Öffentlichen Dienst können dadurch für die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) Hand-

lungsspielräume erhalten bzw. zurückgewonnen werden.  

In diesem Zusammenhang erscheint für eine (auch) politisch geprägte Institution wie die 

Deutsche Rentenversicherung eine aktive, strategische Forschungsförderung zielführender 

als eine responsive, rein wissenschaftsgesteuerte Forschungsförderung. Es ist daher nicht 

nur an die Förderung grundlagenbezogener Alterssicherungsforschung zu denken, sondern 

auch bzw. vor allem an die Förderung von Forschung, welche zur Verbesserung der wissen-

schaftsbasierten Politikberatung beiträgt. Letztlich geht es um die Versachlichung der ren-

tenpolitischen Diskussion. 

An die Vergabe von FNA-Projekten und –Stipendien, aber auch in Bezug an die Verleihung 

des FNA-Preises sind entsprechend ausgestaltete Anforderungen zu stellen. Es geht herbei 

im Wesentlichen um 

• das Potenzial an Erkenntnis, welches in die Praxis umgesetzt werden kann (Erkennt-

nis- und Lösungspotenzial), 

• die Bedeutung der jeweiligen Arbeit in der aktuellen sozial- und rentenpolitischen 

Diskussion (Legitimationspotenzial) und 

• das Entlastungspotenzial für die politikberatenden Arbeitsbereiche innerhalb der 

Deutschen Rentenversicherung (Beratungspotenzial). 

Die jeweiligen Arbeiten sollen folglich 

• einen „Mehrwert“ für die gesetzliche Rentenversicherung generieren, 

• valide wissenschaftliche Ergebnisse liefern, 

• bezüglich Forschungskonzeption, Fachgebiet und Methodik zum FNA-Forschungs-

programm passen, 
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• möglichst kurzfristig umsetzbar sein, 

• bezüglich Mittelvolumen und Laufzeit nicht zu groß dimensioniert sein (angesichts der 

Sparnotwendigkeiten auch in der Deutschen Rentenversicherung) und 

• zum Netzwerkaufbau beitragen. 

Gerade der Vernetzung der einzelnen Arbeiten kommt in Zeiten eines gesteigerten Reform-

bedarfs auch in der bundesdeutschen Alterssicherung eine eminent wichtige Bedeutung zu. 

Sie kann zu einem noch stärker fokussierten FNA-Forschungsprogramm und auf diesem 

Wege auch zu einer zielgerichteteren praktischen Sozialpolitik – sozusagen zu einer „Sozial-

politik aus einem Guss“ – einen Beitrag leisten. Notwendig erscheint in diesem Zusammen-

hang die Aufrechterhaltung bzw. Intensivierung der wissenschaftlichen Interdisziplinarität der 

FNA-Arbeiten. Erst durch eine solche Ausrichtung ist es möglich, Reformnotwendigkeiten 

und Reformoptionen aus verschiedenen Blickwinkeln zu betrachten bzw. eventuell sogar erst 

zu erkennen. Neben sozial-, wirtschafts- und rechtswissenschaftlichen Analysen kommt da-

bei u. E. beispielsweise historischen Aspekten zum Aufspüren bestimmter Entwicklungspfa-

de eine große Relevanz zu. 

 

2. Interdisziplinarität und Methodenvielfalt im Forschungsnetzwerk Alterssicherung 

Es erscheint von zentraler Bedeutung, dass auch künftige Forschung im FNA-Kontext Ko-

operationsmöglichkeiten und Berührungspunkte zu Forschungsförderungsprogrammen an-

derer Einrichtungen systematisch berücksichtigt.56 Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen, 

dass zentrale Anliegen des FNA darin bestehen, Netzwerkarbeit und Ergebnistransfers zu 

leisten. Hierzu dient ein breites Portfolio von Förderinstrumenten (vgl. hierzu den Beitrag von 

Ruland sowie Teil III in diesem Band). Erfolgreiche Netzwerke sind ohne stabile Kooperati-

onsbeziehungen zu anderen forschenden und forschungsfördernden Institutionen undenk-

bar, denn die Nutzenpotenziale von Netzwerken bestehen insbesondere in der Bündelung 

der Kompetenzen der verschiedenen Partner. Hinzu kommen eine erhöhte Flexibilität durch 

die Möglichkeit von projekt- und themenspezifischer Zusammensetzung benötigter Kompe-

tenzen und Kapazitäten insbesondere in der Projektbetreuung- und evaluation sowie die 

Möglichkeit einer kostengünstigeren Forschungsförderung aufgrund effizienter Arbeitsteilung 

beispielsweise in der Datennutzung und der Kommunikation.  

                                                 
56 Der derzeitige gemeinsame Förderschwerpunkt im Bereich der Rehabilitations-Forschung von Bun-
desministerium für Bildung und Forschung (BMBF), Bundesministerium für Gesundheit (BMG), Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Deutsche Rentenversicherung, Spitzenverbände der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und Verband der privaten Krankenversicherung (PKV) zum 
Leitthema „Chronische Krankheiten und Patientenorientierung“ könnte hierbei als Vorbild dienen.  
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Bei alledem darf – wie bereits angedeutet – der Anspruch der Interdisziplinarität nicht verlo-

ren gehen, denn wie bisherige FNA-Aktivitäten mehrfach gezeigt haben, wirken interdiszipli-

när unterschiedliche Denkansätze aufeinander durchaus „befruchtend“ und generieren sol-

cherart für die institutionalisierte Alterssicherung in Deutschland einen beachtlichen „Mehr-

wert“. Beispielhaft seien hier Arbeiten aktueller FNA-Projektnehmer erwähnt, die aus polito-

logischer und/oder soziologischer Sicht internationale Ländervergleiche vornehmen und da-

mit den Blick über den deutschen „Tellerrand“ wagen.57 Die zunehmende Globalisierung und 

Harmonisierung rechtlicher und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen gerade im EU-Kontext 

lassen Forschungsprojekte mit internationalen Bezügen auch weiterhin geboten erscheinen. 

Dies gilt mittelfristig insbesondere im Kontext der „Offenen Methode der Koordinierung“ 

(OMK). 

Neben Interdisziplinarität und „Internationalität“ ist die Methodenvielfalt ein weiteres zentrales 

Element des Selbstverständnisses des FNA und selbstverständliche Grundlage des For-

schungsprogramms. Methodenvielfalt setzt, wenn sie tatsächlich realisiert wird, eine breit 

gefächerte Methodenkompetenz voraus. Die konsequente Nutzung des gesamten Know-

hows der verschiedensten Bereiche der Deutschen Rentenversicherung Bund ist hierzu e-

benso notwendig wie die Hinzuziehung von externem Sachverstand im Rahmen der Begut-

achtung und Evaluierung von Forschungsprojekten. Eine der bisherigen Stärken des FNA 

liegt sicherlich in der hohen Methodenkompetenz im Bereich der empirischen Sozialfor-

schung. Der empirischen Unterfütterung der theoretischen Erkenntnisse im Bereich der Al-

terssicherungsforschung kam für das FNA in der Vergangenheit eine besondere Bedeutung 

zu, und auch in der Zukunft wird hier ein prioritäres Handlungsfeld liegen. Die Devise lautet 

eindeutig: „Theory with measurement“. In diesem Kontext bietet das Forschungsdatenzent-

rum der Rentenversicherung (FDZ-RV), zu dem das FNA einen engen Kontakt unterhält, 

sehr gute Möglichkeiten der Nutzung insbesondere prozessproduzierter Daten der gesetzli-

chen Rentenversicherung.  

Angestrebt ist im Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung die Datenübermittlung in 

Form faktisch anonymisierter „Scientific-Use-Files“, vollständig anonymisierter „Public-Use- 

Files“ sowie in Form von Datenauswertungen auf Gastwissenschaftler-Arbeitsplätzen. Bei 

den „Scientific-Use-Files“ handelt es sich um Individualdatensätze, die im Vergleich zu den 

„Public-Use-Files“ tiefere Differenzierungen ermöglichen und somit mehr Details enthalten. 

Diese Differenzierungsmöglichkeiten könnten zur Folge haben, dass mit Zusatzwissen über 

einzelne Personen die Daten reidentifizierbar wären. Für sozialwissenschaftliche Analysen 

werden zwar in der Regel Individualdaten benötigt, das Forschungsinteresse richtet sich je-
                                                 
57 U.a. Bode, Ingo, Eine ´new governance of welfare`? Der transkulturelle Wandel der Seniorenversor-
gung in Westdeutschland, England und Québec, in: Zeitschrift für Sozialreform (52) 2, 2006 und Mar-
schallek, Christian, Weniger (Wohlfahrts-)Staat? Britische Alterssicherungspolitik im Wandel, in: ZSR 
(51) 4, 2005, S.416-447. 
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doch nicht auf möglicherweise identifizierbare Einzelfälle. Es wird im Gegenteil typischerwei-

se eine Abstraktion vom Individuum hin zu allgemeinen Zusammenhängen (zu Gruppen, 

Typen u. ä.) gesucht. In Bezug auf die Weitergabe von Individualdaten der gesetzlichen Ren-

tenversicherung an nichtkommerziell Forschende zur statistischen Auswertung werden dar-

über hinaus seitens des Forschungsdatenzentrums der Rentenversicherung besondere Vor-

kehrungen zur Wahrung des Datenschutzes – gemäß den Regelungen im Sozialgesetzbuch 

(SGB X) – eingehalten. Die Einhaltung der verschiedenen datenschutzrechtlichen Bestim-

mungen wird überdies dadurch erleichtert, dass es sich bei vielen Individualdatensätzen der 

gesetzlichen Rentenversicherung um Totalerhebungen mit hoher Fallzahl handelt. Daher 

dürften selbst Stichproben mit einem vermeintlich geringen Ziehungsgrad wie Zehn-Prozent- 

oder aber zum Teil sogar nur Ein-Prozent-Stichproben den statistischen Anforderungen der 

Wissenschaft bezüglich der Repräsentativität der Daten genügen. Außerdem werden „sen-

sible“ Daten grundsätzlich nicht vom Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung au-

ßer Haus gegeben; sie können gegebenenfalls auf speziell für diesen Zweck eingerichteten 

und kontrollierten Gastwissenschaftler-Arbeitsplätzen mit „Stand-alone“-PCs ausgewertet 

werden.58 

Prozessproduzierte Daten der gesetzlichen Rentenversicherung sind eine sehr wertvolle und 

viel genutzte Ressource für viele Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. In der Zukunft 

werden daher FNA und FDZ auch weiterhin gemeinsam dafür arbeiten, dass die intensive 

externe Nutzung und Auswertung der prozessproduzierten Daten der gesetzlichen Renten-

versicherung zu guten Forschungsleistungen und zu nutzbaren und gewinnbringenden Er-

gebnissen für die Deutsche Rentenversicherung führen. So ist sichergestellt, dass beide Sei-

ten – also die Forscher und die Rentenversicherung – in gleichem Maße von der For-

schungsförderung profitieren.  

 

3. Prioritäre Forschungsfelder des Forschungsnetzwerks Alterssicherung 

Unter Berücksichtigung der vorstehend genannten Forschungsanforderungen, aber auch 

-möglichkeiten sowie ausgehend von den fünf allgemeinen, langfristig angelegten FNA-

Schwerpunktbereichen „Ziele der Alterssicherung“, „Wirkungsanalyse des Alterssicherungs-

systems“, „Sicherung bei Erwerbsminderung“, „Akzeptanz des Alterssicherungssystems“ und 

„Europäische und internationale Alterssicherungspolitik“, erscheinen nach Wahrnehmung der 

Verfasser die folgenden speziellen FNA-Forschungsfelder kurz- bis mittelfristig vorrangig zu 

sein:59  

                                                 
58 Ausführlich zum FDZ: „Das Forschungsdatenzentrum der gesetzlichen Rentenversicherung (FDZ-
RV) im Aufbau“, in: DRV-Schriften Band 55 (Oktober 2004) und „Forschungsdatenrelevante Daten der 
Rentenversicherung“, in: DRV-Schriften Band 55/2005 (Februar 2006). 
59 Vgl. auch die weitgehend analogen Ausführungen von Ruland in diesem Band. 
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A. Verteilungsaspekte im Zusammenhang mit der gesetzlichen Rentenversicherung,  

B. die Akzeptanz der gesetzlichen Rentenversicherung, 

C. die Analyse des Rentengeschehens bei Erwerbsminderung,  

D. die Absicherung bei unterbrochenen Erwerbsbiografien und Arbeitslosigkeit sowie  

E. die Finanzsituation der GRV.  

Nicht zuletzt aus Gründen der „Tagesaktualität“ können sich selbstverständlich Modifikatio-

nen an diesem (kurz-/mittelfristigen) FNA-Forschungsprogramm ergeben. Insofern unterliegt 

jedes FNA-Forschungsprogramm dynamischen Veränderungen. 

Die speziellen Forschungsfelder sind sinnvollerweise in einem nächsten Schritt noch weiter 

zu spezifizieren. Hierzu können und sollten seitens des FNA zum einen das Know-how der 

spezialisierten internen Bereiche der Deutschen Rentenversicherung sowie zum anderen 

externe Beratungsressourcen (z. B. in Form der wissenschaftlichen Kompetenz im FNA-

Beirat, aber auch in Form der Zusammenarbeit mit Hochschulen, Forschungsinstitutionen 

und Forschungsabteilungen in Ministerien) in Anspruch genommen werden. 

Bei der Verfeinerung der speziellen Forschungsfragen hin zu Teilaspekten ist es erforderlich, 

dass zunächst ein Überblick über den Stand der Alterssicherungsforschung in der gesamten 

bundesdeutschen Forschungslandschaft erarbeitet wird. Letzteres gilt einerseits hinsichtlich 

der bislang bearbeiteten Themenfelder (bzw. umgekehrt formuliert: hinsichtlich der vorhan-

denen Forschungsdefizite), aber auch hinsichtlich einer Einschätzung des institutionellen 

Bearbeitungspotenzials in Deutschland. Im Sinne eines Monitorings erscheint die permanen-

te Aktualisierung einer derartigen Übersicht geboten. 

Derzeit erstellt Herr Prof. Dr. Nullmeier von der Universität Bremen für das FNA einen ent-

sprechenden Überblick über den aktuellen Stand der Alterssicherungsforschung in Deutsch-

land. Ergänzend hierzu führt Herr Prof. Dr. Kistler von INIFES (Stadtbergen) für einen Teil-

aspekt des oben genannten Forschungsprogramms, nämlich für die Frage der Akzeptanz 

der gesetzlichen Rentenversicherung, eine Literaturrecherche durch, von deren Ergebnissen 

sich das FNA bzw. die Deutsche Rentenversicherung wichtige Aufschlüsse über das weitere 

Vorgehen in diesem politisch sensiblen Teilbereich versprechen. 

Im Folgenden seien einige Beispiele für spezifizierte künftige FNA-Arbeiten mit einigen der 

möglichen zentralen implizierten Fragestellungen aufgeführt (Die Kleinbuchstaben korres-

pondieren mit den Großbuchstaben des oben genannten kurz-/mittelfristigen Forschungs-

programms): 
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a. „Das ‚Soziale’ in der gesetzlichen Rentenversicherung“: Welche Dimensionen 

des „Sozialen“ gibt es, und wie lässt sich das „Soziale“ in der Rentenversicherung 

kategorial erfassen? Was genau sind die Umverteilungsströme in der gesetzli-

chen Rentenversicherung bezüglich der verschiedenen Risiken (Langlebigkeit, 

Invalidität, Verwitwung, eventuell Kinderlosigkeit), und wie könnten sie sich mes-

sen lassen? 

b. „Untersuchungen zu Akzeptanz und Wissen über die GRV“: Wie sind die Präfe-

renzen der Bevölkerung hinsichtlich der Ausgestaltung staatlicher Alterssiche-

rungssysteme? Auf welcher Wissensbasis fußen diese Präferenzen und welchen 

Einflussfaktoren unterliegt ihre Entwicklung? Welchen Einfluss haben hierbei u. a. 

die ökonomische Entwicklung und herrschende Gerechtigkeitsvorstellungen? 

c. „Analyse des Rentengeschehens bei Erwerbsminderung“: Wie entwickelt sich 

die Absicherung im Falle der Erwerbsminderung seit 2001 und in Zukunft? Wel-

che Einflüsse auf das Rentengeschehen bei Erwerbsminderung wird die Anhe-

bung der Altersgrenzen nach sich ziehen? 

d. „Reformoptionen zur besseren Absicherung bei unterbrochenen Erwerbsbio-

grafien und Arbeitslosigkeit“: In welcher Form und unter welchen Bedingungen ist 

eine „armutsfeste Rente“ im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung trotz 

der Zunahme unstetiger Erwerbsverläufe und neuer Beschäftigungsverhältnisse 

möglich? Ist es möglich, zugleich eine hohe Beitragsäquivalenz zu gewährleisten 

und soziale Ausgleichselemente zu stärken?  

e1. „Elemente und Wirkungen der Reformoption ‚Erwerbstätigenversicherung’“: 

Welche fiskalischen Effekte und Verteilungswirkungen würden sich im Falle eines 

Einbezugs bislang nicht rentenversicherungspflichtiger Selbstständiger in die ge-

setzliche Rentenversicherung ergeben? Welche Vor- und Nachteile wären damit 

verbunden?  

e2. „Entwicklung von Prädiktoren für die Beitragseinnahmen“: Welche Möglichkei-

ten für die Sozialversicherungsträger gibt es, die Entwicklung der Einnahmen 

bzw. der Versichertenentgelte besser verstehen und eventuell kurzfristig prognos-

tizieren zu können?  

Je genauer die Rentenversicherung sich über ihr eigenes Erkenntnisinteresse im Klaren ist 

und je genauer sie die Forschungsfragen – im Dialog mit den jeweiligen Forschern – formu-

lieren kann, desto eher sind Forschungsergebnisse zu erwarten, die sich in der täglichen 

praktischen Arbeit und Politikberatung nutzen lassen. Nachfolgend soll für das unter a. ge-

nannte Thema „Das ‚Soziale’ in der gesetzlichen Rentenversicherung“ aufgezeigt werden, 
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wie eine Spezifizierung eines Forschungsthemas in einem ersten Schritt erfolgen könnte. 

Wie bei allen Forschungsfeldern ist es hierzu erst einmal notwendig, Begrifflichkeiten zu de-

finieren, zu untersuchende Phänomene kategorial zu bestimmen und zu ermitteln, welche 

Erkenntnisse vorliegen – und vor allem welche Erkenntnislücken bestehen – und welche 

Forschungsfragen sich daraus ableiten lassen, die es in Kooperation mit der Wissenschaft 

zu beantworten gilt.  

 

4. Forschungslücken und offene Fragen an einem Beispiel:   
    Das „Soziale“ in der gesetzlichen Rentenversicherung  

Die Frage nach Art und Umfang des „Sozialen“ in der Rentenversicherung ist von großer 

gesellschaftspolitischer Relevanz, da sich die Bevölkerung in hohem Maße für Gerechtig-

keitsaspekte im Zusammenhang mit der Sozialversicherung zu interessieren scheint, wie 

empirische Untersuchungsbefunde nahe legen.60 Ihnen zufolge betrachtet die übergroße 

Mehrheit der Bevölkerung nach wie vor „den Staat“ und die gesetzliche Rentenversicherung 

als die für die Altersvorsorge maßgeblichen Instanzen. Das bedeutet, dass auch die in der 

Gesellschaft vorherrschenden Vorstellungen von Gerechtigkeit Maßstab für die Beurteilung 

der Wirkungsmechanismen und Verteilungswirkungen der Rentenversicherung sind. Ergeb-

nisse der Akzeptanzforschung belegen zudem, dass die Rentenversicherung nach wie vor 

eine hohe Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung genießt und das Vertrauen der Menschen in 

die Rentenversicherung – insbesondere in deren Beratungsdienste – hoch ist. Dass die Ren-

tenversicherung ein „Stück Sozialstaat“ ist, darüber besteht offenbar ein weitgehender Kon-

sens in der Gesellschaft. Wie genau sich das „Soziale“ in der Rentenversicherung allerdings 

definieren und messen lässt, darüber besteht wenig gesicherte Erkenntnis und großer For-

schungsbedarf.  

 

4.1 Was ist „sozial“?  

Die erste offene Frage bezieht sich sogleich auf den Begriff des „Sozialen“ selbst. Der Begriff 

„sozial“ ist normativ belegt und gemeinhin eng mit dem Begriff der Gerechtigkeit verknüpft. 

Dies wirft unmittelbar die Fragen auf, welche Vorstellungen mit Gerechtigkeit verbunden sind 

und wie ein Zuwachs an Gerechtigkeit durch die Rentenversicherung grundsätzlich erzielt 

wird bzw. werden könnte.  

Wie Schmähl/Fachinger in dem FNA-Projekt „Zielvorstellungen in der Alterssicherung: Kon-

kretisierung, Operationalisierung und Messung als Grundlagen für normative Aussagen“ aus-

                                                 
60 Vgl. hierzu Reimann, A., Frommert, D., „Akzeptanz von sozialpolitischen Reformen und die Rolle 
der Sozialversicherung am Beispiel Alterssicherung“, DRV 2-3/2006, S.77-89. 
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führen, besteht eines der zentralen Ziele der Alterssicherungspolitik in der Gewährleistung 

eines annähernd gleichen „Wohlfahrtsniveaus durch die Alterssicherung nach dem Übergang 

von der Erwerbstätigkeit in die Nacherwerbsphase, wobei dieses Niveau sich nicht nur auf 

den unmittelbaren Zeitpunkt vor und nach der ‚Verrentung’ bezieht, sondern auch während 

der gesamten Altersphase aufrecht erhalten bleibt“.61 Ein System, dem man die Versteti-

gungsfunktion als primäre Zielsetzung zuweist, ist aus dieser Sicht dann gerecht, wenn es 

sicherstellt, dass ein alter Mensch einen während seines Erwerbslebens erreichten Lebens-

standard in der Rentenphase nicht einbüßt. 

Die Sicherung eines einmal erreichten Lebensstandards impliziert – abgesehen von der Dy-

namisierung der Rentenleistungen – ein hohes Maß an Beitragsäquivalenz. Als gerecht im 

Sinne der Leistungsgerechtigkeit wäre also aus diesem Blickwinkel ein Alterssicherungssys-

tem dann anzusehen, wenn es beitragsäquivalent ist. In einer Studie von Wagner aus dem 

Jahre 1984 wurden die Frührentner als in dieser Hinsicht am meisten begünstigte soziale 

Gruppe bzw. die Frühberentung als die stärkste Ursache für bestehende Unterschiede in der 

interpersonellen Renten-Beitrags-Relation einer Versichertenkohorte identifiziert, da insbe-

sondere gutverdienende Versicherte, die sich dies finanziell leisten konnten, die Möglichkei-

ten zum frühzeitigen Renteneintritt nutzten.62 Die mit dem Rentenreformgesetz 1992 einge-

führten Rentenabschläge im Falle des vorzeitigen Renteneintritts haben diesbezüglich zu 

einer Korrektur in Richtung einer Stärkung der Beitragsäquivalenz geführt, weil nunmehr län-

gere Laufzeiten der Versichertenrenten aufgrund der Abschläge keine Auswirkungen mehr 

auf den Rentenbarwert haben.  

Wenn man demgegenüber den Schwerpunkt der Zielsetzung der Alterssicherung auf die 

Vermeidung von Altersarmut bzw. die Vermeidung zu großer Einkommensunterschiede im 

Alter legt, ergeben sich zwangsläufig andere Gerechtigkeitsvorstellungen im Zusammenhang 

mit der Alterssicherung. Ein System wäre dann als „gerecht“ im Sinne einer Bedarfsgerech-

tigkeit anzusehen, wenn es (auch) Bezieher von Niedrigeinkommen oder Versicherte mit 

unstetigen Versicherungsbiografien bzw. längeren Phasen der Arbeitslosigkeit erfolgreich vor 

der Altersarmut bewahrt. Vor diesem Hintergrund ließe sich mit dem „Sozialen“ in der ge-

setzlichen Rentenversicherung insbesondere der intragenerative Ausgleich zu Gunsten sozi-

al schwächerer Bevölkerungsgruppen konzeptionalisieren.63 In diesem Zusammenhang ka-

men Bieber und Stegmann in einer Studie beispielsweise zu dem Ergebnis, dass bei Män-
                                                 
61  Vgl. Schmähl, W., Fachinger, U.,  „Zielvorstellungen in der Alterssicherung: Konkretisierung, Opera-
tionalisierung und Messung als Grundlage für normative Aussagen“, unveröffentl. Projektbericht, Sep-
tember 2006, S.10. 
62 Vgl. Wagner, G., Umverteilung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Eine theoretische und em-
pirische Analyse zum Versicherungsprinzip in der gesetzlichen Rentenversicherung, Frankfurt am 
Main, 1984.  
63 Vgl. zur Begrifflichkeit des „Sozialen“ in der Alterssicherung den Tagungsbericht zur gleichnamigen 
Jahrestagung des Forschungsnetzwerkes Alterssicherung am 1./2.12.2005 in Erkner, in: DRV 2-
3/2006, S.184-192. 
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nern vor allem lang andauernde Arbeitslosigkeit und bei Frauen Haushaltszeiten und Kinder-

erziehung die Hauptgründe für die Aufwertung vorhandener rentenrechtlicher Anwartschaf-

ten auf der Grundlage von Regelungen des sozialen Ausgleichs in der gesetzlichen Renten-

versicherung sind (u. a. kinderbezogene Leistungen, Berücksichtigung beitragsfreier Zeiten, 

Rente nach Mindesteinkommen).64  

Ist ein staatliches Alterssicherungssystem also gerecht, wenn es ein hohes Maß an Bei-

tragsäquivalenz sicherstellt (Leistungsgerechtigkeit) oder ist es gerecht, wenn es benachtei-

ligte Gruppen begünstigt, indem es Umverteilungselemente vorhält (Bedarfsgerechtigkeit)? 

Vermutlich dürfte die Beantwortung dieser Frage irgendwo in der Mitte liegen, denn zum 

Wesen der Sozialversicherung gehört sowohl das Versicherungsprinzip als auch der soziale 

Ausgleich. Wie stark diese beiden Grundelemente allerdings zu gewichten sind und wie sie 

jeweils ausgestaltet werden sollen, bleibt eine immer wieder neu diskutierte Frage. An die-

sem Beispiel wird deutlich, wie sehr es von der Perspektive und den Begrifflichkeiten und 

letztlich von den normativen Vorstellungen abhängt, ob und wo „Gerechtigkeit“ in der Ren-

tenversicherung verortet wird. Damit es im Rahmen wissenschaftlicher Untersuchungen ge-

lingt, begünstigte Gruppen zu identifizieren und Umverteilungsvolumina zu quantifizieren, 

müssen explizite Beschreibungen der mit den jeweiligen Funktionsprinzipien und Rege-

lungsmechanismen verbundenen sozial- bzw. rentenpolitischen Zielsetzungen und Wertbe-

nennungen vorangehen.65  

 

4.2 „Mischfinanzierung“ und „Externe Effekte“ des Rentenversicherungssystems 

Gemäß traditioneller Gerechtigkeitsvorstellung wird ein Mehr an Gerechtigkeit in einer Ge-

sellschaft durch Einkommensumverteilungen von „oben“ nach „unten“ realisiert. Diese Auf-

fassung von Gerechtigkeit spiegelt sich insbesondere im Rahmen des Steuer-Transfer-

Systems wider: Der Progression in der Einkommensteuer etwa liegt die Überlegung zugrun-

de, dass jeder Bürger zur Finanzierung öffentlicher Güter dasselbe relative Opfer erbringen 

müsse. Dies bewirkt Umverteilungswirkungen von den „Leistungsstarken“ zu den „Leistungs-

schwachen“. Demgegenüber ruft der einheitliche Beitragssatz zur Rentenversicherung auf-

grund der GRV-Beitragsbemessungsgrenze insgesamt einen regressiven Belastungsverlauf 

                                                 
64 Vgl. Bieber, U., Stegmann, M., Maßnahmen des sozialen Ausgleichs innerhalb der Gesetzlichen 
Rentenversicherung, DRV 11/2002, S.642-660. Anhand der Mikrodaten aus der Untersuchung Alters-
vorsorge in Deutschland 1996 (AVID `96) halten die Autoren den direkt aus Erwerbstätigkeit stam-
menden Anwartschaften die letztlich erreichte Gesamtanwartschaft auf eine Altersrente entgegen und 
schätzen auf diese Weise für verschiedene Gruppen die zusätzlichen Entgeltpunkte aus dem „sozia-
len Ausgleich“. 
65 Schmähl nennt drei mögliche Zielvorstellungen der Rentenpolitik: Mindestsicherung, Minderung der 
Ungleichverteilung sowie rein intertemporale Umschichtung von Einkommensteilen. Vgl. Schmähl, W., 
Alterssicherung und Einkommensverteilung, 1977. 
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für die Versicherten hervor.66 Sozusagen als „Ausgleich“ sind über den steuerfinanzierten 

Bundeszuschuss höherverdienende Angestellte und Selbstständige in besonderem Maße an 

der Finanzierung der Rentenversicherung beteiligt. Diese „Mischfinanzierung“ wäre sinnvoll-

erweise im Rahmen weiterer wissenschaftlicher Untersuchungen zu den Verteilungseffekten 

in der Rentenversicherung mit zu berücksichtigen.67   

Weitergehende Untersuchungen über Verteilungswirkungen der Rentenversicherung müss-

ten sowohl die Finanzierungsweise des umlagefinanzierten Rentenversicherungssystems als 

auch die „externen Effekte“ des Systems mit Auswirkungen auf Verteilungspositionen einbe-

ziehen. Beispielsweise wird häufig von Ökonomenseite gegen das Umlageverfahren grund-

sätzlich eingewandt, dass es volkswirtschaftliche Effizienz- und Wohlfahrtsverluste verursa-

che. Erstens führe ein Umlagesystem dazu, dass zuwenig gespart werde, weil der Renten-

beitrag als Ersparnis betrachtet werde, mit der Folge eines zu geringen Wachstums. Zwei-

tens führe die Differenz zwischen der internen Verzinsung der Beiträge und dem Marktzins-

satz – die so genannte „implizite Steuer des Umlagesystems“ –, zu Verzerrungen bei der 

Arbeit-Freizeit-Entscheidung der Individuen und damit ebenfalls zu Wohlfahrtsverlusten.68 

Dem lässt sich wiederum – ebenfalls aus ökonomischer Sicht – entgegenhalten, dass die 

Rentenversicherung produktivitätssteigernd wirkt, weil sie dem Sicherheitsbedürftnis der 

Menschen entspricht und damit die Arbeitsproduktivität und die Bereitschaft der Menschen 

zur Anpassung an den Strukturwandel und veränderte Arbeits- und Lebensbedingungen er-

höht.69 

All diese Hypothesen und Fragen sind bislang noch viel zu wenig erforscht. Zwar dürfte die 

Gegenüberstellung und Quantifizierung dieser verschiedenen Faktoren letztlich nur unvoll-

kommen möglich sein. Analysen zu Art und Umfang des „Sozialen“ in der Rentenversiche-

rung mit einem hohen wissenschaftlichen Anspruch dürfen diese Aspekte dennoch nicht au-

ßer Acht lassen.  

 

4.3 Wodurch ist die Rentenversicherung sozial? 

Nach weit verbreiteter Auffassung wird die gesetzliche Rentenversicherung dadurch zu einer 

sozialen Versicherung, die sich von der Privatversicherung unterscheidet, dass „gute“ und 

„schlechte“ Risiken in der Rentenversicherung zu einer Zwangsversicherung zusammenge-
                                                 
66 Vgl. Schmähl, W. ebda., S.82ff. 
67 Auch die steuerliche Förderung der privaten Vorsorge zieht komplizierte Verteilungswirkungen nach 
sich, die nur in Studien untersucht werden können, die sowohl das Rentensystem, als auch das Steu-
er- und Transfersystem berücksichtigen. Vgl. Fehr, H., Jess, H., Gewinner und Verlierer der aktuellen 
Rentenreform, Die Angestelltenversicherung 5/6/2001, S.176-187. 
68 Vgl. beispielhaft Fenge, R., Effizienz der Alterssicherung, 1997.  
69 Vgl. Rürup, B., Sozialpolitik als Produktivkraft – Zur gesamtwirtschaftlichen Effizienz staatlicher So-
zialversicherungen, in: Gahlen, B., Hesse, H., Ramser, H.-J. (Hrsg.), Theorie und Politik der Sozial-
versicherung, 1990, S. 179-191. 
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fasst und damit individuelle Risiken „wegtypisiert“ werden.70  Mit dieser Feststellung ist aber 

nicht die Frage beantwortet, um welche Risiken es sich handelt und welche Gruppen die 

„guten“ und welche Gruppen die „schlechten“ Risiken sind und wie sich die Umverteilungs-

ströme zwischen diesen Gruppen erfassen und messen lassen. Hinsichtlich dieser Grund-

fragen besteht noch erhebliche Unklarheit und viel Forschungsbedarf.  

Großer Forschungsbedarf besteht ebenfalls im Hinblick auf die kategoriale Abgrenzung zwi-

schen „Risikoausgleich“ und „sozialem Ausgleich“. Jede Versicherung ist gekennzeichnet 

durch den freiwilligen oder zwangsweisen Zusammenschluss von gleichartig Gefährdeten 

und den Risikoausgleich innerhalb dieser Gefahrengemeinschaft. Der einzelne Versicherte 

tauscht einen unsicheren und unkalkulierbaren Verlust gegen einen sicheren Beitrag. Damit 

überträgt er – wie alle anderen Versicherten auch – sein individuelles Risiko auf die Gefah-

rengemeinschaft. Die große Anzahl der Versicherten macht für die Versicherung das Risiko 

insgesamt berechen- und kalkulierbar. Das Wesen einer Versicherung liegt somit in der Ver-

wandlung von Unsicherheit in ein kalkulierbares Risiko.71 Aus dieser Grundüberlegung ergibt 

sich, dass sich nur der Ausgleich infolge des zufälligen Eintritts eines versicherten Risikos 

innerhalb einer Gefahrengemeinschaft als Risikoausgleich charakterisieren lässt. Der vor-

hersehbare Schadensausgleich über die Gefahrengemeinschaft hinweg ist dagegen ein so-

zialer Ausgleich, dem bestimmte Begründungen oder Gerechtigkeitsüberlegungen zugrunde 

liegen. Während der Risikoausgleich zwischen den „Glücklichen“ und den „Unglücklichen“ 

die Gegenleistung der Versicherung für den Beitrag des Versicherten darstellt, soll der sozia-

le Ausgleich bestimmte normative Zielsetzungen erfüllen, beispielsweise ein Zuwachs an 

Gerechtigkeit schaffen oder bestehende Benachteiligungen ausgleichen.  

 

4.4 Sind die „versicherungsfremden Leistungen“ das „Soziale“? 

Häufig fällt im Zusammenhang mit dem „Sozialen“ in der Rentenversicherung das Stichwort 

„versicherungsfremde Leistungen“. Damit sind in der Regel die Leistungen gemeint, die au-

ßerhalb der Äquivalenz von Beitrag und Leistung stehen, d. h. insbesondere die rentenrecht-

liche Anerkennung von Zeiten, für die keine Beiträge bezahlt worden sind und die Gewäh-

rung höherer Leistungen, als es aufgrund der geleisteten Beiträge gerechtfertigt wäre. 

                                                 
70 Vgl. Ruland, F., Versicherungsfremde Leistungen in der gesetzlichen Rentenversicherung, DRV 
1/1995, S.28ff. In dem Aufsatz argumentiert Ruland, dass nur dann, wenn dem Rentenbeitrag eine 
äquivalente Gegenleistung gegenüberstehe, der verfassungsrechtliche Grundsatz der Lastengleich-
heit gewährleistet sei. Weil aus diesem Grunde die Äquivalenz gewahrt sein müsse, dürfe der Staat 
sich nicht der Rentenversicherung bedienen, um die Mittel für die Finanzierung allgemeiner Staatsauf-
gaben aufzubringen. Leistungen, die allen zugute kommen – z. B. die Kindererziehungsleistungen – 
müssten auch von allen, d. h. von allen  Steuerzahlern, finanziert werden: „Keiner, der einen sozialen 
Ausgleich innerhalb der Sozialversicherung für zulässig hält, hat eine Begründung dafür gefunden, 
warum die 80 Prozent der Bevölkerung, die die Rentenversicherung erfasst, füreinander eine größere 
Solidarität aufbringen sollen als die Bevölkerung insgesamt.“ Zit. ebda., S.31. 
71 Vgl. Zweifel, P., Eisen, R., Versicherungsökonomie, 2000. 
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Der Katalog der versicherungsfremden Leistungen umfasst demgemäß u. a. die Anrech-

nungszeiten wegen Ausbildung oder bei Krankheit und Arbeitslosigkeit ohne Leistungsbe-

zug, Ersatzzeiten, Beitrags- und Beschäftigungszeiten nach dem Fremdrentengesetz, Auf-

wendungen für Kindererziehungszeiten, Kindererziehungsleistungen, Kinderzuschüsse, Ren-

te nach Mindesteinkommen und Höherbewertung der Pflichtbeitragszeiten für eine Be-

rufsausbildung sowie Mehrkosten für die vorgezogene Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 

und Berücksichtigung der Arbeitsmarktlage bei Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

aufgrund der so genannten konkreten Betrachtungsweise des Bundessozialgerichts. 

Zwar ließen sich für alle genannten Leistungsarten jeweils Gruppen identifizieren, die durch 

diese Leistungen begünstigt werden, z. B. geringverdienende Frauen im Falle der Rente 

nach Mindesteinkommen. Trotz des skizzierten Katalogs von Leistungen außerhalb der Ä-

quivalenz von Beitrag und Leistungen gibt es aber weder in der juristischen Fachliteratur 

noch in der Rechtsprechung eine einhellige Meinung über Art und Umfang der Leistungen. 

So besteht auch darüber, ob die Hinterbliebenenrenten zu den versicherungsfremden Leis-

tungen gehören oder nicht, keine Einigkeit, sondern erheblicher Forschungsbedarf.72  Ähnli-

ches lässt sich für den West-Ost-Transfer innerhalb der Rentenversicherung sagen. Letztlich 

ist mit der Klassifizierung von Leistungen als „versicherungsfremd“ die Frage nach ihrer Fi-

nanzierung – ob beitrags- oder steuerfinanziert – verbunden. Die Analyse von Verteilungs-

wirkungen der Leistungen tritt dabei gemeinhin in den Hintergrund. Für die wissenschaftliche 

Suche nach dem „Sozialen“ in der Rentenversicherung wäre die Klärung und weitere Spezi-

fizierung des Begriffs der versicherungsfremden Leistungen ein wichtiger Baustein.  

 

4.5 Gerechtigkeit zwischen Generationen  

Das Bemühen, das „Soziale“ in der Rentenversicherung zu spezifizieren und gegebenenfalls 

zu quantifizieren wird dadurch weiter erschwert, dass Umverteilungsströme in der gesetzli-

chen Rentenversicherung nicht nur innerhalb, sondern auch zwischen Generationen stattfin-

den und sich Risiken, ja sogar Gerechtigkeitsvorstellungen, im Zeitverlauf verändern.73  

Grundsätzlich setzt der Vergleich von Generationen im Rahmen wissenschaftlicher Untersu-

chungen die Analyse ganzer Kohorten in einer retrospektiven Längsschnittbetrachtung vor-

aus.74 Die Vergleichbarkeit von Generationen muss letztendlich dennoch immer beschränkt 

                                                 
72 Vgl. Köhler, L., Versicherungsfremde Leistungen in der gesetzlichen Rentenversicherung, Arbeits-
papier für die Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme 
vom 24.1.2003.  
73 „Da in der Rentenversicherung zwischen Beitragszahlung und Leistungsempfang in der Regel be-
trächtliche Zeiträume liegen, wird es häufig so sein, dass im Zeitpunkt der Beitragszahlung sogar als 
‚gerecht’ angesehene Verteilungsstrukturen zum Zeitpunkt des Leistungsempfangs den dann herr-
schenden Gerechtigkeitsvorstellungen nicht mehr genügen.“ Zit. Schmähl, W., ebda., S.69. 
74 Vgl. Viebrok, H., Dräther, H., Alterssicherung auf der Grundlage von Sicherheit, Rentabilität und 
sozialer Verantwortung, 1999. 
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bleiben, denn verschiedene Generationen unterliegen vollkommen verschiedenen äußeren 

Umständen mit Wirtschaftskrisen, Rechtsänderungen etc., die ganz unterschiedlich im Zeit-

verlauf auf Beitragssatz und Rentenniveau innerhalb eines umlagefinanzierten Rentensys-

tems und somit auf die Erlös-Beitrags-Relationen der verschiedenen Generationen einwir-

ken.  

Vollständige Gerechtigkeit zwischen Generationen innerhalb des umlagefinanzierten Ren-

tenversicherungssystems ist mithin unmöglich. Gemeinhin wird es allerdings als gerecht auf-

gefasst, wenn die steigenden Lasten der Alterssicherung in einer alternden Gesellschaft zwi-

schen den Generationen möglichst gleich verteilt und nicht einseitig auf die jungen Jahrgän-

ge überwälzt werden. In diesem Sinne werden die Stabilisierung des Rentenbeitrags und die 

Verbesserung der „Verzinsung“ der Rentenbeiträge für jüngere Jahrgänge als ein Zuwachs 

intergenerationaler Gerechtigkeit interpretiert.75 Gerechtigkeit im Sinne einer Gleichbehand-

lung zwischen verschiedenen Generationen wäre nur bei konstantem Beitragssatz möglich. 

Ein solcher würde aber konstante gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Bedingun-

gen voraussetzen, die illusorisch sind. Aus diesem Grunde kann es sich bei der Äquivalenz 

zwischen Beitrag und Leistung innerhalb des Rentenversicherungssystems immer nur um 

eine Teilhabeäquivalenz als eine Form der „Anteilsgerechtigkeit“ handeln. Die Teilhabeäqui-

valenz beinhaltet ein intertemporales Risiko, das letztlich nicht beherrschbar ist. Die Sicher-

heit der in der gesetzlichen Rentenversicherung zugesagten Leistungen ist in der Bereit-

schaft der jeweiligen aktiven Generation begründet, die Beiträge aufzubringen, mit denen die 

laufenden Renten finanziert werden. Jede Generation leistet in ihrer Erwerbsphase einen 

Transfer an die jeweils in der Rentenphase befindlichen Generationen, ohne hierdurch die 

nachfolgenden Generationen direkt zu einem ähnlichen Transfer verpflichten zu können. 

Kolb spricht in diesem Zusammenhang daher von dem „dreifachen Einkommensschicksal 

des Versicherten in der GRV: Sein eigenes Einkommensrisiko, das seiner Generation, die 

die Leistungen aufbringen muss (gesamtes Beitragsaufkommen), und dasjenige der Genera-

tion, die die Leistungen, die er später erhält, finanzieren muss.“76  

Der Aspekt der intergenerationalen Verteilungswirkungen von Alterssicherungssystemen 

verdeutlicht die Schwierigkeit einer eindeutigen Beschreibung des „Sozialen“ in der Renten-

versicherung. Das „Soziale“ hat verschiedene Dimensionen, die sich vermutlich nicht einfach 

„gegeneinander aufrechnen“ lassen. Hinsichtlich der Gegenüberstellung und verschiedenen 

Gewichtung der inter- und intragenerationellen Verteilungswirkungen des Alterssicherungs-

systems besteht ebenfalls erheblicher theoretischer Forschungsbedarf. Zwar gilt letztlich 

                                                 
75 Vgl. u. a. ausführlich im Gutachten des Sozialbeirates zum Rentenversicherungsbericht 2004, BT-
Drucks. 15/4498, S.89ff. 
76 Vgl. Kolb, R., Versicherungsprinzip in der gesetzlichen Rentenversicherung, in: Schmähl, W. 
(Hrsg.), Versicherungsprinzip und soziale Sicherung, 1985, S.123ff. 
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auch hier: „Theory with measurement“. Bevor allerdings gemessen werden kann, müssen 

Begriffe kategorial geklärt und geeignete Messkonzepte entwickelt werden.  

 

4.6 Risikobezogene Umverteilungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 

Nach allgemeiner Auffassung sind in der Rentenversicherung die Risiken Langlebigkeit, In-

validität und Verwitwung versichert.77 Die Suche nach Art und Umfang des „Sozialen“ in der 

Rentenversicherung müsste daher mit der genaueren Beschreibung der versicherten Risiken 

und der Identifizierung der „Glücklichen“ und „Unglücklichen“ beginnen.78  

 

4.6.1 Umverteilung in Bezug auf das Langlebigkeitsrisiko 

Hinsichtlich des Langlebigkeitsrisikos findet der Risikoausgleich zwischen den „Unglückli-

chen“, die früh versterben, und den „Glücklichen“, die lange leben, statt.  

Da der Beitragssatz der Rentenversicherung – anders als in der privaten Versicherungswirt-

schaft – nicht nach individuellen oder gruppenspezifischen Lebenserwartungen differenziert, 

erfolgt in der gesetzlichen Rentenversicherung über den genannten Risikoausgleich hinaus 

eine Subventionierung von Versicherten mit höherer Lebenserwartung (Frauen) durch Versi-

cherte mit geringerer Lebenserwartung (Männer). Diese Form der Umverteilung nehmen 

private Rentenversicherungen nicht vor, denn dies würde dazu führen, dass nur noch die 

„schlechten“ Risiken, d. h. die Frauen, in der Versicherung bleiben würden (adverse Selekti-

on), mit der Folge, dass die Versicherung aus dem Markt ausscheiden müsste. Die Subven-

tion der Frauen durch die Männer, die sich in diesem Sinne als eine Form der „Gruppensoli-

darität“ in der Rentenversicherung deuten ließe, spiegelt sich auch in den unterschiedlichen 

                                                 
77 Vgl. Seidel, E., Die gesicherten Risiken, in: Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung, Neu-
wied 1990, S.563-599 
78 Abgesehen von den genannten Risiken Langlebigkeit, Invalidität und Verwitwung, ließen sich Um-
verteilungsströme auch hinsichtlich weiterer Risiken, die explizit oder implizit in der Rentenversiche-
rung berücksichtigt werden, untersuchen. Zum einen hat die vielfältige Berücksichtigung der Arbeitslo-
sigkeit im Rentenrecht eine Reihe von Verteilungswirkungen, die zu untersuchen wären. Vermutlich 
werden hier – ähnlich wie im Falle des Invaliditätsrisikos – eher die unteren Einkommensgruppen be-
günstigt, da bei ihnen das Arbeitslosigkeitsrisiko höher ist als bei den höheren Einkommensgruppen. 
Zum anderen lässt sich die gesetzliche Rentenversicherung als implizite Versicherung gegen Kinder-
losigkeit interpretieren, weil sie Armut infolge individueller Kinderlosigkeit verhindert. Dies kommt ins-
besondere der Gruppe der Frauen zu Gute, weil sie vom „Joch des erzwungenen Kinderreichtums“ 
früherer Zeiten in Europa befreit wurde und stattdessen – wie die Gruppe der Männer – individuelle 
Lebensentwürfe frei wählen kann. Eine immer wieder geforderte Kürzung von Rentenansprüchen von 
Kinderlosen würde insbesondere Frauen benachteiligen, weil sie damit auf die Wahl zwischen Alters-
armut und „erzwungenem Kinderreichtum“ zurückgeworfen würden. Der Risikoausgleich, der sich in 
Bezug auf das Kinderlosigkeitsrisiko intragenerationell zwischen den Kinderlosen und den Kinderer-
ziehenden einerseits und intergenerationell zwischen der heutigen Elterngeneration und den künftigen 
Beitragszahlern andererseits ergibt, ist kompliziert und vermutlich nicht vollständig zu ermitteln. U.a. 
muss hierbei der Produktivitätszuwachs aufgrund der Kapitalakkumulation gegen die demografischen 
Effekte gegengerechnet werden. 
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Renditen wider. So kommen Ohsmann und Stolz in Berechnungen aus dem Jahre 2004 zu 

einer Verzinsung der Rentenbeiträge eines ledigen Mannes (Renteneintritt mit 65 Jahren, 

ohne Rentenabschlag) in Höhe von fast 4 % gegenüber einer ledigen Frau (Renteneintritt 

ebenfalls mit 65 Jahren, ebenfalls ohne Rentenabschlag) in Höhe von gut 4,6%.79 Die Frage, 

wie sich die Rendite zwischen den Generationen, aber auch innerhalb einer Generation zwi-

schen verschiedenen Gruppen in Abhängigkeit verschiedener rentenpolitischer Maßnahmen 

entwickeln wird, ist eine der künftigen Forschungsfragen in diesem Zusammenhang.  

 

4.6.2 Umverteilung in Bezug auf das Invaliditätsrisiko 

In ihrer oben genannten Renditeberechnung beziehen Ohsmann und Stolz nur 80% der Bei-

tragsleistung in die Barwertberechnung mit ein und begründen dies damit, dass 20% der 

Beitragsleistungen in der gesetzlichen Rentenversicherung zur Absicherung des Risikos der 

Erwerbsminderung, der Hinterbliebenenabsicherung bei Tod des Versicherten im erwerbsfä-

higen Alter und zur Finanzierung der Rehabilitationsleistungen benötigt werden. Während ein 

privates Versicherungsunternehmen die individuelle oder Gruppen-Prämie nach dem Pro-

dukt aus Invalidisierungshäufigkeit und Invalidenbarwert berechnet, werden in der gesetzli-

chen Rentenversicherung stets die laufenden Gesamtausgaben aus den laufenden Gesamt-

einnahmen gedeckt. Die genaue Aufteilung der Beitragssumme auf die Absicherung der ver-

schiedenen Risiken ist daher konzeptionell sehr schwierig. 

In der Literatur herrscht über das korrespondierende Vorgehen keine Einigkeit. So neigen 

z. B. Autoren, die der privaten Versicherungswirtschaft nahe stehen, dazu, sehr geringe An-

teile der Beitragsleistung für die Absicherung gegen das Invaliditätsrisiko anzunehmen, um 

auf diese Weise zu geringen Renditen in Bezug auf das Langlebigkeitsrisiko zu kommen.80 

Wissenschaftliche Überlegungen zu Art und Umfang des sozialen Ausgleichs in der gesetzli-

chen Rentenversicherung sollten daher zum Ziel haben, Methoden zur Verfügung zu stellen, 

die es erlauben, die jeweiligen Beitragsanteile für die verschiedenen Risiken gut begründet 

und nachvollziehbar differenzieren zu können.  

Im Rahmen der Absicherung des Invaliditätsrisikos findet der Risikoausgleich in der Renten-

versicherung zwischen den erwerbsgeminderten Personen und den gesunden Erwerbstäti-

gen statt. Ein Versicherter bezahlt einen Teil seines Rentenbeitrags für die Absicherung ge-

gen das Risiko der Invalidität und erhält dafür das Gut „Einkommenssicherheit im Falle der 

Invalidität“. Da die Wahrscheinlichkeit, invalide zu werden, mit dem Alter ansteigt, nicht aber 

                                                 
79 Ohsmann, S., Stolz, U., Entwicklung der Rendite in der gesetzlichen Rentenversicherung, Die An-
gestelltenversicherung 2/2004, S.56-62. 
80 Vgl. etwa Schnabel, R. et al., Interne Renditen in der gesetzlichen Rentenversicherung, in: Deut-
sches Institut für Altersvorsorge (Hrsg.), Renditen der gesetzlichen Rentenversicherung im Vergleich 
zu alternativen Anlageformen, 1998, S. 65. 
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der Rentenbeitrag, kommt es infolge des altersunabhängigen Beitragssatzes zu einer Sub-

ventionierung der Alten durch die Jungen.81 Diese Form der intergenerationalen Subventio-

nierung dürfte angesichts der demografischen Entwicklungen in Deutschland im Zeitverlauf 

zunehmen, denn mit dem Anstieg des Durchschnittsalters des Versichertenbestandes steigt 

das Invaliditätsrisiko der Versichertengemeinschaft insgesamt. 

In Bezug auf die intragenerationale Dimension besteht eine Subventionierung der Männer 

durch die Frauen, weil das Invaliditätsrisiko der Männer in fast allen Jahrgängen über demje-

nigen der Frauen liegt, was sich vor allem aus unterschiedlichen beruflichen Gefährdungen 

beider Geschlechter erklären lässt. Die private Berufsunfähigkeitsversicherung berücksichtigt 

bei ihrer Prämienausgestaltung das berufsbedingte Invaliditätsrisiko. Dies kann dazu führen, 

dass eine Person mit einem hohen berufsbedingten Invaliditätsrisiko gar keine Versicherung 

findet, die sie versichert. Ähnliches lässt sich in Bezug auf Menschen mit Vorerkrankungen 

bzw. Behinderungen sagen, die in der gesetzlichen Rentenversicherung zum allgemeinen 

Beitragssatz versichert sind, in der privaten Versicherungswirtschaft dagegen unter Umstän-

den große Schwierigkeiten haben, einen Versicherungsschutz zu erwerben. In der Renten-

versicherung findet auch keine Gesundheitsprüfung statt, wie sie in der privaten Versiche-

rungswirtschaft üblich ist. 

Schließlich steigen das Frühberentungsrisiko und die Inanspruchnahme von Rehabilitations-

leistungen mit sinkendem Einkommen. Das bedeutet, dass in Bezug auf das Invaliditätsrisiko 

eine Umverteilung zu Gunsten von Geringverdienern stattfindet. Allerdings ist bei gesund-

heitlich Beeinträchtigten die Unterscheidung zwischen dem Risiko gesundheitlich bedingter 

Erwerbsunfähigkeit und dem Risiko, keinen angemessenen Arbeitsplatz für eine vorhandene 

(Rest-)Leistungsfähigkeit zu finden, kaum möglich.82 Neben den Arbeitsmarktsbedingungen 

wirken auch subjektive Faktoren des Versicherten, wie z. B. der individuelle Grad des 

Schmerzempfindens, die Einstellung zur Arbeit und die ökonomische Lage des Versicherten, 

auf das Invaliditätsrisiko ein. Dies macht die Unterscheidung zwischen gewollter Umvertei-

lung und ungewollter Umverteilung (moral hazard) schwierig und erklärt, warum die private 

Versicherungswirtschaft große Probleme hat, das Invaliditätsrisiko zu versichern.  

 

4.6.3 Umverteilung in Bezug auf das Verwitwungsrisiko 

Die Abgrenzung zwischen Risikoausgleich und sozialem Ausgleich hinsichtlich des dritten in 

der Rentenversicherung versicherten Risikos, hinsichtlich des Verwitwungsrisikos, gestaltet 
                                                 
81 Der altersbedingt steigenden Invaliditätswahrscheinlichkeit wirkt zwar entgegen, dass die jungen 
Erwerbsminderungsrentner stärker von den Zurechnungszeiten profitieren. Die Zurechnungszeiten 
begründen volumenmäßig aber insgesamt nur einen relativ geringen Teil des Erwerbminderungsren-
tenvolumens insgesamt.  
82 Vgl. Behrens, J., Der Prozess der Invalidisierung: das demographische Ende eines historischen 
Bündnisses, in: Behrend, Ch. (Hrsg.), Frühinvalidität – ein „Ventil“ des Arbeitsmarktes? 1994. 
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sich ausgesprochen schwierig. Umstritten ist bereits, ob es sich bei den Hinterbliebenenren-

ten überhaupt um Versicherungsleistungen handelt. Falls dies verneint wird, bedeutet dies, 

dass das Verwitwungsrisiko kein versichertes Risiko darstellt und somit ein Risikoausgleich 

nicht existieren kann. Das Verwitwungsrisiko ist deshalb so kompliziert zu analysieren, weil 

Hinterbliebenenrenten zwar individuell zurechenbare Leistungen zugrunde liegen, es sich 

dabei aber nicht um Eigenleistungen des Anspruchsberechtigten, sondern des Verstorbenen 

handelt.83 

Daher wird vielfach vorgebracht, dass für Hinterbliebenenrenten keine leistungsadäquaten 

Beiträge gezahlt würden und dass die Hinterbliebenenrenten aufgrund der Einkommens-

überprüfung und –anrechnung ihrem Charakter nach keine Versicherungsleistungen, son-

dern eher eine fürsorgerische Leistung darstellten. Dem kann man entgegenhalten, dass die 

Einführung der Einkommensanrechnung im Jahre 1986 vor allem mit der Unterhaltsersatz-

funktion der Hinterbliebenenrente begründet wurde: Verfügt der überlebende Ehegatte über 

ein ins Gewicht fallendes eigenes Erwerbs- oder Erwerbszusatzeinkommen, darf er im Er-

gebnis auch weniger an Unterhaltsleistungen beanspruchen als ein Ehegatte, der kein eige-

nes Einkommen hat.  

Sieht man die Hinterbliebenenrente als eine Versicherungsleistung an, scheint auf den ers-

ten Blick der Risikoausgleich von den Beitragszahlern ohne Familienangehörige zu denjeni-

gen mit Familienangehörigen stattzufinden. Unverheiratete kinderlose Beitragszahler finan-

zieren in dieser Sicht die Rentenzahlungen an Hinterbliebene anderer Versicherter mit, ob-

wohl sie selbst keine Angehörigen haben, die im Falle ihres Todes Anspruch auf die ent-

sprechende Versicherungsleistung hätten. Um einen Risikoausgleich im engeren Sinne kann 

es sich dabei aber nicht handeln, weil es sich bei Verheirateten und Nicht-Verheirateten nicht 

um „gleichartig Gefährdete“ handelt.84 

Der eigentliche Risikoausgleich findet statt zwischen den Verstorbenen (mit Angehörigen) 

und den Überlebenden (mit Angehörigen), weil es sich bei diesen beiden Gruppen in Bezug 

auf das Verwitwungsrisiko um gleichartig Gefährdete handelt. Die Tatsache, dass unverhei-

ratete kinderlose Beitragszahler die Rentenzahlungen an Hinterbliebene anderer Versicher-

ter finanzieren, ist dagegen ein weiteres Element des sozialen Ausgleichs – in diesem Fall 

zugunsten von Familien – im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung.  

Dem Ergebnis nach könnte vermutlich ein Großteil der Hinterbliebenenrentenzahlungen 

auch als eine Versicherungsleistung für das Risiko „Einkommensverlust infolge von Kinder-

                                                 
83 Vgl. Ruland, F., Grundprinzipien des Rentenversicherungsrechts, in: Handbuch der gesetzlichen 
Rentenversicherung, 1990, S. 481-524.  
84 Hierbei ist selbstverständlich zu berücksichtigen, dass Nicht-Verheiratete entweder noch heiraten 
können oder bereits verheiratet waren und im Zuge des Versorgungsausgleichs Teile ihrer Rentenan-
wartschaften auf ihre ehemaligen Ehefrauen übertragen haben. 
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erziehung“ interpretiert werden, denn die Hinterbliebenenrenten werden häufig von Frauen 

bezogen, die in der Vergangenheit nicht berufstätig waren, dafür aber Kindererziehungsleis-

tungen erbracht haben. Insofern lässt sich auch ein Risikoausgleich innerhalb der Gruppe 

der Angehörigen Verstorbener identifizieren – und zwar von denen, die trotz Kindererziehung 

keine Einkommensausfälle hatten, zu denen, die Einkommensausfälle zu verzeichnen hat-

ten. In dem Maße, in dem die Erwerbstätigkeit und der Aufbau eigener Rentenanwartschaf-

ten von Frauen zunehmen, wird diese Form der gewünschten Umverteilung obsolet und 

durch die eigenständige Altersvorsorge von Frauen ersetzt. Insgesamt wird an diesem Bei-

spiel aber erkennbar, welche konzeptionellen Vorarbeiten notwendig sind, um zu seriösen 

Aussagen über Art und Umfang des „Sozialen“ in der Rentenversicherung zu kommen.  

 

4.7 Fazit 

Die gesetzliche Rentenversicherung ist eine soziale Versicherung, d. h. sie beinhaltet sowohl 

Elemente des Risikoausgleichs als auch Elemente des sozialen Ausgleichs auf der Grundla-

ge vorgegebener normativer Zielvorstellungen. Die im Beitrag skizzierten Verteilungseffekte 

lassen vermuten, dass vor allem Frauen (Langlebigkeitsrisiko) und Familien (Verwitwungsri-

siko) sowie Personen aus gefährdeten Berufsgruppen und Behinderte (Invaliditätsrisiko) in 

besonderer Weise von dem „Sozialen“ in der Rentenversicherung profitieren. Insofern erfüllt 

die Rentenversicherung eine wichtige sozialstaatliche Funktion und trägt dazu bei, Marktpro-

zesse und Ungleichheiten zu korrigieren und mehr Gerechtigkeit nach den herrschenden 

Vorstellungen in der Gesellschaft zu schaffen.  

 

 
Typisierende Übersicht: 
Wer profitiert vom Risikoausgleich und vom sozialen Ausgleich in der RV?  
 Risikoausgleich  Sozialer Ausgleich  

Langlebigkeitsrisiko • Langlebige • Frauen 

Invaliditätsrisiko • Erwerbsgeminderte  • Ältere 

• Behinderte 

• Personen (v. a. Männer) aus ge-

fährdeten Berufen  

Verwitwungsrisiko • Verstorbene mit Angehörigen  • Familien 

• Frauen mit Kinder  

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die vorgenommenen Überlegungen haben den Anspruch, die bestehenden erheblichen De-

fizite anzudeuten, die derzeit noch hinsichtlich der notwendigen Konzeptionalisierung des 

sozialen Ausgleichs in der gesetzlichen Rentenversicherung bestehen. Bei der Suche nach 

dem Sozialen in der Rentenversicherung müssen u. a. folgende Fragen beantwortet werden: 

Welches Risiko ist versichert? Wer sind die „gleichartig Gefährdeten“, zwischen denen der 

Risikoausgleich stattfindet? Zwischen welchen Gruppen findet sozialer Ausgleich bzw. Um-

verteilung in welchen Dimensionen statt? Bei allen diesen Fragen zeigt sich, dass normative 

Vorstellungen die Untersuchungsperspektive und Begriffsbestimmung entscheidend deter-

minieren. Gerade aus diesem Grunde ist es wichtig, dass die gesetzliche Rentenversiche-

rung die Definitionshoheit darüber, was in Bezug auf ein staatliches Alterssicherungssystem 

als „gerecht“ anzusehen ist und was nicht, nicht anderen überlässt, sondern sich selbst in-

tensiv zu Wort meldet. Eigene Forschungsanstrengungen, aber auch das Hinzuziehen exter-

ner Forschungsressourcen, bilden hierfür eine wichtige Voraussetzung.  

 

5. Schlussbetrachtung  

Das FNA ist bemüht, die begrenzten Ressourcen in der Forschungsförderung auf prioritäre 

Forschungsthemen und zentrale Leitfragen mit hohem Erkenntnis- und Nutzenpotenzial für 

die gesetzliche Rentenversicherung zu fokussieren. Um den „Mehrwert“ der Forschungsför-

derung für die Rentenversicherung erkennbar zu machen, ist es notwendig, die Ziele der 

geförderten Forschungsvorhaben möglichst präzise zu formulieren und zu strukturieren. An-

gesichts begrenzter Ressourcen und insbesondere in Zeiten des Personalabbaus ist es un-

möglich, sämtliche Forschungsgebiete unter Verwendung der neuesten wissenschaftlichen 

Methoden eigenständig zu bearbeiten. Die externe Vergabe spezifischer Forschungsfragen 

an universitäre und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und die Nutzung von deren 

hochspezialisiertem Know-how sind unumgänglich, um Erfolgsfaktoren, negative Effekte und 

unbeabsichtigte Nebenfolgen von Reformmaßnahmen sowie die komplexen allokativen, dist-

ributiven und dynamischen Wirkungen der Alterssicherung in all ihrer Komplexität aufzuzei-

gen. Der vorliegende Beitrag skizzierte mögliche künftige Forschungsfelder des Forschungs-

netzwerks Alterssicherung in der kurz- bis mittelfristigen Perspektive und skizziert an dem 

Beispiel des „Sozialen“ in der Rentenversicherung, wie die Konkretisierung von Forschungs-

fragen und die Entwicklung eines Forschungsprogramms beginnen könnte. Hierbei ist stets 

zu berücksichtigen, dass die entsprechende Forschung weiterhin flexibel ausgerichtet blei-

ben muss, da sozialpolitische Sachverhalte üblicherweise nur eine geringe „Halbwertszeit“ 

aufweisen. 
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Daher ist es im Interesse der gesetzlichen Rentenversicherung als einer tragenden Säule 

der bundesdeutschen sozialen Sicherung im engeren Sinne, dass das Forschungsnetzwerk 

Alterssicherung auch künftig so flexibel wie möglich ausgestaltet ist. Dies gilt zum einen hin-

sichtlich des interdisziplinären Ansatzes des Forschungsnetzwerks Alterssicherung als auch 

in Bezug auf die zugehörige Methodenvielfalt, die vielgestaltige interne und externe Koopera-

tionsbeziehungen erfordern. Die „Vision“ des FNA besteht darin, die vielfältigen Facetten der 

Alterssicherungsforschung zu einem „harmonischen Ganzen“ zusammenzufügen.  
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Gesundheitsbelastungen und Krankheitsrisiken älterer Erwerbstätiger 
 – Ein Werkstattbericht aus dem Projekt „Die Erwerbstätigkeit älterer Arbeit-
nehmer und Auswirkungen auf die soziale Sicherung im Alter“  

Gerhard Bäcker, Universität Duisburg-Essen; Martin Brussig, Andreas Jansen, Matthias 
Knuth, Jürgen Nordhause-Janz, Tim Stegmann, alle Institut Arbeit und Technik (IAT)  

 

Einleitung: Zur Genese des Projektes 

Im Frühjahr 2004 veröffentlichte das Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA) eine Aus-

schreibung für ein Forschungsprojekt zum Thema „Die Erwerbstätigkeit älterer Arbeitnehmer 

und Auswirkungen auf die soziale Sicherung im Alter“ mit dem Ziel, „die ökonomischen An-

reizsysteme im Rentenrecht (…) ebenso wie arbeitsmarktbezogene Regelungen im Hinblick 

auf die Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer (ab 55 Jahren) in umfassender 

Weise zu thematisieren“ (DRV, Heft 3/2004, S. 185). Ausdrücklich angesprochen wurde die 

Möglichkeit einer originären Erhebung, in der eine Vielzahl möglicher Einflussfaktoren von 

individuellen Anwartschaften über die Einkommens- und Vermögenssituation im Haushalt bis 

hin zu betrieblichen Maßnahmen zur Beschäftigung älterer Arbeitnehmer. 

Das FNA problematisierte mit den Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer ein 

zentrales Merkmal der Gesetzlichen Rentenversicherung bzw. der sozialen Sicherung in 

Deutschland insgesamt, nämlich ihre Erwerbszentriertheit, das in Zeiten strukturell hoher 

Arbeitslosigkeit, unstetiger Erwerbsverläufe und einer Erosion des herkömmlichen Normalar-

beitsverhältnisses Risiken für die soziale Sicherung im Alter birgt. Darüber hinaus konzent-

rierte sich das FNA mit den „älteren Arbeitnehmern“ auf eine Gruppe, die gleich aus mehre-

ren Gründen von besonderen Interesse ist: Einerseits können sich in den letzten 10 bis 15 

Jahre vor Eintritt in die Rente noch einmal gute Möglichkeiten für die Altersvorsorge bieten 

(die Belastung durch eigene Kinder geht zurück; in vielen Fällen werden Einkommenszu-

wächse noch realisiert), andererseits nehmen – ausgelöst durch unzureichende Beteiligung 

an Weiterbildung, gesundheitlichen Verschleiß, und schlechten Neueinstellungschancen – 

Arbeitsmarktrisiken wieder zu, was wiederum die individuelle Altersvorsorge beeinträchtigt. 

Hinzu kommt, dass für die umlagefinanzierte Rentenversicherung die Zahl der sozialversi-

cherungspflichtig Erwerbstätigen und das Erwerbspersonenpotenzial wichtige Bezugsgrößen 

darstellen. Auf mittlere Sicht kann die Zahl der Erwerbstätigen erhöht werden durch eine hö-

here Erwerbsbeteiligung von Personen im Alter ab ca. 50 Jahren. Zu denken ist hier an eine 

längere Erwerbstätigkeit möglichst unmittelbar bis zum Erreichen des gesetzlichen Rentenal-

ters, aber auch an eine höhere Erwerbstätigenquote von Frauen. 

In dem auf die Ausschreibung folgenden Wettbewerb setzte sich das hier vorzustellende 

Vorhaben durch, das durch zwei Merkmale gekennzeichnet ist: 
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o Die Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer und die Auswirkungen auf die 

soziale Sicherung werden als Ergebnis mehrerer Prozesse unterschiedlicher Ebenen 

und gesellschaftlicher Bereiche betrachtet; zum Verständnis der ökonomischen An-

reizsysteme im Rentenrecht und in der Arbeitsmarktpolitik ist die Kenntnis der sozia-

len Prozesse, die die Beschäftigung im Alter und den Renteneintritt beeinflussen, er-

forderlich. 

o Aufgrund der vielfältigen Einflüsse aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Berei-

chen verzichtet unser Vorhaben auf eine eigenständige Erhebung. Die empirischen 

Analysen erfolgen als Sekundäranalyse vorliegender Daten, die jeweils an ihrem ak-

tuellen Rand ausgewertet werden sowie als eine Aufarbeitung des Forschungsstan-

des. Die Detailanalysen werden am Ende des Projektes in Form von Szenarien zu-

sammengeführt. 

Der vorliegende Beitrag stellt zunächst das Projekt vor und gibt einen detaillierten Einblick in 

einen Ausschnitt des Vorhabens. Anschließend wird ein Ausblick auf die künftige Arbeit ge-

geben. 

 

Das Vorhaben: Fragestellungen, konzeptioneller Rahmen und Methoden 

Bei der Bewältigung der Herausforderungen des demographischen Wandels durch die Ge-

setzliche Rentenversicherung stehen prinzipiell drei Stellgrößen zur Verfügung: (1) Senkung 

des Rentenniveaus, (2) Erhöhung der Beitragssätze oder der Zuflüsse aus Steuern und (3) 

Verlängerung der (sozialversicherungspflichtigen) Lebensarbeits-  und damit der Beitragszei-

ten sowie die damit verbundene Kürzung der Rentenlaufzeit. Im Mittelpunkt des Vorhabens 

stehen die Bedingungen für eine erhöhte und verlängerte Erwerbsbeteiligung älterer Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer und darauf bezogene sozialpolitische, arbeitsmarktpolitische 

und personalwirtschaftliche Interventionsmöglichkeiten. Diese Perspektive schließt Formen 

privater Vorsorge ein, die die Gesetzliche Rentenversicherung ergänzen und die ja in der 

Regel ebenfalls aus laufendem Erwerbseinkommen finanziert werden müssen. 

Die groben Trends von Bevölkerungsentwicklung, Erwerbsbeteiligung sowie Beitrags- und 

Leistungsentwicklung in den Zweigen der Altersvorsorge wurden in zahlreichen Studien un-

tersucht. Doch die Bedingungen und vor allem die Wechselwirkungen zwischen unterschied-

lichen Einflussfaktoren, die einen verlängerten Verbleib im Erwerbsleben und einen späteren 

Rentenbeginn möglich und wahrscheinlich machen, sind zu wenig bekannt um daraus konsi-

stente politische Strategien ableiten zu können. Es fehlt vor allem eine über Partialanalysen 

hinausgehende empirisch fundierte Gesamtbetrachtung. 
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Dafür bündeln wir den teilweise durchaus entwickelten Wissensstand und schließen beste-

hende Wissenslücken durch originäre sekundärstatistische Analysen, die wir in vier Themen-

felder strukturieren (vgl. Abbildung 1): 

• Themenfeld 1: Institutioneller Rahmen und Entwicklung der Anwartschaften. Im ers-

ten Themenfeld werden die institutionellen Anreizstrukturen für Erwerbstätigkeit im Al-

ter bzw. den Eintritt in den Ruhestand untersucht. Dabei werden sowohl Anreize für 

Beschäftigte als auch für Betriebe analysiert.  

• Themenfeld 2: Das Arbeitsangebot im Haushaltskontext. In diesem Themenfeld wird 

das Arbeitsangebot von Arbeitnehmern unter besonderer Berücksichtigung der Fami-

lien- und Haushaltssituation behandelt. Ein Analyseschwerpunkt liegt auf der Er-

werbstätigkeit von Frauen, da diese größere noch ungenutzte Erwerbspotentiale im 

Alter aufweisen als Männer. 

• Themenfeld 3: Beschäftigungschancen und –risiken im Arbeitsmarkt und im Betrieb. 

In diesem Themenfeld werden arbeitsplatzbezogene und personalstrategische Ein-

flussfaktoren auf die Erwerbstätigkeit Älterer untersucht. Hier interessieren insbeson-

dere Qualifikation, Arbeitsmotivation und individuelle Gesundheitssituation älterer Ar-

beitnehmer sowie arbeitgeberbezogene Ansätze in Bezug auf die Beschäftigung älte-

rer Arbeitnehmer und die Frage nach altersgerechten Arbeitsplätzen bzw. Berufskar-

rieren. 

Die Ergebnisse aus den drei Themenfelder werden aufeinander bezogen und in Form von 

Szenarien integriert. Ziel ist insbesondere, starke und schwache Einflussfaktoren, und ihre 

Ursachen und Wechselwirkungen sowohl für den Verbleib in bzw. Austritt aus Beschäftigung 

als auch für den Eintritt in den Ruhestand zu identifizieren 

Nach gegenwärtigem Stand verfolgen wir drei übergreifende Hypothesen: 

Renteneintritt und Erwerbsaustritt sind zeitlich und kausal miteinander verbunden; dennoch 

sind die Bedingungen des Erwerbsaustritts andere als die des Renteneintritts. Dies gilt so-

wohl für die institutionellen Anreize als auch für die gesellschaftlichen Bereiche „Individuum / 

Haushaltskontext“ und „Betrieb / Arbeitsmarkt“. Unterschiedliche Wirkungen von Anreizstruk-

turen auf Männer und Frauen sowie Personen in den alten und neuen Bundesländern sind 

zu erwarten. Während der Rentenzugang durch institutionelle Regelungen vergleichsweise 

einfach und wirkungsvoll gestaltet werden kann – die dafür aber politisch schwer umzuset-

zen sind – lässt sich der Verbleib in Erwerbstätigkeit oder auch eine Wiederbeschäftigung 

nach Arbeitslosigkeit in den letzten Arbeitsjahren durch Anreize etwa in der Arbeitsmarktpoli-

tik nur relativ schwach beeinflussen. Die starken Effekte für den Verbleib in bzw. den Austritt 

aus Erwerbstätigkeit gehen von Betrieben aus, die auf institutionelle Anreize nur vergleichs-
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weise schwach reagieren. Hingegen wird der Renteneintritt stark von Faktoren bestimmt, die 

sich eher dem Individuum zurechnen lassen, wie dem Gesundheitszustand, der Haushalts-

konstellation und den Arbeitsmarktchancen (insbesondere Arbeitslosigkeit vor Rentenbe-

ginn). 

 

Abbildung 1: Einflussfaktoren im Überblick 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: eigene Darstellung 

 
Gesundheitliche Beschwerden durch die Arbeit und beruflich bedingte Krankheiten      
- Ein Werkstattbericht 

Aktuelle Untersuchungen zur Qualifikationsentwicklung (Koller/Plath 2000; Barkholdt 2001), 

zur Arbeitsmotivation (Grotheer/Struck 2003) und zur Gesundheitssituation (Badura u.a. 

2003) zeigen, dass trotz sektoraler, beruflicher und vor allem qualifikatorischer Unterschiede 

das Arbeitsvermögen Älterer nicht pauschal schlechter ist als das der jüngeren Arbeitnehmer 

(für frühe Überblicke z.B.: Clark/Kreps/Spenger 1978, S. 927-929; Schneider 1974; Lehr 

1982; Lehr/Olbrich/Schmädecke 1979). Gleichwohl gibt es zahlreiche Belege, dass gerade 

die gesundheitliche Situation für den Verbleib in Erwerbstätigkeit wichtig sind: Nach einer 

plötzlichen Verschlechterung des Gesundheitszustandes steigt die Wahrscheinlichkeit, in 

Rente zu wechseln oder arbeitslos zu werden, deutlich an (Riphahn 1997). Einer der wich-

tigsten Einflussfaktoren für die Entscheidung, in Rente zu wechseln, ist der individuelle Ge-

sundheitszustand (Drobnic 2003; Clemens 2000, S. 147). Wübbeke (2005, S. 44-49) ver-

weist auf zahlreiche – schon ältere – Studien, die dokumentieren, dass den Belastungen am 

Arbeitsplatz für den vorzeitigen Gesundheitsverschleiß von Erwerbstätigen wesentliches 

Gewicht zukommt: „Die Höhe des arbeitsbedingten Gesundheitsrisikos eines Beschäftigten 

hängt dabei von der Intensität der auf ihn einwirkenden körperlichen und psychisch-mentalen 

Arbeitsbelastungen, deren Zusammenwirken (Mehrfachbelastungen) und vor allem von der 

Belastungsdauer – bezogen auf den gesamten Berufsverlauf – ab. Ausgesprochen hohe 
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Gesundheitsrisiken birgt die jahre- oder jahrzehntelange Kumulation von Belastungen in 

sich, weshalb arbeitsbedingte gesundheitliche Beschwerden vorrangig ein Problem älterer 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind“ (ebda., S. 46). 

Die in diesem Abschnitt vorzustellende Analyse zu gesundheitlichen Belastungen und zur 

Krankheitshäufigkeit von älteren Beschäftigten  auf der Grundlage der BIBB/IAB-Erhebung – 

die Bestandteil eines umfangreichen Kapitels zur Beschäftigungssituation älterer Arbeitneh-

mer ist – bestätigt, dass die Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer nicht nur von 

institutionellen Anreizen, sondern auch von der individuellen Gesundheit und Belastungssi-

tuation in der Arbeit abhängen. Die Analyse zeigt insbesondere, dass die gesundheitlichen 

Risiken zwar auch vom Alter abhängen, aber stärker noch von der Qualifikation, der Tätigkeit 

und dem Technisierungsrad der Arbeit. 

 

Datengrundlage und Fragestellung 

Grundlage für die folgenden Analysen ist die Erhebung „Erwerb und Verwertung beruflicher 

Qualifikationen“, die 1998/99 gemeinsam vom Bundesinstitut für berufliche Bildung und dem 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung durchgeführt wurde (BIBB/IAB-Erhebung). Die 

BIBB/IAB-Erhebung ist eine repräsentative Befragung von 0,1% der Erwerbstätigen in 

Deutschland; die hier ausgewertete Welle von 1998/99 ist nach 1979, 1987 und 1991/92 die 

vierte Welle (vgl. Dostal/Jansen 2002).85 Insgesamt wurden 1998/99 34.343 Personen be-

fragt, darunter 1.447 Ausländer (Dostal/Jansen 2002, S. 235). Aufgrund seiner thematischen 

Schwerpunkte erlaubt die BIBB/IAB-Erhebung detaillierte Einblicke in die Arbeitsbedingun-

gen, Arbeitsbelastungen, Betroffenheit von betrieblichem Wandel, die Beteiligung an Weiter-

bildung sowie Veränderungen im Zeitverlauf.86  

Die BIBB/IAB-Erhebung enthält mehrere Fragen zum gesundheitlichen Befinden der befrag-

ten Personen, von denen zwei vertieft ausgewertet sollen. (1) In einer Fragebatterie wird 

nach insgesamt 21 gesundheitlichen Beschwerden gefragt, die „während der Arbeit oder 

unmittelbar nach der Arbeit häufig auftreten“. Die Frageformulierung betont den Zusammen-

hang zur Arbeit (und lässt dabei offen, ob körperliche oder psychische Belastungen die Be-

schwerden verursachen) und zielt nach Beschwerden, die „häufig“ auftreten. (2) Die andere 

Frage richtet sich darauf, ob die befragte Person in den letzten 12 Monaten „wegen einer 

Krankheit, die mit dem Beruf zusammenhängt oder wegen eines Arbeitsunfalls“ arbeitsunfä-

hig war. Auch diese Frageformulierung betont den Zusammenhang zur Arbeit. Als Antwort 
                                                 
85 Trotz einer vergleichsweise lange zurückliegenden letzten Befragungswelle  präferieren wir diese 
Befragung, weil es die umfangreichste Befragung zu Arbeitssituationen in Deutschland ist. Als das hier 
beschriebene Projekt beantragt wurde, wurde vom BIBB und IAB über eine weitere Welle verhandelt. 
Da diese anscheinend (noch) nicht zustande gekommen ist, ist der hier verwendete Datensatz nach 
wie vor der aktuelle verfügbare Datensatz. 
86 Über diese Aspekte berichtet das ausführliche Kapitel des hier vorgestellten Projektes. 
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wird nur ein einfaches Ja oder Nein registriert. Man kann diese Antwort deshalb nicht mit 

üblichen Krankheitsquoten vergleichen, da in letztere stets auch die Dauer von krankheits-

bedingten Fehlzeiten eingehen.87 

An dieser Stelle sollen Ergebnisse zu gesundheitlichen Belastungen und zur Häufigkeit von 

Krankheiten vorgestellt werden: Wie stark hängen Alter und Gesundheit zusammen, und 

welche weiteren Merkmale der Arbeitssituation beeinflussen – neben dem Alter – den Ge-

sundheitszustand und die Betroffenheit von Krankheit? Zu berücksichtigen ist, dass die Aus-

sagen von Erwerbstätigen erfasst werden, aber nicht die Aussagen von Personen, die, bei-

spielsweise aufgrund schlechter Gesundheit oder individuell untragbaren Arbeitsbedingun-

gen, nicht mehr zumindest auf ihrem früheren Arbeitsplatz erwerbstätig sind.  

Die Auswirkungen von Arbeitsbedingungen auf Krankheit und Gesundheit zu analysieren ist 

mit zwei Problemen verbunden: Zum einen werden Personen mit gesundheitlichen Belas-

tungen ihren Arbeitsplatz wechseln und ihre Arbeitsbedingungen anpassen, bis sie eine Ar-

beit haben, die sie weitgehend beschwerdefrei ausüben können. Personen mit besonders 

schweren gesundheitlichen Belastungen scheiden unter Umständen gänzlich aus Erwerbstä-

tigkeit aus (Riphahn 1997). Im Ergebnis sind Krankenstand oder gesundheitliche Beschwer-

den an Arbeitsplätzen mit hohen Belastungen nicht unbedingt höher oder stärker verbreitet, 

aber nicht, weil die Arbeitsbedingungen irrelevant sind, sondern weil die gesünderen Be-

schäftigten auf den Arbeitsplätzen verblieben sind (healthy worker effect). Zum zweiten sind 

Fehlzeiten generell, aber auch krankheitsbedingte Fehlzeiten, Gegenstand von betrieblichen 

Auseinandersetzungen. Ortlieb (2003) spricht hier vom „betrieblichen Krankenstand als per-

sonalpolitischer Arena“. Führungsverhalten und Gruppenzusammensetzung beeinflussen 

den Krankenstand ebenso wie soziale Normen innerhalb einer Kultur (Schmidt 1996, Neu-

berger, S. 336).88  Diese Probleme bestehen auch, wenn man den Zusammenhang von Ar-

beits- und Gesundheitsschutz auf den Krankenstand oder Unterschiede zwischen verschie-

denen Beschäftigten- und Altersgruppen untersuchen möchte. Die folgenden Analysen kön-

nen daher die beobachteten Zusammenhänge nur benennen, ohne jedoch eindeutige Hypo-

thesen über deren Ursachen ableiten zu können. 

                                                 
87 Mit steigendem Alter geht die Zahl der Krankmeldungen bei den Krankenversicherungen zurück, 
jedoch nimmt die Dauer der Erkrankung im Durchschnitt zu, was insgesamt zu einem höheren Kran-
kenstand bei Älteren führt, vgl. Meusel 2005.  
88 In diesen Zusammenhang gehört auch, dass in Krisenzeiten häufig ein rückläufiger Krankenstand 
beobachtet wird, was eher auf verändertes Verhalten der Arbeitnehmer als auf eine gezielte Perso-
nalauswahl zugunsten gesundheitlich stabilerer Personen durch die Betriebe zurückzuführen ist, vgl. 
Frick 2006.  
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Gesundheitliche Belastungen am Arbeitsplatz 

Die drei häufigsten Beschwerden - Kreuzschmerzen, Schmerzen im Nacken- und Schulter-

bereich sowie allgemeine Mattigkeit (vgl. Tabelle 1) - haben für die unterschiedlichen Alters-

gruppen ähnliche Muster: Ihre Verbreitung steigt bis Mitte 30 steil an und tritt dann mit zu-

nehmendem Alter seltener auf, allerdings gibt es unter den 55- bis 60-Jährigen noch einen 

kleinen Anstieg (vgl. Abbildung 2). Der deutliche Rückgang dieser häufigen Beschwerden bei 

Befragten ab 60 Jahre dürfte auf den eingangs erwähnten healthy worker effect zurückzufüh-

ren sein, denn für viele Personen dieser Altersgruppe bestand oft schon die Möglichkeit einer 

Altersrente. Interpretiert man die Querschnitssangaben, bei denen sich streng genommen 

nicht unterscheiden lässt, ob es Alterseffekte oder Kohorteneffekte sind, als Alterseffekte, 

dann könnte der allmähliche Rückgang stark verbreiteter Beschwerden wie allgemeine Mü-

digkeit, Herzschmerzen sowie Schwerzen im Nacken- und Schulterbereich bereits in den 

Altersgruppen ab 30 Jahren auf Gewöhnung und / oder Anpassungsprozesse zurückzufüh-

ren sein. 

Tabelle 1: Häufiges Auftreten von Beschwerden während oder unmittelbar 
nach der Arbeit 

 In % der 
Befragten 

Schmerzen im unteren Rücken (Kreuzschmerzen) 58,4 
Schmerzen im Nacken-, Schulterbereich 43,0 
Schmerzen in Armen und Händen 20,8 
Schmerzen in der Hüfte 8,6 
Schmerzen in den Knien 19,7 
Schmerzen in den Beinen, Füßen, geschwollene Beine 23,5 
Kopfschmerzen 26,0 
Herzschmerzen, Stiche, Schmerzen, Enggefühl in der Brust 4,5 
Atemnot 1,9 
Husten 4,8 
Laufen der Nase oder Niesreiz 6,3 
Augen Brennen, Schmerzen, Rötung, Jucken, Tränen 13,5 
Hautreizung, Juckreiz 6,1 
Nächtliche Schlafstörungen 11,6 
Allgemeine Müdigkeit, Mattigkeit oder Erschöpfung 28,7 
Magen- oder Verdauungsbeschwerden 7,5 
Hörverschlechterung, Ohrgeräusche 6,9 
Nervosität oder Reizbarkeit 17,8 
Niedergeschlagenheit 7,4 
Schwindelgefühl 2,4 

Quelle: BIBB/IAB 1999, nur sozialversicherungspflichtige Arbeiter oder Angestellte                              
in Vollzeit, Hochrechnung, eigene Berechnungen 
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Andere, weniger verbreitete, Beschwerden treten in den höheren Altersgruppen häufiger auf 

als in den jüngeren. Als Beispiele sind in der Abbildung Herzschmerzen sowie Hörver-

schlechterungen abgetragen. Auch hier ist wieder für Personen ab 60 Jahre ein deutlicher 

Rückgang dieser Beschwerden zu verzeichnen. Insgesamt aber kann die altersspezifische 

Verteilung für unterschiedliche Beschwerden ganz unterschiedlich ausfallen (vgl. Abbildung 

2). 

Abbildung 2: Altersspezifische Verteilung ausgewählter gesundheitlicher  
Beschwerden 

 
Quelle: BIBB/IAB 1999, nur sozialversicherungspflichtige Arbeiter oder Angestellte in Vollzeit, 
Hochrechnung, eigene Berechnungen 

Zählt man alle Beschwerden für jeden Befragten zusammen, so zeigt sich im Durchschnitt, 

dass für Personen zwischen 20 und 40 Jahren die Anzahl der Beschwerden ungefähr gleich 

bleibt, danach aber bis in das Alter von 65 Jahren zunimmt. Aus der Perspektive der 

BIBB/IAB-Erhebung zeigt sich damit, dass zwar die einzelnen Beschwerden von Personen 

verschiedener Altersgruppen unterschiedlich oft berichtet werden, in der Summe haben Per-

sonen mit steigendem Alter öfter gesundheitliche Beschwerden (vgl. Abbildung 3). 
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Abbildung 3: Durchschnittliche Anzahl gesundheitlicher Beschwerden, nach Alter 

 
Quelle: BIBB/IAB 1999, nur sozialversicherungspflichtige Arbeiter oder Angestellte in Vollzeit, 
Hochrechnung, eigene Berechnungen 

Welche Unterschiede lassen sich in verschiedenen Personengruppen erkennen, und gibt es 

Besonderheiten zwischen Personen unterschiedlichen Alters? Frauen berichten geringfügig 

mehr gesundheitliche Beschwerden als Männer. Mit steigender Qualifikation werden etwas 

seltener Beschwerden berichtet, und ebenso mit zunehmendem Technisierungsgrad der 

Hauptarbeitsmittel. Interessant ist hingegen, dass mit zunehmendem Technisierungsgrad der 

Tätigkeit eher mehr gesundheitliche Beschwerden berichtet werden.89 Hierbei gibt es gerade 

für Tätigkeiten auf mittlerem Mechanisierungsniveau – Arbeit mit „angetriebenen Werkzeu-

gen“ und „einfachen Maschinen“ – eine deutliche Altersdifferenzierung, d.h. ältere Personen 

mit diesen Tätigkeiten berichten häufiger von gesundheitlichen Beschwerden. Sowohl auf 

höchstem als auch auf niedrigstem Mechanisierungsniveau – Arbeit mit Computern und Ar-

beit mit einfachen Werkzeugen – ist eine Altersdifferenzierung jedoch kaum vorhanden. 

Bezieht man zusätzlich noch Arbeitskontexte wie Branche und Betriebsgröße ein, dann zeigt 

sich, dass die Anzahl der gesundheitlichen Beschwerden mit der Betriebsgröße steigt, bei 1-

Personen-Betrieben aber mit am höchsten ist. Allerdings sind diese Unterschiede nicht sehr 

groß. Die Zunahme gesundheitlicher Beschwerden mit steigender Betriebsgröße hängt mit 

der Altersdifferenzierung zusammen: Sie ist in großen Betrieben ausgeprägt, in kleinen und 

                                                 
89 Dem Technisierungsgrad liegen die verwendeten Werkzeuge, Maschinen und Geräte zugrunde, die 
jeweils verschiedenen Mechanisierungsstufen zugeordnet sind. Das „überwiegend“ verwendete Ar-
beitsmittel wurde erfragt und daraus der Technisierungsgrad des Hauptarbeitsmittels bestimmt. Von 
den anderen, „des öfteren“, verwendeten Arbeitsmitteln diente das Arbeitsmittel mit der höchsten Me-
chanisierungsstufe als Grundlage für die Beurteilung des Technisierungsgrades der Tätigkeit, auch 
wenn es nicht das Hauptarbeitsmittel war. 
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mittleren hingegen deutlich schwächer (vgl. das Auseinandertreten der Kurven ab der Alters-

gruppe 50 bis 55 Jahre, Abbildung 4). Zugespitzt könnte man formulieren, dass in größeren 

Betrieben die älteren Mitarbeiter gesundheitlich öfter angegriffen sind als in kleinen Betrie-

ben, dafür in Großbetrieben aber öfter verbleiben. Sofern generelle Einschätzungen über die 

Beschäftigungsfähigkeit Älterer oder ihr Krankheitsrisiko eher aus Großbetrieben stammen 

oder von ihnen kommuniziert werden – etwa aufgrund ihrer größeren öffentlichen Aufmerk-

samkeit oder ihres hohen Beschäftigungsanteils –, zeigt sich, dass diese Einschätzungen 

nicht verallgemeinert werden können. Denn in Kleinbetrieben sind altersspezifische Unter-

schiede im Gesundheitszustand geringer ausgeprägt; was auch daran legen kann, dass die 

Betreffenden dort nicht mehr beschäftigt sind. 

Abbildung 4: Unterschiedliche Altersdifferenzierung von gesundheitlichen Be-
schwerden in kleinen und großen Betrieben 

 
Quelle: BIBB/IAB 1999, nur sozialversicherungspflichtige Arbeiter oder Angestellte in Vollzeit, 
Hochrechnung, eigene Berechnungen 

 

Arbeitsunfähigkeit, Arbeitssituation und Alter 

Das Risiko, wegen einer beruflich bedingten Krankheit oder eines Arbeitsunfalls arbeitsunfä-

hig gewesen zu sein, weist eine etwas höhere Altersabhängigkeit auf als die Anzahl der ge-

sundheitlichen Beschwerden (vgl. Abbildung 5). Zwischen der Anzahl der gesundheitlichen 

Beschwerden und dem Risiko einer beruflich verursachten Erkrankung bzw. eines Arbeitsun-

falls gibt es Gemeinsamkeiten: Auch das Unfall- und Krankheitsrisiko nimmt mit zunehmen-

der Qualifikation und steigendem Technisierungsgrad des Hauptarbeitsmittels ab sowie mit 

steigendem Mechanisierungsgrad der Tätigkeit (mit Ausnahme der höchsten Stufe) zu. In 
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zwei Punkten gibt es aber Unterschiede: Anders als bei den gesundheitlichen Beschwerden 

sind Männer öfter von beruflich bedingten Krankheiten bzw. Arbeitsunfällen betroffen als 

Frauen, und es gibt in Betrieben ab 10 Mitarbeitern keinen Unterschied nach der Betriebs-

größe (in kleineren Betrieben ist das Unfall- und Krankheitsrisiko kleiner). 

Abbildung 5: Arbeitsunfähigkeit aufgrund von beruflich bedingter Krankheit oder 
Arbeitsunfall, nach Alter 

 
Quelle: BIBB/IAB 1999, nur sozialversicherungspflichtige Arbeiter oder Angestellte in Vollzeit, 
Hochrechnung, eigene Berechnungen 

Die generelle Altersspezifik – zunehmende Wahrscheinlichkeit von Fehlzeiten mit zuneh-

mendem Alter – zieht sich durch praktisch alle diese Merkmale der Arbeitsbedingungen 

durch. Es gibt aber eine bemerkenswerte Ausnahme beim Mechanisierungsgrad des Haupt-

arbeitsmittel: Wer hauptsächlich mit dem Computer arbeitet, hat ein generell geringeres 

Krankheits- und Unfallrisiko. Dieses geringe Risiko ist darüber hinaus konstant für alle Al-

tersgruppen. Wer hingegen mit Arbeitsmitteln der niedrigsten Mechanisierungsstufe, dem 

„einfachen Werkzeug“ arbeitet, hat nicht nur ein höheres Krankheits- und Unfallrisiko, es 

nimmt mit zunehmendem Alter sogar zu (vgl. Abbildung 6). 
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Abbildung 6: Altersspezifische Arbeitsunfähigkeit nach beruflich bedingter Krank-
heit oder Arbeitsunfall nach zwei Mechanisierungsstufen des Haupt-
arbeitsmittels 

 
Quelle: BIBB/IAB 1999, nur sozialversicherungspflichtige Arbeiter oder Angestellte in Vollzeit, 
Hochrechnung, eigene Berechnungen 

Im Vergleich von Beschwerden und Arbeitsunfähigkeit zeichnet sich eine interessante Al-

tersspezifik für Personen auf unterschiedlichen Qualifikationsniveaus ab: Zunächst sind bei-

de gesundheitlichen Risiken unterschiedlich je nach Qualifikation, d.h. mit steigender Qualifi-

kation treten sie seltener auf (s.o.). Mit zunehmendem Alter berichten Personen aller Qualifi-

kationsstufen von häufigeren Beschwerden, wenngleich auf unterschiedlichem Niveau. Doch 

bei der Arbeitsunfähigkeit ist der generelle Trend (häufigere Arbeitsunfähigkeit in höheren 

Altersgruppen) bei einigen Qualifikationsstufen nicht erkennbar (z.B. Hochschulabschluss, 

Facharbeiter).  

 

Starke und schwache Einflussfaktoren: Gibt es einen eigenständigen „Alterseffekt“? 

Abschließend soll auf folgende Fragen eingegangen werden: 

o Hängen die genannten Merkmale mit der Häufigkeit krankheitsbedingter Fehlzeiten 

auch dann zusammen, wenn man sie gleichzeitig in die Analyse einbezieht? Sind 

„starke“ und „schwache“ Einflussfaktoren erkennbar?  

o Sind noch Unterschiede zwischen Altersgruppen erkennbar, wenn die übrigen Merk-

male (Qualifikationsabschluss und Tätigkeit) berücksichtigt werden? Gibt es über-

haupt einen eigenständigen „Alterseffekt“ in dem Sinne, dass mit zunehmendem Alter 
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steigende Krankheitsrisiken unabhängig von den Merkmalen der Arbeitssituation zu 

verzeichnen sind? 

o Gibt es Einflussfaktoren, die in den oberen Altersgruppen andere Zusammenhänge 

aufweisen als in den jüngeren Altersgruppen? 

Zu diesem Zweck wurde eine Regressionsanalyse durchgeführt. Ein Auszug aus den 

Ergebnissen ist in Tabelle 2 dargestellt.  

Tabelle 2: Ergebnissea 
 Koeffizient  

(Standardfehler) 
Alter  0,007 (0,003) **      
Ausbildung  
Ohne Ausbildung  0,059 (0,073)     
Berufsfach-/Fachschule  0,091 (0,124)     
Meister, Techniker, Fachwirte -0,258 (0,083) ***     
Fachhochschule -0,246 (0,124) **     
Hochschule -0,668 (0,125) ***     
Referenz: Facharbeiter  
Hauptarbeitsmittel  
einfaches Arbeitsgerät, Werkzeug  0,014 (0,066)      
angetriebene Werkzeuge  0,046 (0,113)     
halbautomatische Maschinen -0,141 (0,099)         
Computer, programmgesteuerte Arbeitsmittel -0,501 (0,080) ***       
Referenz Arbeitsmittel: einfache Maschinen  
Technisierungsgrad des Arbeitsplatzes  
einfaches Arbeitsgerät, Werkzeug -0,206 (0,146)        
angetriebene Werkzeuge -1,195 (0,517) **     
halbautomatische Maschinen  0,055 (0,079)          
Computer, programmgesteuerte Arbeitsmittel -0,020 (0,078)         
Referenz Tätigkeit: einfache Maschinen  
Interaktion: „Tätigkeit mit angetriebenen Werkzeugen“ x „Alter“  0,024 (0,011) **            
Betriebszugehörigkeitsdauer  
Weniger als 2 Jahre -0,248 (0,086) *** 
Mehr als 5 Jahre -0,144 (0,064) ** 
Referenz: zwischen 2 und 5 Jahren  
Arbeitsbelastung: Bis an die Grenzen gehen (ja)  0,139 (0,020) ***          
Anzahl gesundheitlicher Beschwerden  0,321 (0,030) ***          
Interaktion “Anzahl gesundheitlicher Beschwerden” x “Alter” -0,002 (0,001) ***        
Konstante -2,970 (0,214) ***    

a Logistische Regression; abhängige Variable: Krankheitsbedingte Fehlzeiten (nein/ja). Kontrolliert  
für Männer/Frauen, alte/neue Bundesländer, Betriebsgröße, Branchen. N=19.673, R2=0,108.  
***, ** bedeuten ein Signifikanzniveau von 99 bzw. 95%. Software: STATA. 

Quelle: BIBB/IAB 1999, nur sv-pflichtige Arbeiter oder Angestellte in Vollzeit, Hochrechnung,      
eigene Berechnungen 

Auch unter Kontrolle der diskutierten Merkmale hat das Alter einen eigenständigen signifi-

kanten Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit krankheitsbedingten Fehlens. Einen besonders 

starken Zusammenhang zur Wahrscheinlichkeit krankheitsbedingten Fehlens weist die Qua-

lifikation auf, allerdings gibt es keine Unterschiede zwischen Facharbeitern (der Referenzka-

tegorie) und Personen ohne Ausbildung bzw. Personen mit Berufsfachschulausbildung. Erst 
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„oberhalb“ des Facharbeiterniveaus ist die Krankheitswahrscheinlichkeit signifikant niedriger, 

für Personen mit Hochschulabschluss sogar sehr deutlich. 

Gegenüber der Qualifikation haben Merkmale der Arbeitssituation (Hauptarbeitsmittel und 

Arbeitsplatz) einen vergleichsweise schwachen Einfluss; er beschränkt sich bei den Haupt-

arbeitsmitteln auf den Umgang mit Computern u.a. und bei den Tätigkeiten auf Arbeiten mit 

„angetriebenen Werkzeugen“. In beiden Fällen ist der Zusammenhang negativ, d.h. die 

betreffenden Personen sind seltener krank. Von den Arbeitsbelastungen sorgt insbesondere 

die Einschätzung der Tätigkeit, „bis an die Grenzen zu gehen“ für eine höhere Wahrschein-

lichkeit krankheitsbedingten Fehlens.90 

Nur bei wenigen der untersuchten Merkmale ist erkennbar, dass sich ihre Wirkungen je nach 

betrachteter Altersgruppe ändern (vgl. die Interaktionseffekte in Tabelle 2). Obwohl die Tä-

tigkeit mit „angetriebenen Werkzeugen“ im Durchschnitt die Krankheitswahrscheinlichkeit 

niedriger ist als bei anderen Tätigkeiten, werden ältere Mitarbeiter anders als jüngere Mitar-

beiter gerade bei diesen Tätigkeiten öfter krank (unabhängig vom bzw. zusätzlich zum ohne-

hin bestehenden generellen „Alterseffekt“). Anders verhält es sich mit der Anzahl gesundheit-

licher Beschwerden. Dass die Krankheitswahrscheinlichkeit mit zunehmender Anzahl ge-

sundheitlicher Beschwerden steigt, ist plausibel. Dieser Zusammenhang ist aber für ältere 

Mitarbeiter schwächer ausgeprägt als für Jüngere. 

 

Zusammenfassung 

Nachlassende Gesundheit ist ein erhebliches Risiko für ein vorzeitiges Ende der Erwerbstä-

tigkeit. Dass die gesundheitlichen Beschwerden und die Arbeitsunfähigkeit mit steigendem 

Alter zunehmen, zeigt sich auch für die befragten Beschäftigten der BIBB/IAB-Befragung. 

Der Trend ist übergreifend und auch in der multivariaten Analyse signifikant; das Lebensalter 

stellt damit ein typisches Gesundheitsrisiko dar. Über die Gründe lässt sich aufgrund der 

vielfachen Einflussfaktoren nur spekulieren. Ein Grund ist sicher die objektive Belastung 

durch die Arbeit, die mit zunehmendem Alter eher zu Beschwerden führt. Ein weiterer Grund, 

der die Arbeitsunfähigkeit beeinflusst, dürfte die individuelle Verantwortung sein, die mit der 

konkreten Arbeit verbunden ist und selbst bei vorhandenen Beschwerden seltener zu Ar-

beitsunfähigkeit führt. Dies könnte erklären, dass ältere Hochschulabsolventen zwar mehr 

Beschwerden haben, aber nicht öfter arbeitsunfähig sind als jüngere Hochqualifizierte, und 

ebenso, dass die Altersabhängigkeit der Gesundheitsrisiken in Großbetrieben stärker aus-

geprägt ist als in Kleinbetrieben. Hinzu kommt, dass wesentliche Aspekte der Belastungssi-

tuation (Dauer der Belastungen, kumulierte Belastungen) nicht untersucht werden konnten. 

                                                 
90 In verschiedenen Modellvarianten sind die anderen Arbeitsbedingungen/-belastungen nicht signifi-
kant. 
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Die Analysen zeigen auch: Das Alter ist nur ein Einflussfaktor neben anderen. Die Qualifika-

tion steht in einem deutlichen Zusammenhang mit der Krankheitshäufigkeit, wobei sich der 

multivariaten Analyse zufolge statistisch signifikante Verbesserungen erst für Personen mit 

Fachhochschul- und Hochschulabschluss zeigen. Auch bei den Tätigkeiten – die hier haupt-

sächlich hinsichtlich der Technikausstattung erfasst werden – zeigen sich Unterschiede.  

 

Ausblick 

Mit dem „Werkstattbericht“ haben wir einen Einblick in einen kleinen Ausschnitt unseres Vor-

habens gegeben. Wir haben diesen Ausschnitt gewählt, weil der individuelle Gesundheitszu-

stand und die Belastungssituation häufig vernachlässigt werden, wenn – wie auch in diesem 

Vorhaben – der Fokus auf den ökonomischen Anreizstrukturen liegt. Jedoch ist der individu-

elle Gesundheitszustand einer der stärksten Einflussfaktoren auf den Verbleib in Erwerbstä-

tigkeit und den Übergang in den Ruhestand überhaupt. 

In weitere Analysen werden behandelt: 

o Arbeits- und Belastungssituation, Beteiligung am betrieblichen Wandel und Beteili-

gung an Weiterbildung von älteren Beschäftigten, 

o Krankenstand älterer Beschäftigter im organisatorischen Kontext, 

o Altersspezifische personalwirtschaftliche Maßnahmen von Betrieben und Rekrutie-

rungsverhalten von Betrieben, 

o Verbleib und Austritt aus Erwerbstätigkeit sowie Eintritt in den Ruhestand unter be-

sonderer Berücksichtigung des Haushaltskontextes, 

o Analyse der rentenrechtlichen und arbeitsmarktpolitischen Rahmenbedingungen und 

Auswirkungen veränderter rentenrechtlicher Rahmenbedingungen, insbesondere der 

Abschlagsregelungen bei vorgezogener Rente, auf den Rentenzugang. 

Das Vorhaben fällt in eine Zeit, in der eine Anhebung der Altersgrenze für die Regelalters-

rente beschlossene Sache zu sein scheint (vgl. Bäcker 2006; Brussig/Knuth 2006; siehe 

auch Promberger/Wübbeke 2006). Die Ergebnisse des Vorhabens werden erlauben, Folgen 

dieser Entscheidung für unterschiedliche Prozesse des Altersübergangs und für unterschied-

liche Personengruppen differenziert abzuschätzen. 
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Diversity als Chance für die Rentenversicherer  
- Werkstattbericht zur Untersuchung über die Akzeptanz älterer Erwerbstätiger  
in deutschen Unternehmen vor dem Hintergrund der Umsetzung von Gleich-
stellungsanforderungen  

Kai Brauer, Wolfgang Clemens, FU Berlin; Gertrud Backes, Universität Kassel 

 
1. Einleitung: Ausgangspunkt und Vorarbeiten des Projekts 

Ausgangspunkt des Projektes war die Frage, warum Ältere in Deutschland gegenüber ande-

ren modernen Volkswirtschaften vergleichsweise geringere Beschäftigungsquoten aufwei-

sen. Nach dem ”Trend zum frühen Ruhestand” (Jacobs/Kohli 1991; Kohli et al. 1992) der 

letzten Jahrzehnte, wird nun eine Erhöhung der Lebensarbeitszeit gefordert.91 Im Mittelpunkt 

für das im Folgenden vorzustellende Projekt steht die Annahme, dass öffentliche und private 

Arbeitgeber - gegen den demographischen Trend - eher auf eine weitere Verjüngung der 

Belegschaften eingestellt sind, als auf die Anforderungen alternder Belegschaften. Jüngste 

Untersuchungen mit dem IAB-Betriebspanel belegen, dass Personalmanagements auf die 

antizipierbare, deutliche Erhöhung der Belegschaftsalter kaum vorbereitet sind (Brussig 

2005, 2006, Putzing/Wahse 2005). Ebendort wird auch gezeigt, dass Ältere Erwerbstätige 

auf dem deutschen Arbeitsmarkt nicht nur einfach deutlich unterrepräsentiert sind, sondern 

in einigen Bereichen systematisch ausgeschlossen werden.92  

Dass eine Erhöhung des Rentenalters für die Versicherer nur dann sinnvoll sein kann, wenn 

auch genügend Arbeitsplätze für bis zu 67jährige Personen bereitgestellt werden, liegt auf 

der Hand. Entscheidende Faktoren sind zum einen die Nachfrage nach Arbeit, und – hier 

entscheidend – ob bei Einstellungen auch ältere Arbeitssuchende gewählt werden. Bislang 

ist nicht nur die Erwerbstätigenquote älterer Deutscher im Europäischen Vergleich eher 

mittelmäßig, in Einstellungsverfahren gelten oft noch rigide Altersgrenzen, die beispielsweise 

in den USA durch gesetzliche Regelungen verboten sind. Die Frage des Projektes richtet 

sich daher auf den Bereich der normativen und kulturellen Schranken gegenüber Älteren. Es 

soll untersucht werden, welche Deutungsmuster bei der Einstellung Älterer wirken und 

welche Strategien notwendig sind, um Betriebe für die demographischen Veränderungen des 

Arbeitskräftepotentials zu sensibilisieren. 

Angenommen wird, dass die Vorgaben der politischen Steuerung und der arbeitsrechtlichen 

Rahmenbedingungen, die in den letzten Jahrzehnten gültig waren, wahrscheinlich tiefe Spu-

ren in den entscheidungsrelevanten Deutungsmustern und Handlungsstrukturen hinterlassen 

                                                 
91Über die volkswirtschaftliche Effizienz und politische Machbarkeit solcher Maßnahmen soll hier nicht 
diskutiert werden. Vergleiche hierzu auch die kontroversen Diskussionen bei Knuth 2004, Koller 2001 
und Butterwegge 2006.  
92Diese Vermutung drängt sich zumindest beim alltagsweltlichen Vergleich des Kabinenpersonals 
deutscher und amerikanischer Fluggesellschaften auf. 
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haben. Vor dem Hintergrund einer zukünftigen Umsteuerung bleibt also fraglich, ob sich eine 

Verlängerung rentenversicherungspflichtiger Tätigkeiten einfach auf administrativem Wege 

durchsetzen lässt. Erfahrungsgemäß kann dem hingegen davon ausgegangen werden, dass 

die Gewöhnung an bestehende Verhältnisse spezifische Sinnstrukturen festigt, die nur einen 

langsamen Wandel zulassen. Einer Nachfrage nach älteren ArbeitnehmerInnen werden die 

Altersbilder und –konstruktionen der Frühverrentungsphase nachhaltig im Wege stehen. 

Dass aus versicherungsökonomischer Sicht eine höhere Integration des rapide wachsenden 

Anteils der älteren Erwerbsbevölkerung nicht nur wünschenswert, sondern auch notwendig 

ist, dürfte unstrittig sein. Als Maßnahme, Ansatzpunkt - und somit konkrete Chance für die 

Rentenversicherer - werden Diversity-Strategien gesehen. Dieser Gedanke ist der Aus-

gangspunkt des Projektes. 

Die wissenschaftlichen und organisatorischen Vorarbeiten zum Projekt begannen im Früh-

jahr 2004 unter der Federführung von Dr. Kai Brauer an der Freien Universität Berlin. Die 

Projektkonzipierung wurde institutionell von der Forschungsgruppe Altern und Lebenslauf 

(FALL) unterstützt und durch Martin Kohli beraten. Später hat die Kommission für For-

schungsförderung der Freien Universität Berlin die Fertigstellung eines qualifizierten Projekt-

antrages an das FNR finanziell gefördert. In dieser Zeit wurden weitere Recherchen unter 

der Leitung von Wolfgang Clemens (ebenfalls Freie Universität Berlin) durchgeführt. Weiter-

hin wurden Kontakte zu untersuchenden Unternehmen aufgebaut. Zusätzliche Veränderun-

gen des Projektdesigns wurden in enger Kooperation mit WissenschaftlerInnen des FNR 

vorgenommen und mit den beauftragten GutachterInnen abgestimmt. Bei der Fertigstellung 

des Projektkonzepts und weiteren Vorarbeiten wurden die einschlägigen Netzwerke der Al-

terssoziologie hinzugezogen (Sektion Alterssoziologie der DGS, FALL) und eine weitere Mit-

arbeiterin eingearbeitet. Mit Dr. Heike Schimkat wurde eine Wissenschaftlerin integriert, de-

ren ethnologische Ausbildung sie für die geplanten Beobachtungen in Betrieben prädestiniert 

und die überdies durch ihre jahrelange Tätigkeit in Bereich der Gleichstellungsevaluation 

(insbesondere von EQUAL-Projekten) spezifisches Know-how einbringt. Da nach der Verän-

derung organisatorischer Rahmenbedingungen und notwendigen Anpassungen des Designs 

für den eigentlichen Projektstart erst der September 2006 avisiert werden konnte, wurden in 

der Vorlaufzeit umfangreiche Literaturrecherchen angestellt, Kontakte aufgebaut und Vorge-

spräche geführt. Da die hier erarbeiteten „Befunde“ nicht wissenschaftlich abgesichert sind, 

werden sie im Folgenden nicht explizit vorgestellt. Des Weiteren stellt sich die Literaturlage 

derartig amorph dar, dass hier auf einen auch nur annäherungsweise zusammenfassenden 

Überblick noch verzichtet werden muss. Aus diesen Gründen hat der folgende “Werkstattbe-

richt” eher den Charakter der Beschreibung der Genese des Projektplans. Im folgenden 

zweiten Kapitel wird dazu in den Forschungsrahmen und das daraus resultierende Konzept 

eingeführt. Danach wird im dritten Kapitel insbesondere auf den Zusammenhang von Gender 
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und Altern eingegangen. Im vierten Kapitel steht der europäische Rahmen der Gleichstel-

lungspolitik im Mittelpunkt, während das abschließende fünfte Kapitel einen Überblick über 

die geplanten Methoden gibt.  

 

2. Forschungsrahmen und -konzept  

Im Projekt geht es um Altersdiskriminierung auf dem Arbeitsmarkt (Ageism). Erforscht 

werden sollen spezifische kulturell verankerte Altersstereotype, die eine Erhöhung der Er-

werbsbeteiligung älterer Rentenversicherungspflichtiger (50-65 Jährige und darüber hinaus) 

möglicherweise stärker behindern als institutionelle und ökonomische Barrieren. Dazu sollen 

beispielhaft Auswahlprozesse bei Stellenbesetzungen dahingehend untersucht werden, ob 

sie normativen Ansprüchen der Chancengleichheit entsprechen und inwiefern durch die Um-

setzung von Diversity-Konzepten in Unternehmen eine Erhöhung des Belegschaftsalters 

unterstützt werden könnte. Dazu werden Deutungsmuster untersucht, die bestimmte Alters-

gruppen ggf. durch latente oder manifeste Ageismen auf dem Arbeitsmarkt ausgrenzen und 

diskriminieren. Diesbezügliche strukturelle Beeinträchtigungen der Effizienz des Versiche-

rungssystems und Hemmnisse bei der notwendigen Anpassung an alternde Belegschaften 

werden somit im praktischen Handlungsvollzug und den damit zusammenhängenden all-

tagsweltlichen Konstruktionen vermutet.  

Chancen einer politisch unterstützten Umsteuerung werden explizit in den umfänglichen Er-

fahrungen bei der Bekämpfung anderer Diskriminierungstypen (insbesondere Gender und 

Ethnie) gesucht. Letztendlich geht es darum, die normativen Grundlagen für längere Verweil-

dauern in rentenversicherungspflichtiger Beschäftigung in Betrieben zu explorieren und die 

Sensibilisierung für alternde Belegschaften im Kontext von ”Diversity Ansätzen” zu fördern. 

In den Blick kommen auch und gerade altersdiskriminierende Auswahlverfahren, die als we-

nig angemessen für alternde Arbeitsmärkte angesehen werden.  

In deutschen Unternehmen (KMUs und Großbetriebe) werden dazu zunächst Daten zur be-

trieblichen Altersstruktur erhoben und ExpertInneninterviews zu Auswahlprozessen geführt 

und bezüglich derer Altersselektivität analysiert. Mit ausgewählten Unternehmen (Subsam-

ple) wird eine Kooperation bezüglich der Antidiskriminierungsanforderungen eingeleitet, in 

deren Rahmen intensivere Fallstudien bei Personalentscheidungen durchgeführt und analy-

tisch aufbereitet werden. Untersucht werden soll im Kern, in welchen betrieblichen Kontexten 

und Situationen Altersstereotype die Personalauswahl direkt oder indirekt beeinflussen und 

mit Gleichbehandlungsgrundsätzen (nach dem AGG bzw. auch darüber hinaus) konfligieren.  

Die notwendigen ethnographischen Beobachtungen, die in den Betrieben des Subsamples 

durchgeführt werden sollen, erfordern hohe fachliche Anforderungen an die beteiligten For-

scherinnen und Forscher sowie ein hohes Maß an Vertrauen bei den zu untersuchenden 
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Unternehmen. Daher wurde das Projekt mit ethnologisch geschultem Fachpersonal konzi-

piert und auf eine partnerschaftliche Netzwerkarbeit ausgerichtet.  

Für Arbeitnehmer und Arbeitgeber hat das Projekt somit einen praktischen Nutzen. Es wer-

den Veränderungen, die durch den demographischen Wandel erforderlich sind, in Unter-

nehmen diskutiert und somit eine Anpassung vorbereitet. Dies unterstreicht den besonderen 

Charakter der Studie, in deren Forschungsprozess praktische Aufklärungsarbeit gegen Al-

tersbarrieren durchgeführt wird. Dabei werden die demographischen Anforderungen im Sin-

ne der Diversity-Konzepte als Chance für die Unternehmen konzipiert und kommuniziert. In 

partnerschaftlicher Zusammenarbeit werden mit den Unternehmen Daten generiert, disfunk-

tionale Barrieren gegenüber älteren Beschäftigten aufgedeckt und plastisch beschrieben. 

Ferner werden Gegenstrategien erprobt und in Form von best practice Beispielen publiziert.  

 

3. Zusammenhänge zwischen Altern und Gender 

Der demographische Wandel ist gesamtwirtschaftlich und im Hinblick auf die Effekte auf den 

deutschen Arbeitsmarkt  in den Grundzügen gut untersucht (BMFSFJ 2005, Clemens et al. 

2003, Faik et al. 2005, Fuchs/Söhnlein 2005, Kistler/Ebert 2005). In den Zukunftsszenarien 

zur Entwicklung der Arbeitsmärkte wird davon ausgegangen, dass das Arbeitskräftepotenzial 

in den kommenden Dekaden deutlich sinkt und auch nicht - wie bisher - durch den Anstieg 

der Frauenerwerbsquote und durch Zuwanderung  ausgeglichen werden kann (Fuchs/Dörfler 

2005, BMFSFJ 2005: 6, Fuchs/Weber 2005). Gleichzeitig wird die Veränderung der Alters-

struktur des Arbeitskräftepotenzials bzw. das Durchschnittsalter des Er-

werbspersonenpotenzials zum Teil als dramatisch eingeschätzt (Kistler/Ebert 2005). In der 

Lageanalyse des Altenberichts (2005: 5f) wird im Hinblick auf die veränderten Beschäfti-

gungsquoten der 55- bis 64-jährigen Männer und Frauen zwischen 1970 und 2000 darauf 

verwiesen, dass sich hinter den Durchschnittszahlen völlig gegensätzliche Entwicklungen 

verbergen.  

Während die Erwerbsquote der Männer vor allem aufgrund der Frühverrentung gesunken ist, 

hat sich die der Frauen dadurch erhöht, dass es erstens für diese Gruppe weniger Vor-

ruhestandsmöglichkeiten gibt und zweitens ”jüngere, besser ausgebildete und stärker er-

werbsorientierte Frauen” in den Arbeitsmarkt integriert sind. Da Geschlechts- und Quali-

fikationsaspekt sich gegenseitig verstärken, weisen die gering qualifizierten Frauen in 

Deutschland mit 22,1 Prozent die geringste Beschäftigungsquote unter den 55- bis 64 Jähri-

gen auf (BMFSFJ 2005: 12). In Anbetracht des bisherigen Trends zur Verjüngung von Be-

legschaften wird nun eine Umkehr angemahnt und somit die höhere Integration dieser Per-

sonengruppe gefordert. Die Forschungslage zu den möglichen Gründen der doppelten Be-

nachteiligung ist ambivalent. Zwar ist die Frauenerwerbsquote in den Studien, die sich mit 
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den Effekten des demographischen Wandels auseinandersetzen in der Regel ein Thema, 

Gender-Aspekte sind jedoch nicht zentral. Viele empirische Untersuchungen und einschlägi-

ge Veröffentlichungen der Forschungsverbünde im Förderschwerpunkt ”Demographischer 

Wandel” haben keine geschlechterdifferenzierende Ebene integriert. Dies belegt die Studie 

des (BMBF) Projekts ”Gender Mainstreaming und demographischer Wandel” (Goldmann/ 

Müthereich/ Stackelbeck/ Tesch 2003). Wie eng die Gender-Frage mit der demographischen 

Entwicklung, aber auch dem Themenkomplex Altern verbunden ist, wurde nur in Einzelfällen 

erörtert, obwohl ”eine Fokussierung der Gender-Komponente und entsprechende Untersu-

chungen zu den geschlechterpolitischen Dimensionen des demographischen Wandels (...) 

aller Voraussicht nach interessante wissenschaftliche Ergebnisse zu Tage fördern” würde 

(Goldmann et al. 2003: 21).  

Dass die Geschlechterperspektive für die Untersuchung der Folgen des demographischen 

Wandels in mehrerer Hinsicht produktiv ist, verdeutlichen die Arbeiten von Backes (1981, 

1983) und Clemens (1993). Aus der hier aufgezeigten Perspektive stellt sich die Lage heute 

allerdings so dar, dass für die Älteren zukünftig das gelten sollte, was für die Frauen - zu-

mindest auf der normativen Ebene - schon erreicht ist. Eine verstärkte Integration von Frau-

en in den Arbeitsmarkt aus Gründen der Gleichberechtigung der Geschlechter wird heute 

immerhin als notwendig angesehen, politisch betrieben und legislativ abgesichert. Für Ältere 

ist dies noch nicht selbstverständlich.  

Die Gender-Perspektive spielt zudem eine Rolle, wenn es um neue Formen der Arbeitsges-

taltung und der Personal- und Organisationsentwicklung geht. Der Vereinbarkeit von Er-

werbs- und Familienarbeit soll für beide Geschlechter nachgekommen werden (Goldmann et 

al. 2003: 42). Weiterhin stellt sich natürlich die Frage der möglichen doppelten Diskriminie-

rung. Bis dato sind nämlich ältere Arbeitnehmerinnen sowohl in betrieblichen Konzepten und 

Maßnahmen als auch in der jüngeren Forschung kaum berücksichtigt worden (Clemens 

2001: 61). Der Stand der Forschung bezüglich älterer Arbeitnehmerinnen entspricht damit 

nicht der zahlenmäßig gewonnenen Bedeutung von Frauen in den letzten Jahrzehnten, noch 

der Bedeutung, die Frauen und auch ältere Frauen als Kapazitätsreserve in der Diskussion 

um die Beschäftigungsstruktur des Arbeitsmarktes der Zukunft einnehmen (Clemens eben-

da).  

Eine Studie des BMBF-Forschungsverbundes zum demographischen Wandel in der Ar-

beitswelt systematisiert eine Reihe von Praktiken der Altersdiskriminierung in Großbetrieben 

(Altenbericht 2005: 38-39). Allerdings fehlt auch hier die Gender-Perspektive. Grundsätzlich 

ist in vielen Betrieben weder die Geschlechterdiskriminierung noch die Alterung der Beleg-

schaften (und damit auch nicht die Altersdiskriminierung) ein Thema. Die Chance der Diver-

sity-Konzepte wurde offenbar noch nicht erkannt und entsprechende Prognosen fehlen. 
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4. Europäische Beschäftigungsstrategie und Gleichstellungsfragen 

Der Forschungsstand zu den Zukunftsperspektiven des Europäischen Arbeitsmarktes hinkt 

hinter den Anforderungen der Europäischen Legislative hinterher. Mit dem Ziel die Auswir-

kungen des demographischen Wandels auf europäischer wie nationaler Ebene in allen Poli-

tikbereichen zu berücksichtigen, sind im Zusammenhang mit der Lissabon Strategie vom 

Europäischen Parlament 2004 bereits Maßnahmen verabschiedet worden (Haushaltslinie 20 

04 01 –ABI. L 53 vom 23.2.2004, Band 47, S.II/1281; Kommission der Europäischen Ge-

meinschaften 2005: 4), auf die Diversity-Konzepte aufsetzen können. Das EU-Grünbuch 

”Angesichts des demografischen Wandels – eine neue Solidarität zwischen den Geschlech-

tern” (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2005) verweist explizit auf die Bedeu-

tung der demographischen Herausforderung für die Europäische Beschäftigungsstrategie 

(EBS) und die im Lissabon-Abkommen formulierten Ziele (die insbesondere ältere Arbeit-

nehmer und Frauen betreffen) und fordert die Agenda von Lissabon ”entschlossen” umzu-

setzen (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2005: 3). Um den abzusehenden 

Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter auszugleichen, fördert die EU ausdrück-

lich eine stärkere Erwerbsbeteiligung insbesondere von Frauen und älteren Arbeitnehmern 

(vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2005: 4).  

Damit wurde die Frage der Gleichstellung dieser beiden Zielgruppen in die politische Agenda 

der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS) aufgenommen. Es wurden Instrumente zur 

Behandlung der geschlechterspezifischen Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 

gestellt (Europäische Kommission 2005: 8/9), denen eine katalysierende Wirkung auf die na-

tionalen Gleichstellungsmaßnahmen zugeschrieben werden. Die Verpflichtung zur Beseiti-

gung von Ungleichheiten und zur Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen 

wurde auch im Bereich der Beschäftigungspolitik durch die Strategie und Umsetzung des 

Gender Mainstreaming flankiert. Die diesbezüglichen Maßnahmen z.B. beim Einsatz der 

Europäischen Strukturfonds konnten sich an den Strategien des Gender Mainstreaming aus-

richten, die ihrerseits in Wechselwirkung mit den rechtlichen Anforderungen standen, denn 

”Gesetzgeber und Gerichte haben eine Reihe Vorgaben gemacht, in welche Richtung die 

Gleichstellungsstrategien zu gehen haben (Baer 2002)” (Stiegler 2002: 23).  

Dass Gleichstellungspolitik durchaus eine Wirkung auf die Erwerbsquote und Erwerbstätig-

keit von Frauen hat, zeigen die Entwicklungen in Dänemark und Schweden, so dass in 

Schweden sogar ”die steigende Frauen-Beschäftigungsquote den Rückgang bei den Män-

nern überkompensiert” (BMFSFJ 2005: 8). Durch die neuen Antidiskriminierungsrichtlinien, 

die von den nationalen Gesetzgebern umgesetzt werden müssen, wird auch im Hinblick auf 

die Zielgruppe älterer Arbeitnehmer ein Rahmen von Rechtsvorschriften entwickelt und ver-

ankert werden, der im Sinne der EBS die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer ermöglicht und 
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fördert. Die mit diesen Maßnahmen einhergehenden Kontrollmechanismen und Steuerungs-

notwendigkeiten werden von konservativen und marktliberalen Kritikern als ”Überregelung” 

abgewiesen. Angesichts der Unfähigkeit des Marktes und der offensichtlichen Arglosigkeit 

einzelner Unternehmen, auf die Erfordernisse des demographischen Wandels adäquat zu 

reagieren, müssen die arbeitsmarktregulierenden Vorgaben der EU jedoch eher als Chance 

für die Unternehmen gesehen werden, nun systematisch die neue Situation in ihre Betriebs-

konzepte integrieren zu können.93 Wissenschaftliche Studien zum Bedarf dementsprechen-

der Regelungen und deren möglichen Auswirkungen auf Unternehmen, kollektive Akteure 

und das Versicherungssystem gibt es  in Deutschland bislang noch nicht.  

Im Gegensatz zur langen Geschichte und erfolgreichen Entwicklung der politischen Imple-

mentation der Geschlechtergleichstellung sind Maßnahmen zur (Re-) integration älterer Ar-

beitnehmer noch jung94. Programme um qualifizierte Arbeitnehmer länger im Berufsleben zu 

halten bzw. die Personalrekrutierungsstrategien so umzugestalten, dass gezielt qualifizierte 

Arbeitskräfte über 50 eingestellt werden, sind erst in der Erprobung. Teil der Lissabon Stra-

tegie ist es jedoch, schon verbindliche Richtwerte durchzusetzen. Die Beschäftigungsquote 

bei älteren Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen (55-64 Jahre) soll bis zum Jahr 2010 in 

allen Mitgliedsländern mindestens 50% betragen. Auch wenn immer wieder betont wird, dass 

viele Länder noch schlechter als Deutschland abschneiden, ist Deutschland mit 39,3% von 

den vorgegebenen Zielwerten noch weit entfernt. Die in Lissabon gefundenen Zielmarken 

“der Arbeitsmarktrealität” neu anzupassen, wäre angesichts des demographischen Wandels 

fatal, zumal skandinavische Mitgliedstaaten mit einer Beschäftigungsquote von über 60% bei 

älteren Arbeitnehmern bereits seit einigen Jahren weit über den vereinbarten Zielmarken 

liegen.  

                                                 
93In der gegenwärtigen Diskussion wird kaum beachtet, dass das zunächst gescheiterte Anti-
Diskriminierungsgesetz bald eine wirksame Neuauflage erfahren wird. Dies verlangt zumindest die 
noch gültige Vertragsbindung der Europäischen Kommission. Mit den Richtlinien 2000/43/EG, 
2000/78/EG sowie 2004/113/EG zur Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
wurde unter den Mitgliedsstaaten vereinbart, bis 2003 grundsätzlich sämtliche ”Diskriminierungen we-
gen der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung” juristisch zu unterbinden. Einen Teil dieser Vorgaben hatte der deutsche Gesetzgeber bereits in 
Paragraph 81 SGB IX umgesetzt. Da der Paragraph 2 Abs. 1 SGB IX jedoch voraussetzt, dass Be-
hinderungen ”von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen”, gilt das SGB IX gerade 
nicht für Diskriminierungen auf Grund des Alters (vgl.  Weber 2002). Folgerichtig wurde Deutschland 
am 19.07.2004 von der EU-Kommission vor dem Europäischen Gerichtshof verklagt. Am 28. April 
2005 hat der Europäische Gerichthof in Luxemburg der Klage der Europäischen Kommission stattge-
geben. In der Erklärung wird explizit darauf verwiesen, dass Deutschland im Unterschied zu allen 
anderen Staaten bisher keinerlei Anstrengungen unternahm, die Richtlinie 2000/43/EG in eine Geset-
zesvorlage umzusetzen. 
94Zu nennen ist zuforderst das “Smart Region” Programm der Europäischen Sozialfonds, welches 
(wohl nicht zufällig) in Deutschland vom Forschungsnetzwerk der Deutschen Rentenversicherer maß-
geblich gestaltet wird. Es kann, wie die bundesministeriellen Initiativen INQA und “Perspektive 50+” 
als Reaktion auf die Europäischen Vorgaben erkannt werden. Alle genannten Programme haben Pio-
niercharakter und wurden während der hier beschriebenen Projektkonzeption erst aufgelegt, bzw. der 
Öffentlichkeit vorgestellt.  
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Außerdem wird der Nachholbedarf in Sachen Gleichstellung Älterer auf dem Arbeitsmarkt 

eine erhebliche Umstellung bedeuten. Es werden in Deutschland – nach Schätzungen des 

Instituts Arbeit und Technik – ”allein für die Umsetzung beschäftigungspolitischer Leitlinien 

der EU (Anhebung der Erwerbsbeteiligung der 55- bis 64-Jährigen auf 50%) bundesweit bis 

2010 1,1 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze für 55- bis 64-Jährige benötigt (Bosch/ Schief 

2005)” (BMFSFJ 2005: 47).  

Ob Altersdiskriminierung für die vergleichsweise geringeren Beschäftigungsquoten Älterer in 

Deutschland verantwortlich ist, kann durchaus kontrovers betrachtet werden (vgl. die Inter-

pretationen von Putzing und Wahse 2005: 95). Gleichwohl bleibt es beachtenswert, dass in 

Ländern mit Antidiskriminierungsgesetzen die Erwerbsquoten der betroffenen Gruppen stei-

gen. Insbesondere Schweden, Dänemark und Großbritannien (allesamt mit hohen Beschäf-

tigungsquoten) haben eine lange Geschichte der Antidiskriminierungspolitik und sind auch 

deren europäische Vorreiter. Inwieweit Tatbestände zur Altersdiskriminierung - im Sinne der 

europäischen Vorgaben - auf dem deutschen Arbeitsmarkt überhaupt auftreten, welche 

Branchen besonders betroffen sind und welche Chancen die Einführung von Diversity-

Konzepten für eine Erhöhung der Lebensarbeitszeit bietet, wurde in Deutschland bislang 

nicht untersucht. Daher konzentriert sich die geplante Studie auf den betrieblichen Kontext. 

Die aufgezeigte Fragestellung verlangt somit Methoden, die über die sozial erwünschten 

Antwortverhalten in Umfragen hinaus, in der Lage sind, Handlungsvollzüge im betrieblichen 

Alltag zu erfassen. Wie und warum dies notwendig ist, wird im Folgenden vorgestellt.  

 

5. Forschungsdesign 

5.1 Fragen 

Obwohl die Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer in Unternehmen und der Ren-

tenübergang als gut ausgeforscht betrachtet werden können, bleibt der Alltag der Einstel-

lungspraxis und dortige implizite und explizite Barrieren ein weitgehend unbekanntes Feld. 

Die wenigen deutschen Arbeiten zu dem Thema beruhen auf Sekundärdaten und Meinungen 

(„Befragungen“) von Verantwortlichen. Im Kontext einer aufgeklärten Öffentlichkeit sowie der 

Professionalität der zuständigen Personalverantwortlichen sind sozial erwünschte Antwort-

verhalten und komplexe Strategien der Selbstvermarktung zu erwarten. Dementsprechend 

stehen Selbstauskünfte und das tatsächliche Einstellungshandeln in einem unübersehbaren 

Widerspruch. Ein wissenschaftlich kontrollierter Einblick in die Praxis von Einstellungsverfah-

ren und den Alltag der Bewertung von Arbeitnehmern hinsichtlich ihres Alters muss sich auf 

einfühlsamere und längere ethnographische Beobachtungen stützen. Auf diese Anforderun-

gen ist das Design des Projektes zugeschnitten. Folgende Ausgangsfragen sollen im Feld 

evaluiert werden. 
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1. Lassen sich manifeste und latente Altersbarrieren im Alltag der unternehmerischen 

Praxis ausmachen? 

2. Sind in multinationalen Unternehmen die unterschiedlichen Antidiskriminierungs-

vorgaben bekannt, wie wird auf sie reagiert?  

3. Lassen sich Formen offener und verdeckter Diskriminierung (Ageism) diagnostizie-

ren, die Ältere in ihrer Karriereplanung beeinflussen? 

4. Welche Deutungsmuster, Argumentationslinien und gruppendynamisch verstärkten 

Verhaltensweisen begründen und festigen Ageism, welche wirken dagegen?  

5. Welche arbeitsmarktpolitischen Instrumente mindern oder verstärken Ageism, bzw. 

welche rechtlichen Reglungen könnten wirksam sein, welche eher kontraproduktiv?  

 

5.2 Instrumente 

Die Instrumente der Erhebung sind während der Vorstudie der Fragestellung des Projektes 

angepasst worden. Es handelt sich um ein mehrstufiges Verfahren, das im Methodenmix ein 

schlüssiges und differenziertes Bild des Grades der Altersdiskriminierung auf dem Ar-

beitsmarkt nachzeichnen soll. Dabei geht es weniger um eine Anklage von Missständen, als 

vielmehr um den Umgang mit Antidiskriminierungsanforderungen (AGG) sowie um die Be-

gleitung, Vorbereitung und Unterstützung von Unternehmen bei der Bewältigung zukünftiger 

Aufgaben, insbesondere der nichtdiskriminierenden Reintegration älterer Arbeitnehmer.  

Die dabei zugrunde liegenden normativen Denkmuster, Argumentationsweisen und grup-

pendynamischen Verhaltensweisen werden in partnerschaftlich konzipierten Untersuchun-

gen und intensiven Fallstudien mit teilnehmenden Beobachtungen (Betriebsethnographien) 

gewonnen und mittels repräsentativer Statistiken plausibilisiert.  

 

5.2.1 Exerteninterviews 

Die Fallanalysen beginnen mit Experteninterviews. Sie werden nach der Methode von Meu-

ser/Nagel (1991) erhoben und ausgewertet. Grundlage ist ein kurzer Leitfaden, in dem rele-

vante Problembereiche angesprochen und zur Diskussion gestellt werden. Nicht alle der Ex-

perteninterviews werden einer aufwendigen Feinanalyse (nach Rosenthal/ Fischer-Rosenthal 

2000) unterzogen. Sie dienen in erster Linie einer vorläufigen Typologie aller kontaktierten 

Unternehmen, der Erstellung von Synopsen, der Fallauswahl und der Anbahnung der Beo-

bachtungsverfahren.  
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5.2.2 Betriebliche Datenquellen 

Unternehmen sind immer stärker auf eine positive Außenwirkung angewiesen. Sie führen 

selber umfangreiche Statistiken und präzise Personalentwicklungsdokumentationen. Diese 

Datenquellen werden in der Studie einer Dokumentenanalyse unterzogen. Gesammelt wer-

den zielgerichtet Altersdurchschnitte der Belegschaften, Beschäftigtenzahlen und -entwick-

lungen von über 50jährigen im Unternehmen sowie Altersprofile bei Neueinstellungen.  

 

5.2.3 Beobachtungen von Einstellungsverfahren 

Um die Einstellungspraxis in Unternehmen näher untersuchen und darstellen zu können, 

sind teilnehmende Beobachtungen notwendig. Diesbezügliche Barrieren und Vorbehalte 

werden erwartet und sind im Konzept mit einkalkuliert (Elias 1965, Lindner 1981, Lüders 

1995, Bachmann 2002). Daher wurde ein spezifisches Design erarbeitet, das laufend Zwi-

schenergebnisse in eine wissenschaftliche Beratung einbringt. Das Projekt unterscheidet 

sich insofern von den klassischen Betriebsethnographien, da diese äußerst langwierig sind 

und in der Regel nur einen (zufällig gewählten) Fall beschreiben. Hier werden mehrere we-

sentlich kürzere Beobachtungen durchgeführt, dazu zielgerichtete Kontakte aufgebaut und 

ein partnerschaftlicher Wissensaustausch angeboten. Ziel ist es möglichst unterschiedliche 

Praktiken einzufangen und gerade dort zu beobachten, wo zunächst die größten Widerstän-

de gegen eine solche Untersuchung herrühren.   

Die Beobachtungen umfassen die Vorbereitung, Durchführung und Diskussion bei Neuein-

stellungen in rentenversicherungspflichtige Tätigkeiten. Nach der Analyse der Beobach-

tungsprotokolle innerhalb der Forschungsgruppe werden die Ergebnisse an die Beteiligten 

der Einstellungsprozesse zurückgegeben. Vorteile der Methode und Zusammenarbeit wur-

den in den Vorgesprächen mit den Unternehmen in der unverstellten (vordergründig nicht auf 

ein Unternehmensziel eingeengten) Sichtweise gesehen. Obwohl sich die meisten der grö-

ßeren Unternehmen bereits mit alternden Belegschaften und Diversity beschäftigt haben, 

fehlen offenbar unabhängige Außenbetrachtungen, die jenseits des üblichen Controlling- und 

Prüfverfahrens die Unternehmenskultur kritisch (hier: bezüglich des Ageism) untersuchen. 

Die in den Beobachtungen gewonnenen Ergebnisse werden vertraulich behandelt und die 

publikationsrelevanten Texte im Team abgestimmt. Für den wissenschaftlichen Gebrauch 

und den Auftraggeber werden ggf. vom Fallkontext abstrahierte Strukturzusammenhänge 

vorgestellt, die keine Rückschlüsse auf datenschutzrechtlich sensible Protokolle zulassen.  
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5.3 Analyseprodukte  

5.3.1 Betriebliche Synopsen 

Als Zwischenprodukt werden aus den Experteninterviews und den betrieblichen Daten Syn-

opsen erstellt, die einen kursorischen Überblick zu den Fällen geben. Anhand dieser Synop-

sen wird die typologische Fallauswahl getroffen. Sie können den jeweiligen Unternehmen zur 

Verfügung gestellt werden. In ihnen wird das Potential des Unternehmens bezüglich der Alte-

rung aufgezeigt (Kohorteninterpolation) und auf die Relevanz von nachhaltigen Präventionen 

gegen Altersdiskriminierung hingewiesen. Es werden zusätzlich aktuelle Forschungsergeb-

nisse und Informationen zu den Erfahrungen des ADEA aus den USA angeboten. Die Syn-

opsen sind als erster Datenaustausch zwischen den Projektpartnern angelegt, der die weite-

re Zusammenarbeit einleitet.  

 

5.3.2 Typologisierende Fallstudien 

Einige exemplarische Fälle aus der Gesamtzahl der Betriebsstudien werden zu Falldarstel-

lungen (Betriebsethnographien) zusammengefasst. Die Fallstudien schließen alle betriebli-

chen Quellen ein. Sie werden derartig codiert, dass ein Rückschluss auf ein Unternehmen 

nicht möglich ist. Von technischen und ökonomischen Kennzahlen und Daten (Beschreibung 

der Produktpalette, genaue Marktposition, Umsatz- und Beschäftigtenzahlen, Unterneh-

mensgeschichte, die in den üblichen Fallstudien den Hauptteil bilden) wird abgesehen. Diese 

Ethnographien werden auch nicht den betreffenden Unternehmen zur Verfügung gestellt. Im 

Mittelpunkt der ausführlichen Beschreibungen stehen Einstellungsprozeduren und weitere 

Beobachtungen alterdiskriminierungsrelevanter Praktiken. Typologisches Kriterium sind so-

mit Diskriminierungsstrukturen, die vom persönlichen und betrieblichen Kontext abstrahierbar 

sind. Angelehnt wird diese Darstellungsform der Methodik der fallbezogenen Analysen (Hil-

denbrand 1987, 1999; Rosenthal/Fischer-Rosenthal 2000) und der Community Studies 

(Brauer 2005a,b, 2006). Die Anzahl der notwenigen Falldarstellungen richtet sich nach der 

erarbeiteten Typologie (vgl. Glaser/Strauss 1998). Die Koordinaten der Typologie werden im 

Forschungsprozess exploriert und sollen von äußeren Merkmalen (Größe, Lage, Branche) 

unabhängig gewählt werden. 

 

5.3.3 Quantitative Analysen  

Für die gesamtwirtschaftliche Abschätzung der Befunde aus den Betriebsfallstudien wird 

nach der analytischen Sicherung der Ergebnisse keine Ausdehnung der Fallzahlen ange-

strebt, die eine statistische Repräsentativität erreicht. Dazu sind die beobachtungsbasierten 
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Analysen zu aufwendig, die erreichbaren Fallzahlen viel zu gering. Zusätzlich zu den Fall-

analysen werden Analysen mit einem vom FDZ-RV zur Verfügung gestellten Themendaten-

satz vorgenommen. Es handelt sich dabei um eine repräsentative Stichprobe der aktiv Ren-

tenversicherten über 50 Jahre (Stand 2003) in Deutschland. Erstellt werden damit differen-

zierte deskriptive Analysen zum Stand und zum Ausmaß der Unterbeschäftigung älterer Be-

schäftigter. Der Themendatensatz wird vom FDZ-RV so zugeschnitten, dass damit folgende 

Auswertungen möglich sind:  

1. umfassende Kohortenvergleiche, 

2. regionale Vergleiche (neue/alte Bundesländer; Regierungsbezirke; Nord/Süd), 

3. Auswertungen nach Einzelitems, insbesondere Geschlecht und Ethnie 

4. Analysen von Einstellungen älterer AN (50plus) über Meldungen zum Wechsel des Versi-

chertenstatus innerhalb der letzten drei Jahre.  

Durchgeführt werden sollen die umfangreichen Datenanalysen parallel zu den Fallstudien an 

einem Gastwissenschaftlerarbeitsplatz beim FDZ in Berlin.  
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Wirkungsanalyse der steuerlichen Förderung der Altersvorsorge 
in Deutschland 

Hans Fehr, Universität Würzburg 

 
1. Hintergrund und aktueller Forschungsstand 

Aufgrund des künftig sinkenden Niveaus der gesetzlichen Rente wird seit der Reform 2001 

auch in Deutschland die kapitalgedeckte Altersvorsorge massiv steuerlich gefördert. Wäh-

rend allerdings in den USA und England ein signifikanter Anteil der gesamtwirtschaftlichen 

Ersparnisse in privaten Rentenkonten angelegt wird, blieb in Deutschland bislang die Nach-

frage nach Riester-Produkten weit hinter den Erwartungen zurück. Im Rahmen der jüngsten 

Rentenreform 2004 wurden deshalb sowohl die Förderkriterien als auch der Verwaltungs-

aufwand erheblich vereinfacht. Mit dem vorliegenden Forschungsprojekt sollen deshalb vor 

allem zwei Fragestellungen bearbeitet werden. Einerseits soll untersucht werden, wie die 

Nachfrage nach Riester-Produkten signifikant verbessert werden kann. Gleichzeitig soll aber 

auch die Frage gestellt werden, ob man nicht von vorne herein die private Altersvorsorge 

obligatorisch machen sollte um die steuerlichen Ausfälle zu begrenzen. Das Projekt soll folg-

lich die Konsequenzen der Sparförderung für die staatlichen Budgets aufgezeigt und gleich-

zeitig konkrete Politikempfehlungen entwickeln. 

In den USA wurden bereits ab 1974 individuelle Rentensparkonten (so genannte Individual 

Retirement Accounts, IRAs) eingeführt, deshalb verfügt man dort bereits über intensive Er-

fahrungen mit den verschiedenen Förderinstrumenten. Zwar wurden laut Bernheim (2002, 

1212) in den zurückliegenden Jahren rund 20-30 Prozent der gesamtwirtschaftlichen Erspar-

nis in solche Konten eingezahlt, dennoch werden deren fiskalische, makroökonomische und 

verteilungspolitische Konsequenzen kontrovers diskutiert. Umstritten ist dabei etwa, ob mit 

der Sparförderung überhaupt zusätzliche Ersparnisse generiert oder lediglich Mitnahmeef-

fekte ausgelöst werden. Neben der geringen Effektivität wird auch kritisiert, dass die geför-

derten Konten vor allem von Haushalten mit hohem Einkommen genutzt werden. Denn diese 

verfügen über ausreichendes liquides Vermögen um künftige Einkommensschwankungen 

abzusichern und profitieren in einem progressiven Steuersystem am stärksten von der impli-

zierten Steuerersparnis. Auch die Erfahrungen mit steuerlich geförderten Rentenkonten in 

anderen Ländern scheinen die Erfahrungen in den USA zu bestätigen, vgl. dazu die Beiträge 

in OECD (2004).  

Allerdings ist zu beachten, dass die empirische Auswertung von individuellen Konsum- und 

Steuerdaten in der Regel alles andere als unproblematisch ist. Denn die vorliegenden Origi-

naldaten sind in der Regel höchst unvollständig. Hinzu kommt, dass sie lediglich vergangen-

heitsbezogen sind und deshalb die Wirkungen hypothetischer Reformen kaum abgeschätzt 
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werden können. Für Letzteres benötigt man numerische Simulationsmodelle, welche die in-

dividuelle Sparentscheidung mikroökonomisch fundieren,  beim intertemporalen Entschei-

dungskalkül auch Unsicherheiten bzgl. des Einkommens und Lebenshorizonts berücksichti-

gen und möglichst auch die Rückwirkungen der Politikreformen  auf Faktorpreise und staatli-

che Haushalte beachten.  

Für Deutschland hat bereits Grub (2005) ein partielles Simulationsmodell entwickelt, welches 

Unsicherheiten hinsichtlich Konjunktur, Beschäftigung und Lebenshorizont abbildet. In der 

Referenzsimulation wird das deutsche Steuer- und Transfersystem vor 2001 modelliert und 

anschließend u. a. die Wirkung der Riester-Reform 2001 analysiert. Mit dieser Studie werden 

zwar sehr detailliert die soziodemographischen Merkmale eines einzelnen Haushalts (also 

vor allem den Beschäftigungs- und Familienstand) im Zeitablauf erfasst und damit die Reak-

tionen bestimmter Haushaltstypen auf die Reform isoliert, allerdings werden die Rückwirkun-

gen des veränderten Konsum-, Spar- und Arbeitsangebotsverhaltens auf die Güter- und Fak-

tormärkte sowie die staatlichen Budgets völlig vernachlässigt. Folglich kann man zwar isolie-

ren, welche Typen von Haushalten die Riester-Rente nachfragen werden, aber man kann 

nicht quantifizieren, welche Konsequenzen deren Einführung für die Steuer- und Sozialbei-

tragseinnahmen hat. Wenn man an derartigen Fragen interessiert ist, muss man gesamtwirt-

schaftliche Modelle für die Analyse verwenden.  

Dies ist der Ansatzpunkt für das vorliegende Forschungsprojekt. Ziel ist es, im Rahmen eines 

von Auerbach und Kotlikoff (1987)  entwickelten Modells mit überlappenden Generationen  

nicht nur die individuellen Reaktionen sondern auch die Verteilungswirkungen und die ag-

gregierten Effizienzwirkungen der Riester-Konten zu quantifizieren. Seit Mitte der 90er Jahre 

berücksichtigen diese Modelle auch individuelles Einkommensrisiko, fehlende Leibrenten-

märkte und Kapitalmarktbeschränkungen, vgl. Imrohorouglu u. a. (1999) sowie De Nardi u.a. 

(2001) für einen Überblick. Bereits  Imrohorouglu u.a. (1998) simulieren erstmals die Wirkung 

der steuerlich geförderten Rentenkonten in den USA in einem gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichtsmodell. In der Ausgangssituation gibt es keine Sparförderung, dann werden 

IRAs mit unterschiedlichen Obergrenzen für die jährlichen Beiträge eingeführt. Das Modell 

zeigt sehr schön, wie die Haushalte zunächst vor allem liquides Vermögen aufbauen und 

dann immer mehr auf illiquide Rentenkonten umschwenken. Langfristig steigt mit der Spar-

föderung der Kapitalstock und der Output, allerdings nimmt die Studie keine Wohlfahrtsana-

lyse vor, weil nur langfristige Gleichgewichte betrachtet werden. Damit bleiben die kurzfristi-

gen Reaktionen und der Anpassungspfad zum neuen langfristigen Gleichgewicht ausge-

blendet. Dies schränkt den wirtschaftspolitischen Erkenntnisgewinn erheblich ein, weil man 

natürlich vor allem an den kurzfristigen Konsequenzen einer Reform für Steuereinnahmen, 

Kapitalbildung und Wachstum interessiert ist. Inzwischen ist die Berechnung des Über-

gangspfades vom alten zum neuen langfristigen Gleichgewicht technisch durchaus machbar, 
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wie etwa die Arbeit von Fehr und Habermann (2005) zeigt. Dort werden Einkommens- und 

Langlebigkeitsrisiken modelliert, um die Wohlfahrtswirkungen eines progressiven Rentensys-

tems abzuschätzen. Wie sich zeigt, löst die Einführung eines Freibetrags für Sozialbeiträge 

sowie die Lockerung der strengen Teilhabeäquivalenz der Leistungen zwar negative Anreiz-

effekte beim Arbeitsangebot aus, aber gleichzeitig implizieren diese Maßnahmen einen Ver-

sicherungsschutz, weil die Einkommensungleichheit der Erwerbsphase nicht proportional in 

die Rentnerphase transferiert wird. Ein Freibetrag bei den Beiträgen lockert zusätzlich bei 

den unteren Einkommen die Kapitalmarktbeschränkung. Damit lässt sich eine optimale Pro-

gression für das deutsche Rentensystems bestimmen bei dem die gesamtwirtschaftlichen 

Wohlfahrtsgewinne maximiert werden.  Mit dem vorliegenden Forschungsprojekt soll nun 

dieses Simulationsmodell weiterentwickelt werden.   

 

2. Forschungsprogramm und Fragestellungen  

Um die Effizienz-, Versicherungs- und  Verteilungswirkungen unterschiedlicher Formen der 

steuerlichen Förderung der Altersvorsorge in Deutschland zu quantifizieren muss das Modell 

von Fehr und Habermann (2005) um ein Altersvorsorgekonto ergänzt werden. Während bis-

lang lediglich eine Anlage in (regulär besteuerten) liquiden Konten möglich war, kommt nun 

als alternative Anlagemöglichkeit ein steuerlich gefördertes Rentenkonto in Betracht. Dieses 

Rentenkonto enthält die zentralen Bausteine der Riester-Förderung, allerdings kann nicht 

alles im Detail abgebildet werden. Die steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten sind möglichst 

variabel angelegt, so dass z.B. eine allgemeine Pflicht zur Vorsorge simuliert werden kann. 

Bei den freiwilligen Systemen werden insbesondere die Obergrenze und die Sozialversiche-

rungspflicht der Beiträge, die Höhe der einkommensunabhängigen Zulage, die Möglichkeit 

und das Höchstalter der vorzeitigen Entnahme sowie der Umfang des zu annuisierenden 

Vermögens bei Rentenantritt als Politikvariablen modelliert. Schließlich wird auch die Mög-

lichkeit vorgesehen - ähnlich wie in den USA (vgl. Roth IRAs) - Rentenkonten aus versteuer-

tem Einkommen aufzubauen, ohne dass die anfallenden Zinsen und späteren Auszahlungen 

versteuert werden müssen. 

Ausgangspunkt ist ein Referenzszenario, welches die Situation vor der Riester-Reform wi-

derspiegelt. Anschließend werden steuerlich geförderte Rentenkonten mit unterschiedlichen 

Politikparametern eingeführt und untersucht, 

• Wie sich die Nachfrage nach kapitalgedeckter Altersvorsorge verändert; 

• Welche Rückwirkungen sich für die staatlichen Budgets und die volkswirtschaftlichen 

Größen (Wachstum, Löhne, Zinsen) ergeben; 
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• Welche Verteilungswirkungen mit den einzelnen Maßnahmen einhergehen und wie 

die Politik unter Wohlfahrtsgesichtspunkten zu beurteilen ist; 

• Ob ein Obligatorium zur privaten Altersvorsorge volkswirtschaftlich sinnvoll ist. 

 

3. Bisherige Arbeiten und Ergebnisse  

Das Projekt läuft nun seit 1.April 2006. In den zurückliegenden Monaten wurde zunächst das 

staatlich geförderte Rentenkonto als zweite Anlagemöglichkeit in das bestehende Modell 

eingebaut. Die besondere Herausforderung war dabei, dass die Haushalte natürlich inner-

halb einer exogenen Obergrenze beliebig in das geförderte Rentenkonto einzahlen können 

und so auch die dritte Zustandsvariable (neben liquidem Vermögen und Rentenpunkten) 

stetig wird. Folglich wird ein mehrdimensionales Approximierungsverfahren für die optimale 

Entscheidungsfindung benötigt. Problematisch war vor allem sicherzustellen, dass die ermit-

telte numerische Lösung ein globales und kein lokales Optimum darstellt. Aber inzwischen 

verfügen wir über ausreichend Erfahrung mit einer neuen Lösungsmethode, so dass die 

technischen Probleme des Lösungsalgorithmus als gelöst betrachtet werden können.  

Neben der variablen Obergrenze für die Riester-Konten wurde auch die Wahl zwischen 

steuerlicher Förderung und Zulagen programmiert sowie (mögliche) Strafzahlungen bei Kün-

digung der Konten vor Rentenbeginn (Alter 60) eingeführt. Wichtig ist, dass wir bislang noch 

keine verpflichtende Annuisierung der Konten nach Rentenantritt berücksichtigen. Wir wollen 

damit die Wirkungen unterschiedlicher Maßnahmen isolieren und können gleichzeitig unsere 

Ergebnisse sinnvoller mit den vorliegenden amerikanischen Studien vergleichen.  

Fehr, Habermann und Kindermann (2006) dokumentieren erste Simulationsergebnisse unse-

res Forschungsprojekts. Die dort simulierte Benchmark-Reform unterstellt eine völlig hypo-

thetische Situation mit Rentenkonten, welche steuerlich ohne Begrenzung gefördert werden 

(aber ohne Zulagen) und bei denen keinerlei Strafzahlungen bei vorzeitiger Kündigung anfal-

len. In Tabelle 1 werden die langfristigen makroökonomischen Wirkungen für drei unter-

schiedliche Fälle verglichen. In den beiden ersten Fällen erfolgt eine nachgelagerte Besteue-

rung der Ersparnisse auf diesen Rentenkonten. Die (unbeschränkten) Einzahlungen können 

also von der Bemessungsgrundlage der (progressiven) Einkommensteuer abgezogen wer-

den und die laufenden Auszahlungen im Alter werden voll versteuert. Der dritte Fall unter-

stellt eine vorgelagerte Besteuerung dieser Rentenkonten. In diesem Falle werden also die 

Einzahlungen aus versteuertem Einkommen geleistet, während die späteren Auszahlungen 

steuerfrei bleiben. Im ersten Fall erfolgt der Budgetausgleich über eine endogene jährliche 

Anpassung der Konsumsteuer. Folglich bleibt die Verschuldung im Zeitablauf unverändert. In 

den beiden verbleibenden Fällen wird die Konsumsteuer nur einmalig ab dem Reformjahr 
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nachhaltig verändert, der jährliche Budgetausgleich erfolgt dann über eine endogene Anpas-

sung der Verschuldung.  

 

Tabelle 1: Langfristige Wirkungen von steuerlich geförderten Rentenkonten*  
 Keine Verschuldung Endogene Verschuldung 

 Nachgelagerte Besteuerung Vorgelagerte Besteue-

rung 
Kapitalstock 21.9 9.9 6.0 

Aggregierte Ersparnis 21.9 32.3 5.2 

Riester-Ersparnissea 96 92 100 

Beschäftigung 0.5 0.1 0.5 

Konsum 3.9 1.8 1.6 

Sozialprodukt 6.5 2.9 2.1 

Löhne 6.0 2.8 1.6 

Zinsenb -0.9 -0.5 -0.3 

Erbschaften 12.2 31.4 5.6 

Konsumsteuerb -1.1 2.6 1.1 

Effizienzwirkungc 0.22 0.34 0.13 

*Alle Angaben in Prozent gegenüber dem Ausgangsgleichgewicht.  
a In Prozent der aggregierten Ersparnis,   bÄnderung in Prozentpunkten,  c In Prozent der Ressourcen.  
Quelle: Fehr, Habermann und Kindermann (2006). 

Die erste Spalte von Tabelle 1 zeigt, dass die Einführung von steuerlich geförderten Renten-

konten finanziert durch eine jährliche Anpassung der Konsumsteuer einen langfristigen An-

stieg der Ersparnisse um rund 22 Prozent bewirkt. In der geschlossenen Volkswirtschaft 

wächst natürlich auch der Kapitalstock entsprechend. Letzteres  wiederum impliziert einen 

Anstieg der Reallöhne um rund 6 Prozent und eine Absenkung des Zinssatzes um etwa ei-

nen Prozentpunkt. Beschäftigung, Konsum und Sozialprodukt wachsen entsprechend. Über-

raschend ist auf den ersten Blick, dass anscheinend nicht alle Ersparnisse in steuerlich ge-

förderten Konten angelegt werden, obwohl es keinerlei Beschränkungen hinsichtlich der An-

lagehöhe gibt und die Konten vollkommen liquide sind. Zu beachten ist jedoch, dass die 

Steuerzahlungen genau dann minimiert werden, wenn die Grenzsteuersätze über die Perio-

den angeglichen sind. Es kann also durchaus sein, dass es sich für manche Haushalte nicht 

lohnt, ihre gesamten Ersparnisse nachgelagert zu versteuern. Die langfristige Absenkung 

des Konsumsteuersatzes sollte nicht überraschen, denn erstens langfristig die Steuerrück-

flüsse im Alter erfasst und außerdem steigen mit dem Sozialprodukt natürlich auch die Steu-

ereinnahmen. Zu beachten ist allerdings, dass es bei der Einführung der Reform zu massi-

ven  Steuerausfällen kommt. Deshalb muss bei dieser Simulation der Konsumsteuersatz 

kurzfristig um fast 10 Prozentpunkte angehoben werden.  
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Eine derart dramatische Anhebung des Konsumsteuersatzes ist natürlich nicht möglich. 

Deshalb wird als nächstes der Konsumsteuersatz bei Einführung der Reform nur einmalig 

genau so angehoben, dass das staatliche Budget intertemporal ausgeglichen ist. Die kurz-

fristig verbleibenden Steuerausfälle werden so folglich über Verschuldung finanziert. Mittel-

fristig sinkt die Neuverschuldung wieder aufgrund der wachsenden Steuereinnahmen, so 

dass sich langfristig ein neues Gleichgewicht mit höherer Verschuldung einstellt. Die zweite 

Spalte von Tabelle 1 zeigt, dass für diesen intertemporalen Budgetausgleich der Konsum-

steuersatz um 2.6 Prozentpunkte angehoben werden müsste. Die Ersparnisse steigen hier 

noch stärker als im ersten Fall, allerdings werden fast zwei Drittel der zusätzlichen Erspar-

nisse durch die Neuverschuldung aufgefressen. Der Kapitalstock steigt deshalb nur noch um 

rund 10 Prozent gegenüber dem Ausgangsgleichgewicht. Als Folge fallen natürlich auch die 

Zuwächse beim Konsum, dem Sozialprodukt und den Löhnen entsprechend geringer aus als 

im ersten Fall.  

Die dritte Spalte in Tabelle 1 zeigt die langfristigen Wirkungen, wenn die Zinsbesteuerung 

auf der Haushaltsebene komplett abgeschafft würde. Man kann sich auch vorstellen, dass es 

ein Rentenkonto gibt, in dem Ersparnisse aus versteuertem Einkommen steuerfrei akkumu-

liert werden. Dieser Fall ist deswegen interessant, weil häufig (unter vereinfachten Annah-

men) eine Äquivalenz von vorgelagerter und nachgelagerter Besteuerung postuliert wird, vgl. 

etwa Wiegard (2000). In unserem Fall existiert eine solche Äquivalenz jedoch vor allem des-

wegen nicht, weil wir ein realistisches progressives Steuersystem mit Freibeträgen beim Ka-

pitaleinkommen modellieren. Zwar würden nun alle ihre künftigen Ersparnisse in den vorge-

lagert besteuerten Rentenkonten anlegen, aber der Kapitalstock würde langfristig nur noch 

um 6 Prozent gegenüber dem Ausgangsgleichgewicht ansteigen. Entsprechend gedämpft ist 

dann auch die Wirkung auf die verbleibenden gesamtwirtschaftlichen Aggregate. Die Steuer-

ausfälle sind jedoch auch wesentlich geringer, deshalb muss die Konsumsteuer lediglich 

einmalig um 1.1 Prozentpunkte angehoben werden. Auf den ersten Blick mag es etwas über-

raschen, dass die Abschaffung der Besteuerung von Kapitaleinkommen so geringe Steuer-

ausfälle bewirkt. Allerdings ist zu beachten, dass wir im Ausgangsgleichgewicht hohe Freibe-

träge für Kapitaleinkommen modellieren, um ein realistisches Steueraufkommen zu errei-

chen.    

Neben den in Tabelle 1 angegebenen makroökonomischen Effekten unterschiedlicher Poli-

tikreformen sind wir natürlich vor allem an den inter- und intragenerativen Wohlfahrts- und 

Effizienzwirkungen interessiert. Weil wir mit dem Simulationsmodell den vollständigen An-

passungspfad vom alten zum neuen langfristigen Gleichgewicht berechnen, können wir auch 

die Konsequenzen für die verschieden Einkommenstypen innerhalb der Kohorten entlang 

des Pfades quantifizieren. Abbildung 1 zeigt die  intergenerativen Wohlfahrtswirkungen der in 

der ersten Spalte von Tabelle 1 angegebenen Reformsimulation. Wie üblich werden die Ver-
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änderungen der Wohlfahrt einzelner Generationen ausgedrückt in Prozent der verbleibenden 

Ressourcen der jeweiligen Generation.   

 

Abbildung 1: Wohlfahrtswirkungen von konsumsteuerfinanzierten Rentenkonten  

-5

-4

-3

-2

-1

0

1

2

3

1910 1935 1960 1985 2010 2035

Geburtsjahr

W
oh

lfa
hr

ts
ve

rä
nd

er
un

g 
in

 %

ohne LSRA mit LSRA
 

Wie Abbildung 1 zeigt, führt die anvisierte Reform zu einer intergenerativen Umverteilung zu 

Gunsten junger und künftiger Generationen und zu Lasten der älteren Generationen. Letzte-

re verlieren bis zu 4 Prozent ihrer vorhandenen Ressourcen, während Erstere aufgrund der 

Reform ihre Ressourcen um über 2 Prozent steigern. Die Verluste der Rentner sind natürlich 

auf den dramatischen Anstieg der Konsumsteuer zurückzuführen. Die Rentner müssen die 

Steuerausfälle bezahlen ohne dass sie von den steuerlichen Vergünstigungen profitieren 

können. Erwerbstätige können dagegen mittels der Rentenkonten ihre Steuerlasten minimie-

ren und profitieren von der Reform umso mehr, je jünger sie sind. Hinzu kommt natürlich 

auch, dass mittelfristig über den gestiegenen Kapitalstock die Bruttolöhne wachsen, was 

ebenfalls den Erwerbstätigen zugute kommt.  

Eine wichtige Frage ist natürlich, ob die Reform lediglich zu einer Umverteilung der Ressour-

cen führt oder auch die gesamtwirtschaftliche Effizienz gesteigert (oder vermindert) wird. Um 

dies zu ermitteln wird in Anlehnung an Auerbach und Kotlikoff (1987) ein hypothetisches 

Transfersystem eingeführt, welches alle im Reformjahr lebenden Haushalte so kompensiert, 

dass sie ihr ursprüngliches Wohlfahrtsniveau trotz Reform wiedererlangen. In unserem Fall 

müssen also alle Haushalte im Reformjahr Kompensationszahlungen erhalten. Diese Aus-

gaben müssen von den künftigen Generationen finanziert werden. Jede künftig lebende Ge-

neration muss dabei soviel beitragen, dass nach der Kompensation alle ein einheitliches 

Wohlfahrtsniveau aufweisen. Ist das resultierende einheitliche Wohlfahrtsniveau gegenüber 
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dem Ausgangsgleichgewicht gestiegen (gefallen), impliziert die Reform einen aggregierten 

Effizienzgewinn (Effizienzverlust). Wie die gepunktete Linie in Abbildung 1 zeigt, erzeugt die 

Benchmark-Reform einen vergleichsweise schwachen Effizienzgewinn in Höhe von 0.22 

Prozent der Ressourcen.    

 

Abbildung 2: Wohlfahrtswirkungen von verschuldungsfinanzierten Rentenkonten 
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Abbildung 2 vergleicht die Wohlfahrtswirkungen einer Einführungen von nachgelagert und 

vorgelagert besteuerten Rentenkonten, wenn der jährliche Budgetausgleich mittels Ver-

schuldung erfolgt. Zwar verlieren auch in diesen Fällen die Rentner aufgrund der steigenden 

Konsumsteuerlasten. Ihre Verluste sind jedoch nun wesentlich geringer (maximal 0.5 Pro-

zent der Ressourcen) als in der vorangegangenen Simulation. Entsprechend schwächer fal-

len dann natürlich auch die Wohlfahrtsgewinne der jungen und künftigen Generationen aus. 

Die letzte Zeile von Tabelle 1 zeigt, dass die gesamtwirtschaftlichen Effizienzgewinne mit 

einer einheitlichen Konsumsteuer auf 0.34 Prozent ansteigen. Ökonomisch erklärt sich dies 

natürlich dadurch, dass im Vergleich zur ersten Simulation die intertemporalen Verzerrungen 

reduziert werden.  

Damit ist die grundlegende Vorgehensweise unseres Forschungsansatzes ausführlich dar-

gestellt. Fehr, Habermann und Kindermann (2006) bauen nach den oben beschriebenen 

Benchmark-Simulationen Schritt für Schritt zusätzliche Annahmen (Strafzahlungen, Ober-

grenzen, Zulagen) ein, um das Modell an die in Deutschland praktizierte Form der geförder-

ten Ersparnisbildung anzunähern. Insgesamt zeigt sich dabei,  dass mit dieser Reform wohl 
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nur sehr schwache Effizienzgewinne erzeugt werden, aber die Form der Förderung ganz 

entscheidend für die intragenerativen Verteilungswirkungen ist.  

 

4. Geplante Arbeiten  

Als logischer nächster Schritt ist natürlich geplant, die Annuisierung der Riester-Renten zu 

modellieren. Rein technisch ist dies völlig unproblematisch, allerdings ergeben sich (auf den 

ersten Blick) ganz unerwartete Wohlfahrtswirkungen. Fehr und Habermann (2006) haben 

schon gezeigt, dass eine Annuisierung unter Umständen zu einer Umverteilung zu Lasten 

künftiger Generationen führt, weil damit langfristig die ungeplanten Erbschaften dramatisch 

absinken würden. Zu erwarten sind also Verteilungseffekte, welche genau entgegengesetzt 

der bisherigen Richtung wirken. Eine natürliche Erweiterung des Modells besteht dann darin, 

Erbschaftsmotive einzuführen, so dass neben den bisherigen ungeplanten künftig auch ge-

plante Erbschaften berücksichtigt werden können. Weil geplante Erbschaften entsprechend 

schwächer auf Annuisierung reagieren, sollten damit die intergenerativen Verteilungseffekte 

der Annuisierung abgeschwächt werden.  

Neben der Annuisierung ist vor allem eine zweite wesentliche Erweiterung unseres For-

schungsansatzes angedacht. Bislang gehen wir von Individuen aus, die in einer unsicheren 

Welt rational ihre Entscheidungen treffen. Häufig wird jedoch (nicht nur in der ökonomischen 

Literatur) die Ansicht vertreten, dass Individuen eben nicht rational entscheiden, sondern die 

Gegenwart im Vergleich zur Zukunft stärker gewichten. Solche zeit-inkonsistenten Präferen-

zen spielen natürlich vor allem bei Entscheidungsproblemen im Zusammenhang mit Alters-

ersparnissen eine entscheidende Rolle, vgl. Laibson et al. (1998) oder Imrohoruglu et al. 

(2003). Man kann sich z.B. vorstellen, dass eine verpflichtende kapitalgedeckte Altersvorsor-

ge bei rationalen Individuen negativ beurteilt würde, während es bei irrationalen, gegen-

wartsbezogenen  Individuen durchaus positiv wirken könnte. Ein solches Obligatorium könn-

te dann eine (unter Wohlfahrtsgesichtspunkten wünschenswerte) Bindungswirkung für diese 

irrationalen Individuen entfalten. In gleicher Weise könnte natürlich auch eine Verminderung 

der Liquidität von steuerlich geförderten Rentenkonten (etwa mittels Strafzahlungen bei vor-

zeitiger  Auflösung)  bei irrationalen Individuen positiv wirken. Die Forschung steht hier noch 

ganz am Anfang. Für uns wird es im Wesentlichen darum gehen, zunächst die Irrationalität 

der Individuen zu modellieren. So unterscheiden etwa Imrohoruglu et al. (2003) zwischen 

naiven und raffinierten („sophisticated“) irrationalen Individuen. Als nächstes wird es darum 

gehen, die Wohlfahrtsveränderungen aufgrund von Reformen bei derartigen Individuen zu 

quantifizieren und insbesondere in den Transfermechanismus einzubauen. Gegenwärtig ist 

uns keine Arbeit bekannt, bei der derartiges bislang schon implementiert wurde.  
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Kulturen des „Welfare Mix“  
Ein deutsch-französischer Vergleich des Wandels von Rentensystemen 

Ingo Bode, Universität Duisburg-Essen, Institut für Soziologie (Campus Duisburg) 

 

Wenn heutzutage von Renten bzw. Rentenreformen die Rede ist, dann geht es zuvorderst 

um ökonomische Fragen – oder auch darum, wie diese Fragen von der Politik verhandelt 

werden. Die einen diagnostizieren oder prognostizieren, wie sich die Rentenfinanzen entwi-

ckeln, wovon dann wiederum Reformbedarf abgeleitet wird. Die anderen – ob als Wissen-

schaftler oder als Journalisten – beobachten die Politik und konstatieren Reformblockaden 

oder Reforminkrementalismus vor dem Hintergrund wiederum ökonomisch begründeter Um-

bauerfordernisse. Gewiss argumentiert man demografisch; doch wird (im doppelten Sinne) 

erwartet, dass institutioneller Wandel gleichsam mechanisch den aus dem veränderten Al-

teraufbau einer Gesellschaft resultierenden ökonomischen Gegebenheiten folgt.  

Wie sich Rentensysteme entwickeln, hängt allerdings nur teilweise davon ab, auf welchen 

wirtschaftlichen Grundlagen sie beruhen oder wie „die Politik“ mit ihnen umgeht. Sowohl die 

politische Steuerung von Rentensystemen als auch die Prämissen, die der wirtschaftswis-

senschaftlichen Behandlung dieser Systeme zugrunde liegen, haben nämlich viel damit zu 

tun, welche kollektiven Sinnstrukturen mit eben diesen Systemen verknüpft sind und wie sich 

diese Sinnstrukturen verändern. Die Analyse von Rentensystemen und ihres Wandels ist 

daher immer auch eine kulturelle Analyse95 – wie nicht zuletzt die ausgesprochen starke in-

ternationale Varianz von Rentensystemen und Rentenreformen vor Augen führt. 

So gesehen könnte man Veränderungen in Rentensystemen – nicht zuletzt jenen Paradig-

menwechsel, der die Rentenreformen in Deutschland kennzeichnet (vgl. Schmähl 2004 oder 

Lamping/Rüb 2004) – als kulturelle Transformation deuten, und zwar entweder mit der Un-

terstellung, dass diese Veränderungen neue Sinnstrukturen produzieren, oder in der An-

nahme, dass sie nachvollziehen, was sich im Hinblick auf die mit Alterssicherung assoziier-

ten Sinnfragen gleichsam vorgängig gewandelt hat. Die durch die Riester-Reform und nach-

folgende Gesetzesmodifikationen bewirkte partielle Privatisierung der Alterssicherung er-

scheint dann beispielsweise entweder als Auslöser eines neuen Denkens über Daseinsvor-

sorge oder aber als Ergebnis eben dieses Denkens.  

Nun könnte man solchen Entwicklungen empirisch durch Akzeptanzstudien oder Untersu-

chungen zum Wertewandel nachgehen. Hier würde dann die Gesamtbevölkerung als Be-

                                                 
95 Dies ist an sich keine neue Erkenntnis und fließt zuweilen auch in die sozialwissenschaftlichen Aus-
einandersetzung mit dem Thema Alterssicherung ein (vgl. etwa Kohli 1987, Nullmeier/Rüb 1993, Dal-
linger 2001). Dennoch bleiben kulturelle Momente des institutionellen Wandels in der Analyse von 
Transformationsprozessen vielfach unterbelichtet. 
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zugsgrundlage einer Forschung über „Rentenkulturen“ in den Fokus rücken. Allerdings er-

scheint eine zweite Manifestationsebene mindestens ebenso bedeutsam: die der in Renten-

systemen institutionell geronnenen Symbole und Deutungsmuster. Diese verfügen über Gel-

tungsmacht in der (politischen) Öffentlichkeit und manifestieren sich idealtypisch in Gestalt 

von Formeln wie der des „Generationenvertrags“ oder die der „Sozialversicherung“. Zum 

einen reflektieren sie die in einer Gesellschaft (im doppelten Sinne des Wortes) dominieren-

den Vorstellungen über das, was Alterssicherung für die Normalbevölkerung ist und sein 

sollte. Zum anderen haben sie eine Ausstrahlung auf die für Rentensysteme wesentlichen 

Normalitätserwartungen (z.B. im Hinblick auf Lebensplanungen). Es macht insofern Sinn, 

sich eingehender mit der institutionellen Entwicklung von Rentensystemen unter dem Ge-

sichtspunkt zu befassen, (in)wie(weit) in dieser auch eine kulturelle Dynamik zum Ausdruck 

kommt. 

Der vorliegende Beitrag stellt dazu eine Spekulation an, der im Rahmen eines vom For-

schungsnetzwerk Alterssicherung der DRV geförderten Forschungsvorhabens vertieft nach-

gegangen wird.96 Dies erfolgt auf der Grundlage einer doppelt-vergleichenden Analyse insti-

tutionellen Wandels. Einerseits wird die kulturelle Prägung von Rentensystemen durch einen 

internationalen Vergleich skizziert, der strukturelle Differenzen zwischen nationalen Renten-

systemen zum Ausgangspunkt nimmt und auf dieser Folie verschiedene Systeme einer be-

stimmten, nämlich – in der Terminologie der internationalen Wohlfahrtsregimeforschung – 

der korporatistischen, Systemfamilie hinsichtlich ihrer jeweiligen kulturellen Grundlagen fo-

kussiert, konkret: die Systeme Deutschlands und Frankreichs. Andererseits werden Wand-

lungsdynamiken verglichen, und mit ihnen Veränderungen in der kulturellen Prägung von 

Rentensystemen. Unterstellt wird ein internationaler Mainstream in Richtung eines vermarkt-

lichten „welfare mix“ der organisierten (d.h.: in irgendeiner Weise institutionell regulierten) 

Alterssicherung.97 Vor diesem Hintergrund geht es um die Frage, ob der sich auch in der 

korporatistischen Systemfamilie abzeichnende institutionelle Wandel mit einer Transformati-

on von geltungsmächtigen Deutungen im Hinblick auf Rentenfragen korrespondiert. Konkre-

ter beispielsweise: Wie entwickeln sich dominante Deutungen über die relative Zuständigkeit 

                                                 
96 Das Projekt (Laufzeit bis Anfang 2007) mit dem Titel „Die institutionelle Dynamik im „welfare mix“ 
der Alterssicherung. Zum Wandel von System- und Legitimationsstrukturen in den Rentensystemen 
Deutschlands und Frankreichs“ ist als explorative Studie konzipiert. Ziel ist es, den dynamischen insti-
tutionellen Wandel von Rentensystemen im Hinblick auf deren wohlfahrtskulturelle Prägung im inter-
nationalen Vergleich zu rekonstruieren. Das Projekt zeichnet einerseits den dynamischen Prozess der 
Begründung neuer Institutionen und der wiederum durch sie ausgelösten institutionellen Dynamiken 
nach. Andererseits betrachtet es den kulturellen Kontext dieses Prozesses anhand der von kollektiven 
Akteuren in diese Dynamiken eingebrachten, ihrerseits dynamischen Legitimationsmuster. Beobachtet 
werden verschiedene Stufen institutionellen Wandels – etwa Privatisierungsmaßnahmen einerseits 
und darauf reagierende neue Regulierungsmechanismen andererseits – und die dabei prominenten 
Problemdiagnosen, Kritiken und Reformbegründungen. 
97 Konkret: die Herausbildung eines institutionell geordneten Nebeneinanders von (steuerlich geförder-
ter und kontextregulierter) privater Vorsorge, betrieblicher Alterssicherung und gesetzlicher Rente. 
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des Staates für die Organisation der Alterssicherung? Oder: Wird Eigenvorsorge zu einer 

verallgemeinerten normativen Deutungsfolie beim Umgang mit Finanzierungsproblemen? 

 

1. Mainstream mit transkultureller Wirkung? 

Die Entwicklung westlicher Rentensysteme ist maßgeblich durch Tendenzen der „Vermarktli-

chung“ geprägt (vgl. Clark 2003, Hyde et al. 2006, Bode 2006). Dieser internationale 

Mainstream betrifft einerseits die Vielzahl jener Wohlfahrtsstaaten, in denen kapitalgedeckte 

Vorsorgeformen – von ihrem relativen Anteil an der Alterssicherung her – an Bedeutung ge-

wonnen haben, was mit einem schleichenden Bedeutungsverlust (quasi-)staatlich organisier-

ter Renten einhergeht. Deutschland ist in dieser Hinsicht ein einschlägiges Beispiel. Der 

Trend betrifft andererseits aber auch Systeme, in denen von jeher kapitalgedeckte Formen 

der Altersvorsorge traditionell einen großen Stellenwert einnehmen. In diesen Ländern ent-

wickeln sich Spielarten verbindlicher (häufig betrieblicher) Rentenzusagen („defined bene-

fits“) in Richtung von Vorsorgearrangements, für die nur mehr Regeln bezüglich der (ver-

mehrt alleine von den Beschäftigten aufzubringenden) Beiträge festgelegt werden („defined 

contributions“). Gleichzeitig bleiben in diesen Ländern staatlich organisierte Systembestand-

teile erhalten – in Kanada und Großbritannien sind sie zuletzt sogar (in unterschiedlichem 

Maße) konsolidiert worden. Zudem unterliegen die stärker (finanz-) marktbezogenen Formen 

der Alterssicherung einer staatlichen Kontextregulierung, so dass sich deren Organisation 

als hybride (halb-staatlich und halb-marktlich) bezeichnen lässt (Leisering 2005). Damit zeigt 

bzw. verfestigt sich ein internationaler Trend in Richtung pluraler „income packages“ von 

Senioren (Pedersen 2003), wobei in diesem „welfare mix“ die Marktanteile überall zuneh-

men. 

Es sollte dabei nicht unerwähnt bleiben, dass auf diese Weise spezifisch strukturierte soziale 

Ungleichheiten erzeugt werden (Viebrok et al. 2004): einerseits – wie insbesondere angel-

sächsische Erfahrungen auch in größerem Maßstab vor Augen führen – solche, die in Markt-

ordnungen erwartbar sind (Unterversorgung sozialer Schwacher); andererseits aber auch 

solche, die quer zu klassischen Marktverteilungsmustern liegen und damit zu tun haben, 

dass in regulierten Märkten Faktoren wie familiäre Situation, Berufsgruppenzugehörigkeit 

oder Kontakt mit „Vorsorgemaklern“ (z.B. betriebliche Vermittler von Altersvorsorgear-

rangements) für eine auch zufallsbedingte Verteilung von Zugangschancen sorgen (vgl. Bo-

de 2005). 

Unabhängig davon zeigt der internationale Mainstream aber Wirkung v.a. dort, wo über 

Jahrzehnte hinweg eine von Finanzmärkten relativ stark entkoppelte Form der Alterssiche-

rung vorherrschte. Er erscheint insofern „transkulturell“. Die Einführung der Riester-Rente in 

Deutschland lässt sich in der Tat als – in deutsche Wohlfahrtsstaatstraditionen eingepasste – 
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Annäherung des Bismarck’schen Rentensystems an das angelsächsische Modell interpretie-

ren, zumal auch die auf festen Leistungszusagen beruhende Zusatzversorgung (etwa im 

öffentlichen Dienst oder aber in Gestalt der auf Bilanzrückstellungen beruhende Betriebsren-

ten) immer weniger Bestand hat. Wie weiter unten noch kurz zu skizzieren sein wird, gibt es 

solche Anpassungsbewegungen auch in Frankreich. 

Die Frage ist allerdings, ob diese – noch junge – institutionelle Dynamik für mehr steht als 

schlicht den Umstand, dass ein kleinerer Teil der Alterssicherung nun abseits einer weiterhin 

organisationsstarken und im sozialpolitischen Brennpunkt stehenden gesetzlichen Renten-

versicherung abgewickelt wird. Das ist alles andere als eine akademische Frage: Erst die 

Unterfütterung des neuen „welfare mix“ mit einem grundlegenderen kollektiven Sinneswan-

del entscheidet darüber, ob die institutionelle Dynamik eine Selbstverstärkungstendenz auf-

weist und zukünftig immer größere Teile der staatlich organisierten Daseinsvorsorge auf die 

marktorientierte Säule (ob auf der Basis privater oder betrieblicher Arrangements) übertra-

gen werden. 

 

2. Tradition und Wandel dies- und jenseits des Rheins 

Die Tradition kontinentaleuropäischer Wohlfahrtsregimes ist maßgeblich von einer Alterssi-

cherung auf der Basis einer Sozialversicherungslösung gekennzeichnet. So einflussreich 

und veränderungsresistent diese Tradition lange Zeit in Ländern wie Deutschland und Frank-

reich auch gewesen sein mag, so sehr unterlagen die Rentensysteme beider Nationen 

zugleich einer permanenten systemimmanenten Evolution. Diese führt in der Nachkriegs-

epoche einerseits zur Ausbildung einer Normalitätserwartung, die gemeinhin als garantierte 

Lebensstandardsicherung bezeichnet und für (v.a. männliche) Durchschnittsbeschäftigte 

auch weit gehend verwirklicht wurde. Andererseits zeigte sich die Bismarck’sche Tradition 

meritokratischer – d.h. an den früheren Sozial- und Einkommensstatus gekoppelter – Alters-

sicherung mit einer Reihe von Fürsorgeelementen vereinbar: Zeitweise korrigierte die Ren-

tenversicherung schlechte Verdienstjahre oder Karrierebrüche, zudem stellte sie Hilfen für 

jene zur Verfügung, die von biografischen Härten (z.B. Erwerbsunfähigkeit) betroffen waren. 

Hinzu kamen Ansätze eines Familienlastenausgleichs. Damit ist der zentrale Sinnhorizont 

dessen beschrieben, was in Deutschland institutionell als „Sozialversicherung“ und in Frank-

reich als „assurance sociale“ in Erscheinung getreten ist.  

Gewiss waren bezüglich dieser permanenten Evolution schon in den letzten beiden Jahr-

zehnten des 20. Jahrhunderts Mutationsprozesse zu verzeichnen. Insbesondere sind viele 

der im Jargon der deutschen Rentenpolitik „versicherungsfremd“ und in Frankreich als Ge-

genstand der „solidarité nationale“ begriffenen Leistungen mittlerweile abgeschmolzen wor-

den, wohingegen andere durch einen deutlich angewachsenen Steuerzuschuss finanziert 
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werden. Zudem haben sich die sozialstrukturellen Voraussetzungen der „korporatistischen“ 

Daseinsvorsorge durch Erosionsprozesse an den Rändern der (v.a. in Deutschland stark 

männlich strukturierten) Erwerbsarbeitsgesellschaft gewandelt (v.a. in Gestalt unvollständi-

ger Arbeitnehmerkarrieren). Die Institution der gesetzlichen Alterssicherung präsentiert sich 

gleichwohl noch immer als gesellschaftliche Veranstaltung mit spezifischem sozialem Sinn: 

Dies manifestiert sich in den verbleibenden „Fürsorgekomponenten“ ebenso wie in der den 

öffentlichen Erwartungshorizont weiterhin prägenden Vorstellung einer zumindest partiell 

garantierten Teilhabe verrenteter Generationen an der gesellschaftlichen Reichtumsentwick-

lung. 

Vor dem Hintergrund dieser, in die Gegenwartsgesellschaft hineinwirkenden, wohlfahrtskul-

turellen Tradition vollzieht sich nun allerdings ein paradigmatischer Wandel im deutschen 

Rentensystem, der im Folgenden grob umrissen und mit den Entwicklungen in Frankreich 

verglichen wird. Dabei geht es an dieser Stelle hauptsächlich um die Frage, inwieweit mit 

diesem Wandel assoziierbare dominante Deutungsmuster für einen Sinneswandel beim Um-

gang „mit der Rente“ stehen. Die nachfolgend skizzierten Beobachtungen können im Rah-

men dieses Beitrags nicht im Einzelnen dokumentiert geschweige denn durch eine – dem 

weiteren Forschungsprozess überlassene – qualitativ-inhaltliche Datenanalyse plausibilisiert 

werden. Vielmehr bilden sie ein Hypothesenset, das als theoretisch begründeter Diskussi-

onsvorschlag verstanden werden sollte. 

 

Deutsche Realitäten 

Die jüngste Entwicklung des deutschen Rentensystems ist Gegenstand zahlreicher Abhand-

lungen und Studien (für viele: Döring 2002, Viebrok et al. 2004, Leiber 2005) und soll des-

halb an dieser Stelle nur stichwortartig in Erinnerung gerufen werden. Grundlegend für diese 

Entwicklung sind die sukzessive Senkung der gesetzlichen Rentenleistungen und die gleich-

zeitige Förderung der privaten Eigenvorsorge. Auch wegen des neu eingeführten sog. 

„Nachhaltigkeitsfaktor“ sinkt das von der Sozialversicherung garantierte durchschnittliche 

Eckrentenniveau von gegenwärtig ca. 53% auf 43% des letzten Erwerbseinkommens (für 

einen 2030 in den Ruhestand tretenden Arbeitnehmers). Als Ersatz sollen die staatlich ge-

förderte, kapitalgedeckte Riester-Rente sowie neue Möglichkeiten der betrieblichen Zusatz-

versorgung (ohne Rentenzusagen, v.a. im Rahmen der sog. Entgeltumwandlung) dienen. 

Alternativ gibt es erhöhte Möglichkeiten der steuerlichen Absetzbarkeit von Aufwendungen 

für Alterssparpläne. Wesentlich erscheint, dass private Vorsorge, wie Berliner Spitzenpoliti-

ker zuletzt während der Haushaltsdebatten im Frühjahr 2006 noch einmal explizit hervorge-

hoben haben, insbesondere von jüngeren Bürger nun mehr grundsätzlich erwartet wird und 

damit zum Teil der „normalen“ Alterssicherung wird. Erste Evaluationen zeigen, dass die 
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Zahl der Riester-Sparer gewachsen ist (auf etwa ein Fünftel der Anspruchsberechtigten) und 

gleichzeitig auch die Entgeltumwandlung (in vergleichbarer Größenordnung) floriert, aller-

dings größere Teile der Bevölkerung bislang den Ratschlägen der politischen Eliten (noch) 

nicht gefolgt sind. 

Das Ziel der Lebensstandardsicherung ist mithin in Deutschland gewissermaßen pluralisiert, 

weil zum Teil auf die staatlich regulierte Eigenvorsorge übertragen und mit gewissen Marktri-

siken versehen – und von daher „entabsolutiert“ – worden. Dabei sticht ins Auge, dass trotz 

günstiger Förderquoten für Geringverdiener verbreitet (und vergleichsweise unaufgeregt) von 

einer zukünftigen Unterversorgung einkommensschwacher Bevölkerungskreise ausgegan-

gen und diesbezüglich bislang keine eindeutigen Gegenmaßnahmen ergriffen worden ist. 

Gleichzeitig setzen maßgebliche gesellschaftliche Kräfte auf intermediäre, i.e. betriebliche 

Formen der Altersvorsorge. Von diesen verspricht man sich nicht nur eine wirtschaftlichere 

Abwicklung von der Altersvorsorge dienenden Finanzmarktgeschäften, sondern auch eine 

systematischere Verbreitung kapitalgedeckter Renten. Diskutiert wird hier immer wieder eine 

Pflichtvorsorge – allerdings bislang ohne Folgen. Erkennbar wird hier eine Transformation 

der korporatistischen Basis des deutschen Sozial(versicherungs)modells: Die traditionelle 

Organisationsform der industriellen Beziehungen soll erhalten bzw. wieder belebt werden 

durch deren Nutzung für kollektive Vorsorgearrangements, deren Ausgestaltung und Verwal-

tung allerdings – nach angelsächsischem Vorbild – weit gehend auf dem freien (Finanz-

)Markt agierenden, betriebs- und branchenfremden „Profis“ überlassen wird.  

 

Französische Verhältnisse 

Die Situation in Frankreich soll hier etwas ausführlicher beschrieben werden (vgl. Veil 2004, 

Mandin/Palier 2005, Morvan 2006). In der Privatwirtschaft, auf die sich das weitere im We-

sentlichen bezieht – die noch bestehenden Besonderheiten der Rentenkassen des öffentli-

chen Sektors werden gegenwärtig abgebaut –, gibt es zwei obligatorische „Régimes“: das 

paritätisch verwaltete Basissystem (régime général, mit der Caisse Nationale d’Assurance 

Vieillesse als Fokalorganisation) sowie (darauf aufbauend) auf der Ebene von Wirtschafts- 

und Berufsbranchen eingerichtete Zusatzkassen unter der Regie der Sozialpartner (régimes 

complémentaires). Beide Systeme beruhen auf dem Umlageverfahren, wobei in den Basis-

bereich stärkere Sozial- bzw. Umverteilungskomponenten eingezogen sind. Weil abhängig 

Beschäftigte in Frankreich mit sehr hohen Gehaltsbestandteilen (bis zum 8-fachen der Be-

messungsgrenze in der deutschen GRV) pflichtversichert sind, spielt die Zusatzversorgung 

(im deutschen Verständnis) jenseits des Rheins traditionell eine eher geringe Rolle. 

Auch in Frankreich haben aber Reformen (1993 und 2003) zur Absenkung des gesetzlichen 

Rentenniveaus geführt, wobei dieser Effekt nominell (er bis 2030 beträgt 5-6 Prozentpunkte) 
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geringer als in Deutschland ausfällt, durch eine Verlängerung der Anwartschaftsfrist (also der 

Zahl der zur Erzielung der Normalrente erforderlichen Beitragsjahre) jedoch deutlich ver-

schärft wird. In der Tat dürften viele Arbeitnehmer – aufgrund der im internationalen Ver-

gleich exorbitant hohen „Freisetzung“ älterer Beschäftigter aus der Arbeitswelt – das volle 

Rentenalter zukünftig de facto als Erwerbslose erreichen, was zu spürbaren Abschlägen bei 

der Rentenbemessung führt. Die in den letzten zehn Jahren getroffenen Vereinbarungen der 

Selbstverwaltung der Zusatzsysteme sehen zudem eine geringere „Rentabilität“ der Bei-

tragseinzahlungen vor, so dass die Gesamtlohnersatzrate bis 2040 markant – um bis zu ein 

Drittel – zurückgehen wird. Allerdings enthält die „Réforme Fillon“ (2003) eine Selbstver-

pflichtung der Regierung, allen Rentnern eine Mindestrente in Höhe von 85% des gesetzli-

chen Mindestlohns zu garantieren. Zudem ist zu beachten, dass – anders als in Deutschland 

– die jüngsten Rentenreformen in Frankreich nicht auf einem Konsens der großen Parteien 

bzw. Interessenorganisationen beruhen. Die „Réforme Fillon“ wurde von Massenstreiks be-

gleitet und die derzeitige Opposition verspricht eine zumindest partielle Revision der Reform 

nach den Wahlen im Jahre 2007. 

Dessen ungeachtet führte das Gesetz von 2003 erstmals staatliche Vergünstigungen für 

explizit zu Zwecken der Altersversorgung abgeschlossene Arbeitnehmersparverträge ein. 

Auch weil dies – anders als in Deutschland – nicht mit direkten Zulagen verknüpft wurde und 

die neuen Steuervorteile nur für Besserverdienende interessant sind98, hat dies bislang nicht 

zu einer signifikanten Ausweitung der privaten Vorsorge geführt, wenngleich seit 2003 mehr 

als 1,7 Millionen individuelle Alterssparpläne abgeschlossen worden sind. Zudem gibt es 

neue Formen der staatlich geförderten betrieblichen Altersvorsorge. Wesentlich erscheint, 

dass diese betriebliche Altersvorsorge technisch als Variante der 

Arbeitnehmervermögensbildung konzipiert ist, denn sie kann nur dann vereinbart werden, 

wenn sich die Sozialpartner auf Branchen- oder Betriebsebene zuvor auf Instrumente der 

Arbeitnehmervermögensbildung geeinigt haben.99 Arbeitgebereinzahlungen sind bis zu einer 

Obergrenze steuer- und sozialabgabenbefreit; Umwandlungen von Lohnbestandteilen (v.a. 

Ertragsbeteiligungen) in Einzahlungen auf Vorsorgekonten werden insofern staatlich 

angereizt. Überhaupt sind die neuen betrieblichen Vorsorgearrangements schrittweise aus 

den in Frankreich vergleichsweise breit verankerten Programmen der „épargne salarial“ 

(Lohnsparen) heraus entstanden100, und nach wie vor werden sie von den meisten 

Gewerkschaften nur unter dieser Überschrift  
                                                 
98 In Frankreich zahlt etwa die Hälfte der Bevölkerung keine Einkommenssteuer, so dass Optionen auf 
steuerliche Abzüge für einen größeren Teil der Arbeitnehmer nicht verfügbar sind. 
99 Für Arbeitnehmer ist die relativ geringe Versteuerung von Auszahlungen attraktiv. Bis Ende 2005 
sind in etwa 23.000 Unternehmen Verträge über Altersvorsorgearrangements abgeschlossen worden, 
wobei ca. die Hälfte der dort Beschäftigten sich für den Einstieg in solche Arrangements entschieden 
hat. 
100 Etwa 30% der Arbeitnehmer verfügen derzeit über ein solches Konto (wobei nur ein kleiner Teil 
davon explizit der Altersvorsorge dient und bis zum Ruhestand blockiert ist). 
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akzeptiert. In der breiten Bevölkerung haben außerdem Lebensversicherungen (mit steuer-

lich günstigen Auszahlungsregeln) eine größere Verbreitung als hier zu Lande. Insofern gibt 

es funktionale Äquivalente einer explizit zu einer solchen erklärten privaten Altersvorsorge. 

In den offiziellen Verlautbarungen selbst der derzeit amtierenden bürgerlichen Regierung ist 

von einem Systemwandel nicht die Rede – vielmehr wird in Artikel 1 des Rentenreformge-

setzes von 2003 ausdrücklich deklariert, dass Frankreich an einem umlagefinanzierten Sys-

tem festhält. Auch vor dem Hintergrund des von den Sozialpartnern in Eigenregie verwalte-

ten und zunehmend vereinheitlichten Zusatzrentensystems erscheint das „kollektivistische“ 

Modell normativ alternativlos. Offenbar ist eine offizielle Abkehr vom alten Leitbild in Frank-

reich nicht legitimationsfähig. Der internationale Mainstream verschafft sich eher auf Umwe-

gen Einfluss: So hat schon die Linksregierung unter Jospin einen kapitalgedeckten Reserve-

fonds geschaffen, der das Engagement an Finanzmärkten zu Zwecken der Alterssicherung, 

hier: der Konsolidierung der gesetzlichen Kassen, salonfähig macht. Das im Zuge der An-

gleichung von privatem und öffentlichem Sektor neu aufgebaute Zusatzsystem für öffentlich 

Angestellte funktioniert überdies weit gehend nach dem Kapitaldeckungsprinzip (der Organi-

sationsmodus wird indes anders tituliert). Schließlich gibt es den o.g. Bereich der über den 

Kapitalmarkt abgewickelten Arbeitnehmervermögensbildung. Hier orientieren sich Teile der 

Gewerkschaftsbewegung an der aus dem angelsächsischen Raum übernommenen Konzep-

tion einer – durch Arbeitnehmerorganisationen mitkontrollierten – Fondsverwaltung auf der 

Basis sozial und ökologisch nachhaltiger Anlagestrategien. Diese – bis dato eher symbolisch 

denn zahlenmäßig relevante – Konzeption stand zudem Pate bei der Einrichtung des o.g. 

Rentenreservefonds und auch beim Aufbau der neuen Zusatzversorgung im öffentlichen 

Sektor. Mehr als in Deutschland fungiert sie mithin als offizielle Legitimation für die ersten 

Gehversuche in Richtung eines „welfare mix“ mit Kapitaldeckungskomponente. 

 

3. Institutionelle Dynamik mit und ohne Sinneswandel 

Man kann die Entwicklungen in Deutschland und Frankreich unterschiedlich lesen: Einerseits 

scheint es, dass nur in Deutschland – und zwar weit gehend unangefochten – das Ziel der 

Lebensstandardsicherung für den Bereich der gesetzlichen bzw. umlagefinanzierten Alters-

sicherung als unhaltbar deklariert und deshalb aufgegeben wird, während in Frankreich die 

Vorstellung zu dominieren scheint, dass demografiebedingte Einbußen an gesetzlichen Ren-

tenleistungen durch eine Lebensarbeitszeitverlängerung in Grenzen gehalten werden kön-

nen.101 Jenseits des Rheins scheint die kollektive, lebensstandardsichernde Alterssicherung 

                                                 
101 Letzteres ist ja mittlerweile auch eine deutsche Reformvision, allerdings zusätzlich zur Riester-
Reform. 
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als symbolische Norm weitgehend unangetastet, während sie in Deutschland mittlerweile 

durchsetzt ist mit einer Semantik der Eigenverantwortung nach angelsächsischem Vorbild. 

Andererseits entwickeln sich die Rentensysteme materiell durchaus in eine ähnliche Rich-

tung, wenn man von der – sicherlich nicht unwesentlichen – Strukturdifferenz einer durch die 

Sozialpartner in Eigenregie verwalteten, umlagefinanzierten Zusatzverssicherung absieht, 

die zum Kernrepertoire des französischen Sozialmodells gehört. Auch in Frankreich sind nun 

explizit Instrumente der privaten, kapitalgedeckten Altersvorsorge auf individueller oder be-

trieblicher Ebene eingeführt worden – wiewohl diese Instrumente von maßgeblicher Seite 

(den Gewerkschaften, denen auf der betrieblichen bzw. Branchenebene  eine Vetoposition 

eingeräumt worden ist) anders gelesen und von der Durchschnittsbevölkerung bislang als 

marginal erfahren werden. Im Hinblick auf die Richtung der Systementwicklung unterscheidet 

sich die institutionelle Dynamik der jeweiligen Rentensysteme indes nur in Nuancen – sie 

verweist in beiden Ländern auf die Etablierung eines (neuen) „welfare mix“ der Alterssiche-

rung. 

Aber es scheint, dass diese Nuancen nicht bedeutungslos sind. Symbolisch summieren sich 

die Differenzen zu markanten Kulturunterschieden mit wahrnehmbaren Nebenwirkungen. In 

Frankreich wird die Lebensstandardsicherungsfunktion des obligatorischen Rente allenfalls 

implizit infrage gestellt, was u.a. dazu führt, dass bedarfsorientierte Mindestsicherungsziele 

gerade in Zeichen rentenpolitischer Verunsicherung als gezielt zu garantierender Bestandteil 

des „welfare mix“ begriffen werden. Damit korrespondiert die Auslagerung der „Privatisie-

rung“ auf den Nebenschauplatz Arbeitnehmervermögensbildung, wohingegen von der „Ries-

ter-Rente“ weitaus stärkere Signale in Richtung Systemtransformation ausgehen. Dort, wo 

Franzosen offen(siv) über kapitalgedeckte Formen der Daseinsvorsorge nachdenken, erfolgt 

dies normativ – nicht unbedingt materiell – im Bewusstsein der Folgen einer auf Finanzmärk-

te ausgerichteten Daseinsvorsorge, i.e. der sozialen Folgeprobleme einer auf Renditemaxi-

mierung ausgerichteten Anlagepolitik institutioneller Investoren. Jedenfalls sticht die außer-

ordentliche große symbolische Bedeutung der Strategie nachhaltiger Kapitalveranlagung ins 

Auge, sowohl bei der Positionierung der Gewerkschaften als auch im Hinblick auf institutio-

nelle Festlegungen im Bereich des o.g. Reservefonds und des Zusatzsystems für die öffent-

lichen Angestellten.102 

In Deutschland wie in Frankreich wird bei der Aufwertung der kapitalgedeckten Altersvorsor-

ge gezielt auf die Tradition korporatistischer industrieller Beziehungen zurückgegriffen, was 

aufgrund der (in der Vergangenheit!) dichteren Beziehungen zwischen Arbeit und Kapital in 

                                                 
102 Ein vielleicht nicht unwesentliches Detail im Hinblick auf die neuen individuellen Formen kapitalge-
deckter Altersvorsorge in Frankreich besteht darin, dass zu Zwecken der Kontrolle von Anlagemana-
gern die Gesamtheit aller Anleger eine Art Genossenschaft gründen und unabhängige Aufsichtsgre-
mien installieren muss – was in der Praxis häufig darauf hinausläuft, dass die in die Privatvorsorge 
involvierten Versicherungsunternehmen solche Gremien installieren und strategisch besetzen… 



 110 

Deutschland leichter fällt als in Frankreich. Offenbar gilt vielen die betriebliche Organisations-

form als Puffer zu den Kräften eines entfesselten Finanzmarkts. Hier zu Lande scheint es 

allerdings nicht so, dass die Erosion der gesetzlichen Versorgung dadurch symbolisch voll-

ständig aufgefangen wird – immerhin spielt die individualisierte Riester-Rente in der 

(ver)öffentlich(t)en Meinung eine ebenso wichtige Rolle. In Frankreich erhält die Ebene der 

Sozialpartner eine ähnliche „Mission“, aber institutionell bedingt (Verzicht auf Zulagen, Be-

grenzung der Attraktivität der individuellen steuerlichen Förderung auf den höheren Mit-

telstand) bleibt die individuelle Eigenvorsorge auch symbolisch marginal. 

Man kann die Kulturdifferenz dahingehend zuspitzen, dass die institutionelle Dynamik der 

Rentensysteme beider Länder materiell ähnlich ist, sich aber hier mit und dort ohne Sin-

nenswandel vollzieht. Und es gibt Anzeichen dafür, dass dieser „weiche Unterschied“ harte 

Konsequenzen zeitigt: Jedenfalls scheint es jenseits des Rheins einen höheren Druck auf die 

Suche nach mit dem Modell einer kollektiven, umlagefinanzierten Alterssicherung vereinba-

ren Problemlösungen zu geben. Anfang 2006 hat Präsident Chirac (der bekanntlich dem 

bürgerlichen Lager zuzurechnen ist) eine Kommission einrichten lassen, die nach Möglich-

keiten der Umstellung der Finanzierungsbasis der sozialen Daseinsvorsorge fahnden soll. 

Dabei geht es v.a. um eine veränderte Bemessung der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi-

cherung, die der einseitigen Belastung lohnarbeitsintensiver Branchen sowie der geringen 

Berücksichtigung der relativen Profitabilität von Wirtschaftsaktivitäten entgegenwirken soll. 

Unabhängig davon, wie weit den Arbeiten dieser Kommission gefolgt werden wird, kommt 

darin zum Ausdruck, dass es in Frankreich eine vergleichsweise stärkere Tendenz hin zu 

Lösungen innerhalb des tradierten Sozialmodells gibt als in Deutschland, wo solche Lösun-

gen allgemein kategorisch ausgeschlossen werden. Hier zu Lande scheint es vielmehr so, 

als sei mit dem Riester-Modell ein neuer institutioneller Pfad beschritten worden, der nun 

seine besondere Eigendynamik entfaltet. Jedenfalls plädieren in Deutschland die unter-

schiedlichsten gesellschaftlichen Kräfte gegenwärtig nicht nur dafür, dieses Modell zu konso-

lidieren und attraktiver auszugestalten, sondern auch auf andere Bereiche der Daseinsvor-

sorge – konkret: die Pflegeversicherung – zu übertragen. Kleine Unterschiede können also 

große Folgen haben. 
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Drittmittelprojekte – Forschungsförderung durch die Europäische Kommission 

Christina Stecker, Deutsche Rentenversicherung Bund 

 

Spätestens seit Beginn der 1990er Jahre wird in den westlichen Industriegesellschaften über 

den demographischen Wandel und seine langfristigen Implikationen insbesondere für Ar-

beitsmarkt und soziale Sicherungssysteme diskutiert. Die Europäische Kommission hat mit 

ihrer Erklärung von Lissabon aus dem Jahre 2000 die Thematik aufgegriffen und zum Ge-

genstand ihrer Förderung im Rahmen des Europäischen Sozialfonds (ESF) gemacht. Ent-

sprechend dem sechsten ESF-Rahmenprogramm im Programmplanungszeitraum 2000-

2006 werden in erster Linie Maßnahmen zur Bekämpfung und Vermeidung der Arbeitslosig-

keit sowie zur Entwicklung der Humanressourcen und der sozialen Integration in den Ar-

beitsmarkt unterstützt (Artikel 6 ESF-Verordnung). In den Beschlüssen des Europäischen 

Rats 2001 in Stockholm wurde bis 2010 eine Beschäftigungsquote für ältere Arbeitnehmer 

von 50 % als Zielgröße anvisiert (vgl. Stecker 2004); gegenwärtig liegt diese Quote europa-

weit bei 42,5 %. Deutschland wurde in diesem Zusammenhang explizit von der Europäi-

schen Kommission aufgefordert, Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer 

zu ergreifen. 

Wenngleich das Thema „Drittmittelprojekte“ angesichts der Hauptaufgabe des Forschungs-

netzwerkes Alterssicherung (FNA) – die Vergabe und nicht die Antragstellung von For-

schungsprojekten – zunächst erstaunen mag, so erklärt sich dessen Evidenz vor diesem 

Hintergrund. Angesichts des skizzierten europäischen Benchmarkings im Rahmen der offe-

nen Methode der Koordinierung (OMK) oder der Europäischen Beschäftigungsstrategie 

(EBS) und der Internationalisierung der Alterssicherungsdebatten (Stichwort: Mehrsäulen-

modell der Weltbank) wird auch die „Europäische und internationale Alterssicherungspolitik“ 

als einer der fünf thematischen Schwerpunkte des FNA für die Alterssicherung hierzulande 

an Bedeutung gewinnen. Zudem gibt es nicht nur gute Gründe für eine Forschungsförderung 

und -kooperation in Fragen der Alterssicherung, sondern auch für die aktive Beteiligung an 

Forschungsprojekten, etwa im Rahmen der Datenauswertung oder bei der Definition von 

Forschungsinhalten, die für die Rentenversicherung von Relevanz sind. Im nachfolgenden 

Beitrag werden die Hintergründe der Forschungsförderung durch die Europäische Kommis-

sion dargelegt (Abschnitt 1), bevor auf die Inhalte, Ziele und Befunde des Drittmittelprojektes 

„Smart Region“ detaillierter eingegangen werden soll (Abschnitt 2). Daran anschließend wer-

den die thematischen Querverbindungen zu den derzeit geförderten Forschungsprojekten im 

Rahmen des FNA aufgezeigt (Abschnitt 3). Abgerundet wird der Beitrag mit einem kurzen 

Ausblick hinsichtlich der Ergebnisse aus dem Projekt sowie einer Rückbindung an die Euro-

päische Beschäftigungspolitik einschließlich der darin enthaltenen Zielvorgaben (Abschnitt 

4).  
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1.  Forschungsförderung durch die Europäische Kommission 

Die Europäische Union (EU) hat sich die Förderung der regionalen Angleichung des Lebens-

standards und des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts in ihrem Gemeinschaftsge-

biet zur Aufgabe gemacht. Das wichtigste Finanzierungsinstrument der EU bilden dabei die 

Strukturfonds, die sich in einen Sozialfonds (ESF), einen europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung (EFRE), ein Finanzinstrument zur Förderung der Fischerei (FIAF) und einen 

Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) aufgliedern. Im Mittelpunkt 

des Sozialfonds (ESF) stehen die Modernisierung der allgemeinen und beruflichen Bildungs- 

und Ausbildungssysteme sowie die Anpassung der politischen Konzepte für Bildung und Be-

schäftigung. Der ESF stellt damit das wichtigste Instrument der Europäischen Union für die 

Entwicklung der Humanressourcen und der Verbesserung der Funktion des Arbeitsmarktes 

dar, worunter auch Maßnahmen zur Vermeidung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und 

sozialer Ausgrenzung gefasst werden. Als ältester der vier Strukturfonds der Europäischen 

Union wurde der Europäische Sozialfonds (European Social Fund, ESF) bereits 1957 ge-

gründet. Er stützt sich auf Artikel 123 der Römischen Verträge, der die Verbesserung der 

Arbeitsmöglichkeiten in der EU über die Förderung der Beschäftigung sowie der geogra-

fischen und qualitativen Mobilität der Arbeitnehmer vorsieht. Im Rahmen der europäischen 

Beschäftigungsstrategien und Leitlinien unterstützt der ESF die von jedem Mitgliedstaat im 

jährlichen Nationalen Aktionsplan für Beschäftigung (NAP) dargelegten Aktionen und Umset-

zungsstrategien (vgl. ausführlich Stecker/Faik 2005).  

 

1.1  Innovative Maßnahmen nach Artikel 6 des Europäischen Sozialfonds  

Mit Mitteln des ESF werden über konkrete Aktionen hinaus jedoch auch innovative Maß-

nahmen gefördert, die der Erforschung von neuen inhaltlichen oder organisatorischen Ansät-

zen im Beschäftigungsbereich dienen und Vorschläge für mögliche künftige Politiken und 

Programme beinhalten. Mittels dieser so genannten Artikel-6-Maßnahmen und -Zuschüsse 

werden besonders Pilotprojekte und Studien sowie der Erfahrungs- und Informationsaus-

tausch gefördert (vgl. Europäische Kommission 2001, 2004, 2005; Europäische Union 2005).  

Innovative Maßnahmen, die gemäß Artikel 6 ESF als förderwürdig anerkannt werden, sind 

stets an einen thematisch von der Europäischen Kommission abgesteckten Rahmen – Pro-

grammplanungszeiträume – gebunden. Aktuell stehen umfassende Strategien zur Verlänger-

ung des Erwerbslebens im Zentrum der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS) und 

der beschäftigungspolitischen Leitlinien wie auch im Mittelpunkt der Offenen Methode der 

Koordinierung (OMK), hier insbesondere auf dem Feld der Rentenpolitik. Der Zusammen-

hang zwischen Beschäftigung und Bevölkerungsalterung schlägt sich in vermehrten Maß-

nahmen zur Förderung des „aktiven Alterns“ nieder. Für die Jahre 2004 bis 2006 wurde da-



 115

her von der Kommission das Thema „Innovative Ansätze zur Bewältigung des Wandels“ zur 

ESF-Artikel-6-Förderung aufgelegt (gemäß EU-Haushaltslinie B2-1630), wobei sich die för-

derfähigen innovativen Maßnahmen in zwei spezifische Unterthemen aufgliedern: 

- Die Bewältigung des demografischen Wandels mit dem Ziel, innovative Initiativen zur Förderung 

des aktiven Alterns und zur Steigerung der Beschäftigungsquote älterer Arbeitnehmer zu unter-

stützen sowie  

- das Management der Umstrukturierung mit dem Ziel, innovative Lösungen bei der Umstrukturie-

rung durch Verbesserung der Anpassungs- und Antizipationsfähigkeit von Arbeitnehmern, Unter-

nehmen und Behörden zu fördern. 

 

1.2  Relevanz und Handlungsoption für die Rentenversicherung 

Gerade für die gesetzliche Rentenversicherung ist das erstgenannte Thema besonders rele-

vant – nicht zuletzt vor dem Hintergrund der jüngsten Reformen und der aktuellen Rentenre-

formdiskussion (mit den Stichworten Absenkung des Rentenniveaus, Anhebung des gesetz-

lichen Renteneintrittsalters und verstärkte Abkehr von der bisherigen Frühverrentungspra-

xis). Die Bedeutung dieses Schwerpunktes wird auch daran deutlich, dass das FNA die Er-

werbsbeteiligung Älterer in verschiedenen Projekten aufgegriffen hat (vgl. Abschnitt 3). Für 

den Erfolg eines politischen Gesamtkonzepts, das sich die Abkehr von der Frühverrentungs-

praxis und die Förderung der Beschäftigung Älterer und allgemein der Beschäftigungsfähig-

keit alternder Belegschaften zur Aufgabe macht, erscheint auch ein aktives Engagement der 

Sozialpartner und der sozialpolitischen Institutionen insbesondere im Hinblick auf staatliche 

Strategien und Verfahren zur Förderung des aktiven Alterns unabdingbar.  

Vor diesem Hintergrund folgte der ehemalige Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 

(VDR) der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zum Thema „Innovative Ansätze 

zur Bewältigung des Wandels“ (VP/2003/021) der Europäischen Kommission (Amtsblatt 

C262/22 vom 31. Oktober 2003). Gemeinsam mit seinen Projektpartnern reichte der VDR 

zur Antragsfrist 18. Februar 2004 den Projektantrag „Smart Region – Alternsgerechtes Arbei-

ten in innovativen Regionen“ (VP/2004/0331) in Brüssel ein.103 Antragsberechtigt im Sinne 

des ESF sind auf europäischer, nationaler, regionaler oder lokaler Ebene tätige Organisatio-

nen der Sozialpartner, öffentliche und private Unternehmen, Organisationen ohne Erwerbs-

zweck, Einrichtungen für die allgemeine und berufliche Bildung sowie Behörden und Verwal-

tungen, die auf der regionalen NUTS-3-Ebene tätig und in einem EU-15-Mitgliedsland an-
                                                 
103 Die amtliche Kurzbeschreibung des Projekts findet sich auf den Internetseiten der Europäischen 
Kommission unter http://ec.europa.eu/employment_social/esf2000/article_6_2000_2006_mc_ 
projects_de.html. Umfassende Informationen und Materialien zum Download sind auf der projekteige-
nen Seite www.smartregion.net dargestellt; einen Überblick bietet auch das Forschungsportal der 
Deutschen Rentenversicherung unter der Rubrik „Smart Region“ (http://forschung.deutsche-
rentenversicherung.de). 
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sässig sind. Als förderfähige Anträge gelten nur Maßnahmen mit transnationalem Charakter 

bzw. die Teilnahme von Organisationen aus mindestens zwei Mitgliedstaaten der ursprüng-

lichen EU-15-Mitgliedsländer, wobei entsprechende Organisationen aus den neuen Beitritts-

ländern (EU-25) an Seminaren, Konferenzen und Austauschmaßnahmen teilnehmen sollen. 

Aus insgesamt 219 Vorschlägen, darunter lediglich 100 als förderfähig anerkannten, wurde 

der VDR-Projektvorschlag durch das federführende Referat EMPL/C/4 sowie einem mit ex-

ternen Experten eingesetzten Bewertungsausschuss als eines von europaweit 14 Projekten 

zum ersten Unterschwerpunkt im Planungszeitraum 2004 bis 2006 zur Förderung ausge-

wählt. Die anvisierte Projektsumme von knapp 2 Millionen Euro wie auch die Federführung 

durch den VDR im Rahmen einer Kooperation mit mehreren nationalen und internationalen 

Projektpartnern machen die besondere Attraktivität dieses Forschungsantrages auf europäi-

scher Ebene aus. Der VDR bzw. seit 1. Oktober 2005 die Deutsche Rentenversicherung 

Bund als finanzverantwortlicher Projektträger und -koordinator übernimmt in dem zweijähri-

gen Projekt die Leitung der Projektaktivitäten und die Kommunikation mit der Europäischen 

Kommission und im Projektnetzwerk u. a. im Rahmen eines Lenkungsausschusses, die Mit-

telverwaltung und das Controlling, die unterstützende Verbreitung und das Mainstreaming 

der Ergebnisse, die das Verfassen und die Herausgabe von wissenschaftlichen Publikatio-

nen und die Durchführung von zwei internationalen Konferenzen (vgl. Stecker 2005) sowie 

als zentralen inhaltlichen Aspekt die eigene Forschung: neben Sekundäranalysen und Sys-

temvergleichen insbesondere Regionalanalysen aus den prozessproduzierten Daten der 

Rentenversicherung (Übersicht 1).  

Übersicht 1: Projektstruktur und Aufgaben der Partner 

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund, Geschäftsbereich Forschung, Entwicklung und Statistik. 
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2. Inhalt und Ziele des ESF-Art.-6-Projektes Smart Region 

Die bevorstehende Zunahme des Anteils der geburtenstarken Jahrgänge der 1960er Jahre 

(die so genannte Generation der „Babyboomer“), die in den nächsten Jahren ältere Arbeit-

nehmerInnen sein werden, erfordert „nicht nur (…), dass ein höherer Anteil der heute 55–64-

Jährigen im Arbeitsleben verbleibt, sondern auch, dass ein viel größerer Anteil derjenigen, 

die heute in ihren Vierzigern oder Fünfzigern stehen, länger arbeitet“ (Taskforce Beschäfti-

gung 2003: 9; vgl. auch Übersicht 2).  

Übersicht 2: Altersstruktur der deutschen Bevölkerung im Jahr 2002, 2010 und 2020 
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis des Statistischen Bundesamtes, 10. Koordinierte Bevölkerungs-
vorausberechnung, Variante 5, Angaben in absoluten Zahlen. 

Um dieser doppelten demographischen Herausforderung zu begegnen, verfolgte das umset-

zungsorientierte EU-Projekt Smart Region folgenden innovativen Ansatz: 

- „integrierte“ Betrachtung der Ursachen von Frühverrentung bzw. niedrigen Beschäfti-

gungsquoten Älterer wie auch der entsprechenden Umsetzungsmaßnahmen, 

- „systematische“ Analyse und Auswahl der Maßnahmen, Erprobung und Identifizierung 

von „good-practice“-Beispielen sowie zielgerichteter Transfer der Ergebnisse (bis auf die 

europäische Ebene – „Europäischer Mehrwert“). 

Die wissenschaftliche Untersuchung und Reflexion, Maßnahmenplanung, Erprobung und 

Evaluierung fand auf den vier Ebenen nationale Rahmenbedingungen, regionale Besonder-

heiten, betriebliche und individuelle Ebene statt. Die hierbei zugrunde gelegten Annahmen, 

Ziele und spezifische Nutzen werden nachfolgend skizziert. 
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Individuelle Ebene: Alter(n)sgerechte Entwicklung der Humanressourcen 
Für eine zielgerichtete Entwicklung der Humanressourcen ist die Erhaltung der Arbeitsfähigkeit, d.h. 
der körperlichen, geistigen und seelischen Voraussetzungen sowie die Motivation zur Arbeitserfüllung, 
eine Grundvoraussetzung. Für alternde bzw. ältere Beschäftigte beinhaltet dies die Schaffung von 
Voraussetzungen für ein aktives Altern, auch zur Steigerung der Verbleibdauer im Betrieb bzw. auf 
dem Arbeitsmarkt. Damit sind zugleich auch Prävention und Rehabilitation als zentrale Kategorien 
angesprochen. Um ein „lebenslanges Lernen“ zu ermöglichen, bedarf es beispielsweise eines verbes-
serten und passgenaueren Angebotes an alternsgerechter Erwachsenenbildung (sowohl inner- als 
auch außerbetrieblich), die von einer höheren Bereitschaft zur Teilnahme an Weiterbildungs- bzw. 
Qualifizierungsangeboten zur Vermeidung von möglichen zukünftigen Qualifikationsdefiziten flankiert 
sein müssen. Angemessene, alter(n)sgerechte Arbeitsbedingungen am Arbeitsplatz wie in den Tätig-
keitsinhalten und eine verbesserte Integration in die betrieblichen Arbeitsabläufe dienen letztlich auch 
einer höheren Zufriedenheit im Berufsleben.  
Betriebliche Ebene: Stärkung der personalwirtschaftlichen Strategiekompetenz 
Die gesellschaftlich gewünschte und demographisch geforderte Verhaltensänderung in Bezug auf die 
Beschäftigung älterer MitarbeiterInnen wird in den Unternehmen nur dann gelingen, wenn darin ein 
Nutzen für den Betrieb und Vorteile beim Erreichen von zentralen Unternehmenszielen gesehen 
werden. Zudem ermöglicht eine verlängerte Erwerbsphase einen intensivierten Austausch 
vorhandener Wissens- und Erfahrungsbestände zwischen den Generationen, die auf betrieblicher 
Ebene zu effektiveren Strukturen des Wissensmanagements (Erschließung impliziten Wissens) und 
damit zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe beitragen können. Großbetriebe verfügen 
bereits über professionelle Personalentwicklungsstrukturen, während qualitative und quantitative 
Personalplanung in der Mehrzahl der kleinen und mittleren Unternehmen (KMUs) selten zu finden ist. 
Zentrales Ziel des umsetzungsorientierten Projektes ist es daher, Instrumente einer systematischen 
Personalentwicklung zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit und Beschäftigung Älterer für KMUs zu nutzen, 
zu entwickeln und zu erproben. Eine Chance bieten dabei auch regionale Unternehmensnetzwerke, in 
denen Austausch, Know-how-Transfer und gemeinsames Lernen stattfinden können. 
Ebene der Regionen: Induzierung nachhaltiger Verhaltensänderungen 
Es ist eine der Hauptthese des umsetzungsorientierten Projektes, dass regionale Maßnahmen 
wirkungsvoller sein können als Makrostrategien. Denn auf der regionalen Ebene lassen sich konkret 
die mit dem demographischen Wandel einhergehenden Probleme, beispielsweise lokale Mismatches 
am Arbeitsmarkt, darstellen und damit die lokalen Akteure für die Thematik öffnen. Im regionalen 
Kontext, mit konkreten betrieblichen Beispielen und kleinräumigen Prognoserechnungen, lassen sich 
die bevorstehenden demographischen Veränderungen eingängig aufzeigen und nachhaltige 
Verhaltensänderungen induzieren. Ziel des Projektes ist es gerade auch unter dem 
Nachhaltigkeitsaspekt die regionalen Kompetenz zu stärken und zum Ausbau von Sensibilisierungs- 
wie Umsetzungsnetzwerken beizutragen, die für eine nachhaltige Sensibilisierung regionaler Akteure 
unerlässlich sind. Die vorgesehenen regionalen und überregionalen Veranstaltungen zielen darauf ab, 
nicht nur Sensibilisierung und Information und Mulitplikatorenschulung zu erreichen, sondern 
Netzwerke von Akteuren anzuregen, um sich des Themas auf Dauer anzunehmen.  
Nationale Ebene: Antizipation der Alterungs- und Beschäftigungstrends 
Da sich die demographischen Wandlungsprozesse in absehbarer Zeit aufgrund der geburtenstarken 
Jahrgänge der 1960er Jahre eher verschärfen werden sind Informationen über relevante 
Einflussgrößen und erfolgreiche Praktiken gerade auch für nationale EntscheidungsträgerInnen 
relevant. Zudem sind die Ergebnisse des Projektes, besonders die identifizierten Tools und „good-
practice“-Beispiele für die Aktionen des Europäischen Sozialfonds und der nationalen Beschäfti-
gungspolitik im Sinne einer Übertragbarkeit auf andere europäische Regionen von Interesse (europäi-
scher Mehrwert). Schließlich ergeben sich gerade aus dem transnationalen Vergleich sozialversiche-
rungsrechtlicher Rahmenbedingungen für politische EntscheidungsträgerInnen Anknüpfungspunkte 
für Reformen oder veränderte Praktiken.  
Quelle: Eigene Zusammenstellung („Smart Region“, VP/2004/0331). 

Zusammengefasst stand die Rolle der Frühverrentung im Kontext des Einflusses der demo-

graphischen Entwicklungen auf regionale Arbeitsmärkte in acht Untersuchungsregionen bei 

Smart Region im Zentrum. Hierbei ging es unter präventiven Gesichtspunkten um alters- und 

alternsgerechtes Arbeiten für alle Beschäftigten und Altersgruppen (vgl. zu den ersten Er-

gebnissen Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) 2005). Damit dienten die 
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mit dem Projekt Smart Region zu erzielenden Ergebnisse unmittelbar der Flankierung des 

demographischen Wandels. Durch die Verknüpfung von positiv auf die Beschäftigungsfähig-

keit Älterer wirkenden Maßnahmen mit Sensibilisierung von größerer Breite regionaler Akteu-

re wurden nachhaltige Umstrukturierungsprozesse in den fokussierten Betrieben und dar-

über hinaus angeschoben. Sie stellen somit eine Grundvoraussetzung für eine nachhaltige 

Umsteuerung in der Personalpolitik gegenüber Älteren dar. Ein solches Vorgehen wirkt sich 

grundlegend positiv auf die Verlängerung der Beschäftigungsphase von älteren Erwerbstäti-

gen aus. Durch die Erprobung der Maßnahmen wurde modellhaft gezeigt, welche Impulse 

für betriebliche Wertschöpfungsprozesse von dem besseren Einsatz der Leistungsfähigkeit 

Älterer ausgehen können. Die Schwerpunktaufgabe (gemäß Ausschreibungs-Leitfaden, Zif-

fer 38) einer „Antizipation von Alterungs- und Beschäftigungstrends“ wird so nicht nur für die 

ausgewählten Regionen, sondern umfassender für die Länderebene möglich und nutzbar. 

Die Summe von Verhaltensänderungen einzelner Betriebe und einzelner Personen führt 

schließlich zu veränderten Ergebnissen auf regionaler und gesellschaftlicher Ebene. Die 

nachfolgende Übersicht 2 fasst die wichtigsten Eckdaten zu Smart Region noch einmal im 

Überblick zusammen: 

Übersicht 2: Projektziele, innovativer Forschungsansatz, Laufzeit und Volumen 

Ziel des  
Projektes  

Systematische Analyse der Ursachen für Frühverrentung bzw. niedrige Beschäfti-
gungsquoten Älterer; Definition, Erprobung, Evaluation und Standardisierung innova-
tiver Gestaltungselemente für eine Verlängerung der Beschäftigung von 35–
45Jährigen und Älteren zur Flankierung des demografischen Wandels (anwendungs-
orientiertes Projekt, „Good-Practice“-Beispiele) 

Innovativer  
Forschungs-
ansatz  

Wissenschaftliche Analyse auf vier Ebenen: Nationale Rahmenbedingungen, regio-
nale Besonderheiten, betriebliche und individuelle Ebene (integrierter Ansatz) 
Transnationaler Vergleich von integrierten Maßnahmenbündeln in 8 Pilotregionen (2 
in Österreich, 4 in Deutschland, 2 in Portugal; mit Beobachterstatus: Slowenien und 
Polen) 
Sensibilisierung und Aktivierung regionaler Akteure, Verbreitung und Mainstreaming 
der Projektergebnisse durch Netzwerkgründung (Datenbank, Newsletter, Publikatio-
nen) und zwei internationale Konferenzen mit Beteiligung von Ministerien, regionalen 
Arbeitsämtern und osteuropäischen Ländern 

Projektlaufzeit  24 Monate (01.12.2004 bis 30.11.2006) 

Projektvolumen  1.802.788 Euro 
Quelle: Eigene Zusammenstellung („Smart Region“, VP/2004/0331). 

Wie die Erfahrungen aus der Umsetzungspraxis in den acht ausgewählten Smart Regions 

wie auch die seitens der Deutschen Rentenversicherung Bund durchgeführte Multiplikato-

renbefragung zeigte, bedarf es weiterhin – entgegen der allgemeinen Meinung – einer ver-

tieften Aufklärung und Sensibilisierung für die teilweise regional wie national sehr unter-

schiedliche Entwicklung der Demographie und Bevölkerungsalterung (siehe Kapitel 4). Die 

Deutsche Rentenversicherung Bund nutzte in diesem Zusammenhang bereits intensiv ihre 

institutionelle Eingebundenheit im Rahmen der Sozialpartner, der Gremien und Kontakte zu 



 120 

den Ministerien sowie die Kooperationen mit der Wissenschaft für das Mainstreaming der 

Ergebnisse aus Smart Region. Aufgrund der regionalen Gliederung der Deutschen Renten-

versicherung sind weitere Mainstreamingmaßnahmen geplant, da die bisherigen Erfolge und 

Erfahrungen des Projektes gerade seitens der Regionalträger von großem Interesse und 

Nutzen sind.  

Die gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen aus dem Umsetzungsprozess aus dem Pro-

jekt Smart Region sind Gegenstand des Schlusskapitels. An dieser Stelle werden zunächst 

die im Forschungsnetzwerk Alterssicherung derzeit geförderte Projekte zur Thematik „Er-

werbsbeteiligung Älterer“ vorgestellt, um etwaige Querverbindungen und Ergänzungen zu 

eruieren. 

 

3. „Erwerbsbeteiligung Älterer“ als Thema laufender FNA-Projekte 

Untersuchungen zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit und Umkehr der Frühverrentungs-

praxis wurden bereits auf der FNA-Beiratssitzung 1/2001 am 06.09.2001 als für die Renten-

versicherung relevantes Anliegen benannt, welches in der Form einer Ausschreibung geför-

dert werden sollte. In der FNA-Beiratssitzung 1/2002 empfahl der Beirat, das Thema auf der 

FNA-Jahrestagung 2002 „Arbeitsmarkt und Alterssicherung“ am 06.12.2002 in Dresden-

Radebeul zunächst aus verschiedenen Blickwinkeln zu beleuchten.104 Nach intensiver Dis-

kussion bezüglich der zu analysierenden Einflussfaktoren wurde schließlich im Frühjahr 2004 

die Projektausschreibung mit folgenden Schwerpunkten lanciert (siehe Übersicht 3). 

                                                 
104  Die Beiträge zur FNA-Jahrestagung 2002 sind erschienen in der DRV-Schriftenreihe Band 42 

(Arbeitsmarkt und Alterssicherung) und Band 43 (Labour Market and Pensions) 2003. 
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Übersicht 3: Auszug aus der FNA-Projektausschreibung 

VDR      FNA 
Projektausschreibung 

Im Rahmen des Forschungsnetzwerks Alterssicherung (FNA) des Verbandes Deutscher Rentenver-
sicherungsträger (VDR) wird hiermit folgendes Projekt ausgeschrieben: 

„Beschäftigungsmöglichkeiten für ältere Arbeitnehmer 
und ihre Auswirkungen auf die Sicherung im Alter“. 

Dieses Forschungsprojekt soll die ökonomischen Anreizsysteme im Rentenrecht bzw. bei Rechtsän-
derungen (z. B. in Form der Anhebung von Altersgrenzen) ebenso wie arbeitsmarktbezogene Rege-
lungen im Hinblick auf die Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer (ab 55 Jahren) in um-
fassender Weise thematisieren. Primär sollen quantitative Hintergrundinformationen gewonnen wer-
den, die durch ein geeignetes Befragungs- und Erhebungsdesign zu ermitteln sind.  
Als Einflussfaktoren sollten u. a. analysiert werden: 

• Die bislang erworbenen Anwartschaften und das individuelle Rentenniveau, 
• weitere Alterseinkommen sowie das Vermögen (auch im Haushaltszusammenhang), 
• die Familien-/Haushaltssituation, 
• arbeitgeberbezogene Ansätze in Bezug auf die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer, 
• das Angebot und die Nutzung von Altersteilzeit, 
• die Frage nach einem seniorengerechten Arbeitsplatz, 
• die Qualifikation der älteren Arbeitnehmer, 
• die Arbeitsmotivation und 
• die individuelle Gesundheitssituation. 

Die beispielhaft genannten Einflussfaktoren sind zwar bereits wissenschaftlich bearbeitet worden. Es 
fehlen in der Wissenschaft bislang aber noch eine über Partialanalysen hinausgehende systemati-
sche Gesamtbetrachtung sowie empirisch fundierte Analysen. Ziel ist es insbesondere, die Beschäf-
tigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer und die Auswirkungen auf die Sicherung im Alter bzw. bei 
Erwerbsminderung empirisch zu quantifizieren und typologisch zu beschreiben. 
Quelle: Auszug aus der Veröffentlichung in DRV 3/2004. 

Die in der Ausschreibung genannten sozial-, arbeitsmarktpolitischen und personalwirtschaft-

lichen Interventionsmöglichkeiten zur Verbesserung der Erwerbsbeteiligung Älterer werden 

im nachfolgend skizzierten Projekt untersucht. Im Anschluss daran werden drei weitere FNA-

Projekte zum Themenspektrum vorgestellt.  

 
3.1 „Beschäftigungsmöglichkeiten für ältere Arbeitnehmer und ihre Auswirkungen  
         auf die Sicherung im Alter“ 105 

Aufgrund des Ineinandergreifens unterschiedlicher und komplexer Prozesse der Einflussfak-

toren auf die Erwerbstätigkeit älterer Arbeitnehmer erfolgte seitens der Projektnehmer der 

Ausschreibung die Strukturierung in vier Themenfelder: erstens institutionelle Rahmenbedin-

gungen und Anreize, zweitens das Arbeitsangebot im Haushaltskontext, drittens die Arbeits-

nachfrage durch betriebliche Strategien. In einem abschließenden Schritt sollen viertens die 

Ergebnisse zu den ermittelten Einflussfaktoren in Form von Szenarien integriert und Wech-

selwirkungen herausgearbeitet werden, die den Verbleib älterer Arbeitnehmer in Erwerbstä-

tigkeit bzw. deren Übergang in den Ruhestand beeinflussen. Als entscheidende Faktoren 

institutioneller Anreizstrukturen für Beschäftigte und Betriebe gelten das Rentenrecht, das 
                                                 
105 Projektnehmer sind Prof. Dr. Gerhard Bäcker (Universität Duisburg-Essen) und PD Dr. Matthias 

Knuth (Institut für Arbeit und Technik). Vgl. auch den Werkstattbericht der Projektnehmer in Teil II 
dieses Bandes.  
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Arbeitsförderungsrecht und arbeitsrechtliche Regelungen wie das Altersteilzeit-Gesetz sowie 

die Regelungen zur Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung. Dem-

gegenüber sind diese Faktoren in Anbetracht der Familien- und Haushaltssituation bei-

spielsweise das Einkommen anderer Haushaltsmitglieder, die Vermögenssituation und die 

Rollenverteilung und Partnerschaftskonzepte bei der Pflege von Familienmitgliedern und bei 

der Betreuung von Enkelkindern. Als arbeitsplatzbezogene und personalstrategischen Ein-

flussfaktoren auf die Erwerbstätigkeit Älterer sind etwa die Qualifikation, die Arbeitsmotivati-

on und die individuelle Gesundheitssituation älterer Arbeitnehmer zu nennen, wie auch al-

tersgerechte Arbeitsplätze und Berufskarrieren. Schließlich soll nach diesen Sekundäranaly-

sen und einer (soziologischen) Gesamtbetrachtung eine Integration der Ergebnisse mittels 

der Szenariotechnik erfolgen. 

Im beschriebenen FNA-Projekt geht es im Wesentlichen darum, in retrospektiver empirischer 

Sicht die Ursachen für beobachtbare Verhaltensweisen bei Frühverrentung zu bestimmen 

(Kausalanalyse). Nicht enthalten sind die Erforschung beschäftigungspolitischer Maßnahmen 

und deren Umsetzung unter Berücksichtigung der institutionellen Akteure in anwendungs-

orientierter, prospektiver Sicht. Auch sind keine regionalen und supranationalen Differenzie-

rungen vorgesehen. Es erscheint jedoch sinnvoll, die Ursachen für bestimmte Verhaltens-

weisen, Anreizwirkungen oder auch Verhinderungsfaktoren für die (Nicht-)Beschäftigung 

Älterer im regionalen bzw. überstaatlichen Vergleich zu eruieren, da insbesondere dadurch 

good-practice-Beispiele aufgezeigt werden können. Dies erfolgte im EU-Projekt Smart Regi-

on, in welchem neben der systematischen Benennung der Gründe für die gängige Frühver-

rentungspraxis insbesondere innovative Gestaltungselemente für eine Verlängerung der Be-

schäftigung von heute 35–45Jährigen untersucht wurden. 

 

3.2  Betriebliche Effekte auf die Wahl des Renteneintrittalters 106 

Einen ähnlichen Fokus wie zuvor findet sich auch im zweiten FNA-Projekt. Hier stehen je-

doch primär die betrieblichen Einflüsse auf das Verrentungsgeschehen und auf die Dauer 

der Erwerbstätigkeit älterer Menschen im Zentrum der Analyse, die bislang eher nur rudi-

mentär erklärbar sind. Daher werden im Projekt insbesondere die Rolle der wirtschaftlichen 

Situation des Betriebes (erwartete Entwicklung des Geschäftsvolumens), die Personalpolitik 

(betriebliche Inanspruchnahme von öffentlicher Förderung wie Lohnkostenzuschüsse für 

ältere Arbeitnehmer) und der spezifische technische Fortschritt (Investitionen in Informations- 

und Kommunikationstechnologie) sowie die Weiterbildung (betriebliche Weiterbildung nach 

Qualifikationsgruppen) untersucht.  

                                                 
106 Projektnehmer ist Prof. Dr. Joachim Merz (Universität Lüneburg).  
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In Ergänzung zum erstgenannten Projekt richtet sich die Forschungsfragestellung hier nicht 

nur auf die persönlichen Präferenzen, Lebensumstände und rentenrechtliche Regelungen, 

sondern im besonderen auf die primär-empirische Analyse der betrieblichen Gegebenheiten 

und Bedingungen auf Seiten der Arbeitgeber, um zu quantitativen Aussagen über das Ge-

wicht betrieblicher Einflüsse auf das Verrentungsgeschehen zu gelangen. Erste Ergebnisse 

des Projektes, die anlässlich eines FNA-Workshops107 am 12. September 2006 diskutiert 

wurden, deuten darauf hin, dass u.a. in Ostdeutschland die Faktoren „Tarifbindung des Be-

triebes“ und „Existenz eines Betriebsrates“ negative Korrelationen zur Weiterbeschäftigung 

Älterer aufweisen. Erklärt werden könnte dies damit, dass Betriebsräte möglicherweise be-

triebliche Arrangements für einen „sozialverträglichen Personalabbau“ begünstigen. Weitere 

Ergebnisse des Projektes lassen darauf schließen, dass Unternehmen befristet Beschäftigte 

und Auszubildende als Anpassungsinstrument gegenüber konjunkturellen Schocks nutzen 

und damit eine schützende Wirkung gegenüber einem frühzeitigen Austritt Älterer aus den 

Betrieben entfalten. Insgesamt muss konstatiert werden, und die Befunde aus Smart Region 

deuten ebenfalls in diese Richtung, dass hinsichtlich der Thematik Demographie und altern-

de Belegschaften die Unternehmen noch unzureichend informiert sind oder keinen eigenen 

Handlungsbedarf sehen. Dies erschwert je nach demographischer, arbeitsmarktbedingter 

und wirtschaftlicher Situation der Untersuchungsregionen zugleich auch den Zugang zu den 

dort ansässigen Betrieben. Vor diesem Hintergrund war es ein zentrales Anliegen des um-

setzungsorientierten Projektes Smart Region, in den Betrieben auf Fragen der Gesundheits-

förderung, Prävention, sozialrechtliche Anreize zur Beschäftigung Älterer, Lebenslanges 

Lernen und Karriereplanung einzugehen, um die Betriebe zur Mitarbeit und Erprobung ein-

zelner Maßnahmen zu gewinnen.  

 
3.3  Diversity als Chance für die Rentenversicherer – Analyse zu einer höheren 

Akzeptanz älterer Erwerbstätiger in alternden Gesellschaften 108 

Das hier vorgestellte dritte FNA-Projekt untersucht altersdiskriminierende Einstellungsprakti-

ken von Betrieben und altersdiskriminierende Auswahlprozesse auf dem Arbeitsmarkt, die 

europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien entgegenstehen. Hierzulande hat sich die Auf-

fassung, dass Ältere – wie auch Frauen und Ausländer – aus Gründen der Gleichberechti-

gung einen Anspruch auf Erwerbsbeteiligung haben, in der Gesellschaft noch nicht durchge-

setzt. Ein Beleg hierfür ist, dass die Frühverrentung in Deutschland noch immer als eine so-

zialpolitische Errungenschaft gedeutet wird, während sie im angloamerikanischen Raum 

längst als Ausgrenzungsproblem wahrgenommen wird. Ein weiteres Beispiel für die kulturelle 

Determiniertheit von Altersdiskriminierung (Ageism) ist, dass in den USA die Suche und Zu-
                                                 
107 Siehe hierzu den Tagungsbericht von Köhler-Rama in der DRV 1-12/2006. 
108 Projektnehmer sind Prof. Dr. Wolfgang Clemens (FU Berlin) und Prof. Dr. Gertrud M. Backes (Uni-
versität Kassel). Vgl. auch den Werkstattbericht der Projektnehmer in Teil II dieses Bandes. 
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weisung „altersgerechter Arbeitsplätze“ eine arbeitsrechtlich relevante Diskriminierung dar-

stellt, während sie in Deutschland als sozial erwünscht unterstützt wird. Mit Hilfe von Exper-

teninterviews und Fragebögen werden eingehende Fallstudien in ausgewählten Unterneh-

men mit der Methode der teilnehmenden Beobachtungen durchgeführt. Hierbei werden Per-

sonaldaten und diesbezügliche Managemententscheidungen soweit wie möglich genutzt. 

Der Nutzen für die teilnehmenden Unternehmen liegt in einem Erkenntnisgewinn über euro-

päische Antidiskriminierungsvorgaben und Alterungsprozesse der eigenen Belegschaft so-

wie in einem Wissenszuwachs darüber, wie Unternehmen sich gegen zukünftig denkbare 

Diskriminierungsklagen wappnen können. 

Dieses FNA-Projekt bietet eine empirisch begründete alternssoziologische Beschreibung 

typischer Fälle von Altersdiskriminierung in der Arbeitswelt auf der Basis kultureller Determi-

niertheit. Während in den betrieblichen Studien von Smart Region Ageism ebenfalls häufig 

festgestellt wurde, standen die Gründe jedoch nicht im Zentrum der Analyse. Der Fokus rich-

tete sich vor dem Hintergrund der gängigen Frühverrentungspraxis demgegenüber auf prak-

tische Aspekte einer Umkehr dieser betrieblichen Externalisierung und der Entwicklung von 

Instrumenten, die faktisch eine längere Verweildauer in Arbeit ermöglichen. Dabei ging es 

nicht nur um „altersgerechte“ Arbeitsplätze etwa im Sinne von gesundheitlich weniger be-

lasteter Arbeit, sondern um „alternsgerechtes“ Arbeiten für alle Beschäftigten- und Alters-

gruppen. Wichtige Erkenntnisse aus dem Projekt ergeben sich hinsichtlich einer (erfolgrei-

chen) angloamerikanischen Altersantidiskriminierungspolitik, da bei Smart Region aus-

schließlich kontinentaleuropäische Länder beteiligt waren. Zudem verhilft möglicherweise 

gerade die Kenntnis verschiedener „Kulturen“ die nationalen Unterschiede in Europa selbst 

zu erklären und entsprechend länderspezifische Handlungsstrategien zu entwickeln. Das 

FNA-Projekt trägt schließlich durch die Perspektive auf die Akzeptanz älterer Beschäftigter in 

den Unternehmen und der Analyse von Personalentscheidungsprozessen zum besseren 

Verständnis für die (informellen) Hinderungsgründe für eine Beschäftigung Älterer bei. 

 
3.4  Fortführung des Berichtssystems zum Altersübergang aus der Sicht von Be-

schäftigten und Betrieben 109 

Eine im Gegenzug zu den vorgenannten Projekten dynamischere Betrachtung einer indivi-

duell einmaligen Entscheidung erfolgt in diesem vierten FNA-Projekt, worin die verschiede-

nen Mechanismen beim Altersübergang vor dem Hintergrund der sich verändernden Rah-

menbedingungen untersucht werden. Gefragt wird danach, wie Erwerbstätige ihre produktive 

Tätigkeit bis zum Erreichen einer Altersrente oder des gesetzlichen Rentenalters überbrü-

cken. Die Möglichkeiten des Übergangs, wie etwa Arbeitslosigkeit vor Rentenbezug, der Be-

zug von Lohnersatzleistungen, die Freistellung bei Altersteilzeit im Blockmodell und der Ein-
                                                 
109 Projektnehmer ist PD Dr. Matthias Knuth (Institut für Arbeit und Technik). 
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tritt in eine Erwerbsminderungsrente, wurden durch verschiedene gesetzliche Regelungen in 

der jüngsten Vergangenheit mehrfach in die eine oder andere Richtung verändert. Im Ge-

gensatz zum den bisher beschriebenen Projekten stehen im vierten FNA-Projekt nicht die 

individuellen oder betrieblichen Motive oder die (sozial-)rechtlichen und ökonomischen An-

reizwirkungen des Altersübergangs im Vordergrund. Im Fokus steht das zeitnahe Monitoring 

der verschiedenen Mechanismen beim Altersübergang unter geänderten (gesetzlichen) 

Rahmenbedingungen, wozu der seit 2003 bestehende „Altersübergangs-Monitor“ im Sinne 

einer Sozialberichterstattung fortgeführt wird.  

Während in den Regionalanalysen von Smart Region demographische, arbeitsmarktrelevan-

te und rentenrechtliche Daten ausgewertet bzw. erstellt wurden, steht in diesem FNA-Projekt 

die Evaluation aktueller arbeits- und rentenrechtlicher Maßnahmen im Zentrum. Beide Pro-

jekte ziel(t)en damit auf die Bereitstellung handlungsrelevanter Daten für politische und ge-

sellschaftliche Entscheidungsträger ab, bei Smart Region jedoch im regionalen Bezug. Dem-

gegenüber liefert das FNA-Projekt wichtige Erkenntnisse bezüglich etwaiger Ausweichreakti-

onen und (Wechsel-)Wirkungen dieser Maßnahmen.  

 

4.  Ergebnisse und Ausblick 

Insgesamt erscheint in Deutschland die Ausgangslage zur Erreichung des Lissabon-Ziels, 

d.h. eine 50%ige Beschäftigungsquote bei älteren Arbeitnehmern (55-64 Jahren) bis zum 

Jahr 2010, als schwierig. Derzeit beträgt die Beschäftigtenquote Älterer in Deutschland – wie 

auch auf EU-Ebene – nur rund 43%. Warum dies so ist, ist eine Frage nach den komplexen 

Wechselwirkungen von Pull- und Push-Faktoren, die auf kollektiver, betrieblicher und indivi-

dueller Ebene anzufinden sind. Zu dieser vielschichtigen Thematik wurden bereits zahlreiche 

internationale und nationale qualitative und insbesondere quantitative Studien durchgeführt, 

die allesamt wichtige Ergebnisse liefern, jedoch keine eindeutige Antwort auf die Frage ge-

ben (können). Konsens sowohl aus wissenschaftlicher wie aus politischer Sicht scheint je-

doch, dass ein Einstellungswandel in Bezug auf die Beschäftigung älterer Menschen erfol-

gen muss. Nicht zuletzt aufgrund dieser Erkenntnis hatte das Projekt Smart Region den Pa-

radigmenwechsel in der Gesellschaft in Richtung einer Verlängerung der Lebensarbeitszeit 

zum Ziel. Zur Überprüfung der Wirksamkeit von geförderten Maßnahmen der Europäischen 

Kommission, primär aber zur Evaluation, ob die durch das Projekt Smart Region erhoffte 

Sensibilisierung von Akteuren auf der vertikalen Ebene gelungen ist, wurde von der Deut-

schen Rentenversicherung Bund eine Multiplikatorenbefragung durchgeführt. Die Ergebnisse 

dieses telefonischen halb-offenen Interviews werden im Folgenden kurz dargestellt.  
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4.1 Multiplikatorenbefragung und vertikales Mainstreaming 

Im Rahmen der Multiplikatorenbefragung wurden Personen befragt, welche unter anderem 

Teilnehmer der internationalen oder der regionalen Konferenzen waren, sich in leitenden 

Positionen in den Ministerien oder bei den Sozialpartnern befinden oder im Rahmen von (na-

tionalen, regionalen) Kooperationen und Netzwerken bekannt geworden sind. Seitens der 

Netzwerkpartner wurden geeignete Akteure auf vertikaler Ebene als Kontaktpersonen ge-

nannt. Diese wurden im Rahmen einer standardisierten, jedoch ergebnisoffenen telefoni-

schen Befragung hinsichtlich der Kenntnis des Projektes, besonders aber bezüglich der de-

mografischen und arbeitsmarktrelevanten Entwicklungen von alternden und älteren Beleg-

schaften in ihrem jeweiligen regionalen Kontext befragt.110  

Übersicht 4: Multiplikatorwirkungen* und Alter der Befragten 
Aus welchen Zusammenhängen ist Ihnen das Projekt Smart Region bekannt? 

47,83%

86,96%

52,17%

60,87%

69,57%

Persönliches Anschreiben 

 Persönliche Kontakte zu einem der
Projektmitarbeiter
Aus der Publikation bzw. einem Bericht

Durch Teilnahme an einer Tagung

Durch die Internetseite von Smart Region

                             Statistics

Geführte Interwievs = 23
darunter mit Vertreter/innen = 6

Durchschnittsalter der Befragten = 50,53
Alter 50-65 = 14 Befragte.
Alter = 50   =   9  Befragte
Alter = 40   =   1 Befragte/r
Alter = 30   =   1  Befragte/r

 
* Mehrfachnennungen. 
Quelle: Eigene Darstellung (Ergebnisse der Multiplikatorenbefragung). 

Tätigkeitsebene der Multiplikatoren und Alter der Befragten 

26% der Befragten waren auf der Bundesebene angesiedelt, knapp 74% waren (auch) auf 

der Landesebene tätig, rund 39% (auch) auf der Bezirksebene, knapp 22 % auf der 

Landkreisebene und 26% auf der kommunalen Gemeindeebene (ebenfalls) tätig. Darüber 

hinaus wurden Ausstrahlungen oder Tätigkeiten auf der supra-nationalen und der EU-Ebene 

angegeben. Das Durchschnittalter der Multiplikatoren (einschließlich deren Vertreter) lag bei 
                                                 
110 Insgesamt wurden 23 (deutsche und englische) Befragungen von Multiplikatoren auf Bundes-, Lan-
des- und Kommunalebene in den drei beteiligten Smart Region Ländern durchgeführt. Zwar sind damit 
die Ergebnisse im statistischen Sinne nicht repräsentativ, erlauben aber doch einige interessante qua-
litative Aussagen.  
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50,52 Jahren, 14 Personen waren zwischen 50 und 65 Jahren alt, genau 50 Jahre oder jün-

ger waren 9 Personen und jeweils eine Person war unter 40 bzw. unter 30 Jahren alt (siehe 

Übersicht 4). 

Interessanterweise wurde gerade die Frage nach dem Geburtsjahrgang von einigen wenigen 

Teilnehmern als befremdlich beurteilt und dahingehend kommentiert, dass es bei dem eige-

nen Kenntnisstand zum Thema Demographie und alternsgerechtes Arbeiten nicht auf das 

persönliche Alter ankomme, sondern auf das durch die eigene berufliche Beschäftigung mit 

der Thematik gewonnene Reflexionsniveau. Dass die Befragung sehr ernst genommen wur-

de zeigt sich zum einen auch daran, dass sich lediglich sechs Ansprechpartner vertreten 

ließen und die Befragung an inhaltlich tätige Mitarbeiter der nachgeordneten Hierarchie ver-

wiesen. Dies unterstreicht zum anderen ein weiterer Befund, wonach die persönlichen An-

sprache und der engere Kontakt zu einem der Projektmitarbeiter mit fast 89% die höchste 

Punktzahl hinsichtlich der Bekanntheit des Projektes erhielt, gefolgt von Publikatio-

nen/Berichten (70%), Tagungsteilnahme (über 60%) und Internet (über 52%); das persönli-

che Anschreiben wurde weniger oft als Auslöser genannt. Diese Tatsache wurde von einigen 

der Befragten auch ausdrücklich mehrmals im Interview betont und wird auch dadurch un-

termauert, dass sich keiner der Multiplikatoren, die sich beispielsweise in einem regionalen 

ExpertInnenteam befinden, der Befragung entzogen hat. Von den Befragten konnten auch 

fast 84% weitere Projekte mit ähnlichen Zielsetzungen und Inhalten nennen. 

Kenntnisstand und Relevanz der Thematik 

Der Tenor zur Kenntnis über das Projekt, zu seinen wesentlichen Zielsetzungen und seiner 

Außendarstellung war äußerst positiv. Die zunächst ergebnisoffen und ohne Antwortvorgabe 

gestellte Frage hinsichtlich des Zweckes von Smart Region zeigte einen hohen Kenntnis-

stand zu den Inhalten und Zielen des Projektes. Die danach vorgelesenen Antworten erga-

ben hinsichtlich der Kategorie „Zur Information über Demographie und Arbeitsmarkt“ eine 

Zustimmung von knapp 96%, „Zur Aufklärung über das Potential Älterer“ über 93%, „Zum 

Dialog zwischen Praxis (Betrieben, Regionen) und Wissenschaft“ rund 74%, „Zur Vernetzung 

von regionalen Betrieben und (politischen) Akteuren“ über 62% und eine Zustimmung zum 

Abfrage-Item „Zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit“ von wiederum knapp 96%.  

Bei der Frage zur gesellschaftlichen Relevanz des Themas und der konkreten regionalen 

Situation stimmten beide Male mehr als 91% zu. Den gleichen Prozentsatz der Zustimmung 

erreichte auch die Frage nach den zusätzlichen Anregungen aus dem Projekt, die für die 

eigene Arbeit wichtig sein könnten. Auf die Frage hin, ob die Informationsaufbereitung ge-

lungen sei und wo Verbesserungsmöglichkeiten gesehen werden, äußerten sich ohne Aus-

nahme alle Befragten positiv beeindruckt und lobten die Außendarstellung des Netzwerkes. 
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Damit sind wesentliche Zielsetzungen des Projektes zumindest auf der Ebene der Multiplika-

toren erfüllt und sogar noch übertroffen worden. 

Abweichende Antworten bei den Akteuren und bei einzelnen Statements gab es bei der Fra-

ge zur allgemeinen Einschätzung des Informationsstands zu „Demographie und Arbeits-

markt“ und „Alternsgerechtes Arbeiten/Frühverrentung“. Während nur rund 52% angaben, 

dass zum Thema Demographie/Arbeitsmarkt noch nicht genügend Informationen hierzu vor-

liegen, hatten aber knapp 67% den Eindruck, dass in Bezug auf die Thematik Alternsgerech-

tes Arbeiten/Frühverrentung noch nicht genügend informiert und aufgeklärt wurde. Ein be-

merkenswertes und sehr erfolgreiches Ergebnis ist, dass 87% der Befragten den Ansatz von 

Smart Region, Arbeitsmarkt, Demographie und Verrentungsgeschehen im regionalen Kon-

text zu untersuchen, als „sehr relevant“ angesehen haben, die anderen 13% kommentierten 

diese Frage (Antwortkategorie „teils-teils“) mit Hinweisen auf die regionalen Spezifika oder 

die schwierigen Rahmenbedingungen, die durch die Politik vorgegeben werden. Im Grunde 

bedeutet dies eine 100%ige Zustimmung zum Projektansatz von Smart Region. Genauso 

einmütig (ebenfalls 87%) wurde die Frage nach der Übertragung der Ziele und Ergebnisse 

von Smart Region auf andere Regionen positiv beantwortet. 

Keine Chance mit „Stammtisch“-Statements 

Bei den teilweise provokant oder einseitig formulierten Statements zum demographischen 

Wandel und zur Arbeitsmarktentwicklung zeigte sich insgesamt ein relativ hohes Reflexions-

niveau der Befragten, die fast durchgängig neue Antwortkategorien oder Erläuterungen zu 

den gegebenen Antworten abgaben. Während noch fast 48% dem Statement zum künftigen 

Mangel an Arbeitskräften (bis 2015) zustimmten, kippte die Meinung bereits bei den Aussa-

gen zu entsprechenden Maßnahmen oder Schuldzuweisungen. Über 65% lehnten das Sta-

tement zur Anhebung der Altersgrenzen auf 67 Jahre zur Problemlösung ab, ebenso viele 

wie bei der Senioritätsentlohnung als Grund für die niedrige Beschäftigungsquote Älterer. 

Interessante Ergebnisse in diesem Kontext lieferte auch die Frage nach den (falschen) ar-

beits- und sozialrechtlichen Anreizen als Grund für die niedrige Beschäftigungsquote Älterer. 

Hier wurden regelmäßig Kommentare und Erläuterungen abgegeben, so dass fast 48% der 

Multiplikatoren die eigentlich nicht vorgesehene Kategorie „teils-teils“ eingeführt haben.  

Interessant war auch die länderspezifisch abgefragte Meinung zur relativen Stellung der Be-

schäftigungsquote der 55-64 Jährigen im europäischen Vergleich. Während in Österreich 

alle Befragten um die zu niedrige Quote wissen, und damit zumindest in Fachkreisen vermut-

lich aufgrund öffentlicher Diskussionen und den jüngsten Rentenreformen die Notwendigkeit 

zur Umsteuerung dieser Politik bekannt zu sein scheint, waren sich in Deutschland entgegen 

den Erkenntnissen von EUROSTAT 60% der Befragten sicher, das die Quote unter dem EU-

Durchschnitt liegt. Hier zeigen sich also noch dringender Aufklärungsbedarf oder aber ver-
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mehrte Anstrengungen, damit sich die „gefühlte“ gegenüber der tatsächlichen Realität ver-

bessert. Symptomatisch für den (mangelnden) öffentlichen und politischen Diskussionsstand 

in Portugal waren schließlich die mit zwei Dritteln gegebene Antworten „weiß nicht“.  

(Fast) Alle Instanzen und Interessengruppen brauchen noch mehr Information 

Hinsichtlich der Meinung, welche Instanzen/Gruppen Informationen zur Thematik von Projek-

ten wie Smart Region erhalten sollten, stimmten 100% für Unternehmen, knapp 87% für Ge-

werkschaften, über 91% für die Bundes- wie auch die Landespolitik und mit lediglich knapp 

70% wurde der Kommunalpolitik eine relevante Position eingeräumt. Dagegen waren 96% 

der Meinung, dass die Medien Informationen haben sollten, 74% sahen dies bezüglich der 

ArbeitnehmerInnen selbst und über 91% sahen die Arbeitsagenturen (in Österreich: Arbeits-

marktservice) noch nicht ausreichend informiert. Auf die Frage, welche Instanzen/Gruppen 

noch informiert werden sollten, wurden vielfach die Verbände der Arbeitgeber (Wirtschafts-

kammern, Innungen, IHK’en und Handwerkskammern) genannt, aber auch die politische 

Bildung und Bildungsträger wie (Berufs-)Schulen, Volkshochschulen, Universitäten und For-

schungsinstitute. Als dritten Schwerpunkt kristallisierten sich noch die Sozialversicherungen 

und allgemein die Sozialpartner heraus. Lediglich einmal genannt wurde der Informations-

transfer an andere Projekte.  

Zur Frage nach dem eigenen weiteren Informationsbedarf zum Verständnis des Projektes 

wurde einhellig geäußert, dass man (sehr) gut informiert sei, Anmerkungen und Wünsche 

gab es hinsichtlich von Praxiserfahrungen oder Ergebnissen. 87% der Befragten erwarteten 

mit Spannung weitere praxisrelevante Ergebnisse und wünschten weiter über das Projekt 

informiert zu werden, wobei knapp 44% ohnehin weitere Informationen erhalten. Diese Aus-

sage bestätigt noch einmal den eingangs dargelegten Befund, dass das persönliche Ge-

spräch bzw. der intensive Kontakt zu den Projektmitarbeitern eine, wenn nicht gar die zentra-

le Erfolgsgröße für die Vermittlung von Inhalten und Zielen von Projekten wie Smart Region 

auf der Ebene der Multiplikatoren und des vertikalen Mainstreamings darstellt.  

Weitere Aufklärungsarbeit in der Bevölkerung notwendig 

Zusammengefasst kann als ein inhaltliches Ergebnis der Multiplikatorenbefragung noch ge-

nannt werden, dass zwar je nach Tätigkeits- und Aufgabenspektrum der Multiplikatoren eine 

gute Kenntnis bzw. eine recht gute Einschätzung über die Aufgeklärtheit über die „Thematik 

Demographie, Arbeitsmarkt und Frühverrentung“ vorliegt, es wohl aber noch einiger Arbeit 

bedarf, bis eine Durchdringung der Thematik und genaue Kenntnis der Zusammenhänge in 

der Bevölkerung vorliegt. Fast einhellig bemerkten die Befragten, dass „hier noch viel zu tun 

sei“ und von Smart Region diesbezüglich gute Arbeit geleistet werde. Insbesondere wurde in 

diesem Zusammenhang auch der Vernetzungsgedanke von Smart Region hervorgehoben 
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(siehe dazu ausführlich Abschnitt 4.2), da eine unüberschaubare Vielzahl von Kleinprojekten 

keine wirklichen Ergebnisse liefere und die Ansätze gebündelt werden müssten. 

4.2  Erfahrungen aus dem Regionen- und Betriebszugang 

Wie die Erfahrungen beim Zugang in allen Projektregionen zeigte, kann ein nachhaltiger 

Kontakt zu den regionalen Betrieben oftmals nur über lokale Akteure und Interessensvertre-

tungen (insbesondere Wirtschaftskammern, Regionalmanagements, Sozialversicherungsträ-

ger etc.) erreicht werden. Auf Basis dieser tragfähigen Kooperationen erfolgten im ersten 

Projektjahr die Auswahl der Regionen und der Kontakt zu regionalen Betrieben. Mit Vertrete-

rInnen aus kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) wie auch aus erfahrenen Großbetrie-

ben (so genannte „Leitbetriebe“) wurden Fallstudien in Form von ausführlichen Interviews 

vorgenommen und in den acht Projektregionen jeweils zwei Regionalkonferenzen durchge-

führt.  

Das Vorgehen, wie von den Interessensvertretungen empfohlen und in der Multiplikatorenbe-

fragung positiv hervorgehoben, persönliche Interviews statt einer schriftlichen Befragung 

durchzuführen, hatte sich auch in den Betriebsbefragungen bewährt und sich häufig im Inte-

resse an einer Pilotberatung niedergeschlagen. Auch die Betonung des Netzwerkgedankens 

aus der Multiplikatorenbefragung aufgrund einer unüberschaubaren Anzahl von Kleinprojek-

ten wie auch der Nachhaltigkeitsgedanke schlug sich in der Bildung von strategischen Part-

nerschaften mit lokalen Organisationen und Medien nieder. Diese zielten darauf ab, gemein-

same Aktivitäten zur Bewusstseinsbildung, Sensibilisierung und Aktivierung zum Thema al-

ters- und alternsgerechtes Arbeiten sowie zur erwerbsmäßigen Reintegration älterer Arbeits-

loser zu planen und umzusetzen. In diesem Kontext trug auch die Zusammenarbeit mit an-

deren Regionen und Projekten zum Thema dazu bei, bestehende Kontakte zu nutzen, Inhal-

te zu transportieren und gemeinsame Aktivitäten durchzuführen. Gerade die von der Europä-

ischen Kommission in der Förderung innovativer Projekte geforderte Nachhaltigkeit wird 

durch ein solches Vorgehen ermöglicht und gestärkt. 

4.3 Identifikation „guter Praxis“ – Dokumentation der Ergebnisse 

Aus den Erfahrungen der regionalen und betrieblichen Umsetzungsmaßnahmen in den acht 

Smart Regions profitierte nicht nur der projektinterne Transfer angewandter Methoden. Der 

Zielsetzung des Projektes – die Förderung „demographiefester Unternehmen“ – folgte lo-

gisch die Bündelung empfehlenswerter Methoden und Umsetzungserfahrungen in Form ei-

nes Leitfadens zu alternsgerechter Personalentwicklung. Diese praxisnahe CD-ROM mit 

dem Titel „Die verlorene Zukunft“ für kleine und mittlere Betriebe unter Betonung und Be-

rücksichtigung von Regionalität ist hierzu ein wichtiges Instrument. Bewältigungsstrategien 

des Wandels haben zwar ihren Bezugspunkt stets im Unternehmen, doch ebenso in regiona-
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le Rahmenbedingungen zu meistern. Der Transfer erfolgreich erprobter Handlungsansätze 

und betrieblicher Interventionen dient demnach der Schaffung europäischen Mehrwerts, wo-

bei gerade Gemeinsamkeiten und Unterschiede Rückschlüsse auf die verschiedenen Ge-

schwindigkeiten der regionalen Entwicklung und dementsprechend angepasste Instrumenta-

rien zulassen. 

Ein weiteres zentralen Anliegen von Smart Region – wie auch dem Forschungsnetzwerk 

Alterssicherung – war bzw. ist es, den Dialog zwischen Wissenschaft und Praxis zur Thema-

tik zu befördern. Wie die Ergebnisse aus der Multiplikatorenbefragung bestätigen, wird die-

ses Ziel von ca. 74% der Befragten auch als solches empfunden. Zum Praxis-

Wissenschaftsdialog trug dabei auch die mit 85 in- und ausländischen Teilnehmern aus den 

verschiedensten Institutionen und Kontexten großen Beteiligung auf der Internationalen Ab-

schlusskonferenz bei, wie auch die Auswahl der eingeladenen Referenten und Referentin-

nen unterschiedlichster Disziplinen aus Finnland, der Schweiz und den drei Smart-Region-

Partnerländern.111 Neben dem auf die konkrete regionale bzw. betriebliche Ebene abzielen-

den Produkt in Form eines Leitfadens oder „methodischen Werkzeugkastens“ (CD-ROM) 

wurde eine zweite gemeinsame wissenschaftliche Publikation erstellt. Auf einer, die konkre-

ten Projektergebnisse reflektierenden, aber zugleich auch darüber hinausgehenden Ebene 

wurden darin beispielsweise die Chancen für die Europäische Beschäftigungspolitik, die 

Schlussfolgerungen aus regionalen Arbeitsmarktprojekten, die Erkenntnisgewinne des euro-

päischen Vergleichs anhand einzelner Zielvorgaben und Kriterien (Benchmarking) oder ganz 

generell die Transformation der Arbeitswelt in Europa analysiert und diskutiert. Um eine wei-

tere Sensibilisierung und vor allem tiefgehende Debatte in Politik und Öffentlichkeit anzure-

gen, bedarf es gerade einer solchen Makroperspektive. Darin liegt letztlich ebenfalls ein eu-

ropäischer Mehrwert, der u. a. mit (Förder-)Programmen, Initiativen und länderübergreifen-

den Netzwerken – wie sie Smart Region selbst verkörpert – erreicht werden soll. 

 

                                                 
111 Vgl. zur Internationalen Abschlusstagung den Tagungsbericht von Stecker in DRV 11-12/2006 
sowie den Tagungsreader mit Kurzbeiträgen zu den Vorträgen. Die Vorträge, der Reader und der 
Tagungsbericht wurden auf der Projekthomepage www.smartregion.net zum Download eingestellt. 
Hier finden sich Kontaktadressen, Hintergrundinformationen, die CD-ROM und weitere Materialien 
zum Download. 
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Bedeutung einer Forschungskooperation in der Sozialversicherung für die  
Soziale Sicherheit in Deutschland  

Susanne Heidel, Stephan Fasshauer, Deutsche Rentenversicherung Bund 

 

1.  Ausgangslage 

Die beitragsfinanzierte Sozialversicherung in Deutschland steht vor großen und schwierigen 

Herausforderungen, die der Wandel der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen mit sich 

bringt. Veränderungen in der Gesellschaft – sei es nun der demographische Wandel, der 

Wandel in der Arbeitswelt oder der Wandel individueller Lebensentwürfe – machen Anpas-

sungen in den Systemen der sozialen Sicherheit notwendig, wenn diese weiterhin ihre Funk-

tion "nachhaltig" erfüllen sollen. Die Analyse der weitreichenden und tief greifenden Verände-

rungen der Rahmenbedingungen und deren Auswirkungen ist damit nicht nur eine ureigene 

Aufgabe der Forschung, sondern auch ein zentrales Interessensgebiet der Träger des sozia-

len Sicherungssystems. Die gewonnenen Erkenntnisse über die entsprechenden Zusam-

menhänge und Trends waren in der Vergangenheit bereits Grundlage politischer Entschei-

dungen.112 Der Wandel der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen macht nicht nur die Um-

setzung bekannter Lösungsvorschläge notwendig, sondern auch die Entwicklung völlig neuer 

Ideen zur Weiterentwicklung der Sozialversicherung in einem sich ständig verändernden 

Umfeld. In diesem Sinne wird auch die weitreichende Bedeutung der Forschung für das So-

zialversicherungssystem deutlich: Nur mit ihrer Hilfe können neue Erkenntnisse und nachhal-

tige Lösungsansätze hervorgebracht werden. Dies gilt für die soziale Sicherung genauso wie 

für alle anderen Bereiche in der Gesellschaft. 

 

2.  Forschung in der Sozialversicherung – ein kurzer Überblick über bestehende  
            Strukturen  
2.1  Die aktuellen Gegebenheiten in den einzelnen Sozialversicherungszweigen  

Die Funktionszusammenhänge in den Sozialversicherungssystemen im Allgemeinen und im 

Rentenversicherungsrecht im Besonderen sind mittlerweile so komplex, dass effektive Poli-

tikberatung ohne wissenschaftliche Grundlage in der heutigen Zeit undenkbar geworden ist. 

Auf diese Ausgangslage hat die gesetzliche Rentenversicherung als die stärkste Säule des 

gesamten Sozialversicherungssystems im Jahre 2001 reagiert. Sie hat die Initiative ergriffen, 

zusätzlich zu den umfangreichen Forschungsaktivitäten im Bereich der Rehabilitation, nun-

mehr auch Forschung auf dem Gebiet der Alterssicherung zu fördern und neues Wissen auf 

                                                 
112 Im Bereich der Alterssicherung sei hier nur an die Prognos-Gutachten aus dem Jahre 1987 erin-

nert, die zu weitreichenden Reformen der Rentenversicherung in Deutschland geführt haben (vgl. 
Prognos: Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und gesetzliche Rentenversicherung vor dem Hinter-
grund einer schrumpfenden Bevölkerung, Untersuchung im Auftrag des VDR, 1987). 
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diesem Gebiet für sich nutzbar zu machen. Das vor fünf Jahren gegründete Forschungs-

netzwerk Alterssicherung (FNA) hat in seiner kurzen Geschichte bis heute einen Teil dazu 

beigetragen, die Wissensbasis auf dem Gebiet der Alterssicherungsforschung zu erweitern 

und junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu fördern. Mit einem breiten Spektrum 

von Förderinstrumenten ist es dem FNA gelungen, neue Ideen und Erkenntnisse in die sozi-

alpolitische Diskussion und in die praktische Arbeit der Rentenversicherungsträger 

hineinzutragen.113  

In den einzelnen Teilbereichen der Sozialversicherung hat die Forschung jedoch eine unter-

schiedlich lange und starke Tradition. Im Bereich der Krankenkassen verfolgen die meisten 

Verbände lediglich kleinere, erkenntnisorientierte Projekte, ohne über eigene Forschungsab-

teilungen zu verfügen. Inhaltlich liegt der Schwerpunkt der Bemühungen auf der Versor-

gungsforschung. Ausnahmen bilden hier zum einen der AOK-Bundesverband, der mit dem 

WIDO im Jahre 1976 ein wissenschaftliches Institut gründete, das Forschung zu verschiede-

nen Fragestellungen des Gesundheitsbereiches durchführt (http://www.wido.de). Zum ande-

ren wurde vom BKK Bundesverband im Jahre 2004 der Wissenschaftliche Beirat der Betrieb-

lichen Krankenversicherung gegründet (http://www.wiss-beirat.de). Sein Hauptaugenmerk 

liegt darauf, Beiträge zur Fundierung der Diskussion im Rahmen der gesetzlichen Kranken-

versicherung zu leisten und zur Stärkung des BKK-Systems beizutragen. 

Die Berufsgenossenschaften (BG) blickten demgegenüber im vergangenen Jahr bereits auf 

100 Jahre berufsgenossenschaftliche Forschung zurück (http://www.hvbg.de).114 Schwer-

punkte der berufsgenossenschaftlichen Forschung liegen entsprechend der Zielsetzung der 

Berufsgenossenschaften in den Bereichen Prävention, Berufskrankheiten und Rehabilitation. 

Der größte Teil der Forschung wird dabei in BG-eigenen Forschungseinrichtungen und BG-

Kliniken durchgeführt. 

Kürzer ist der Zeitraum der institutionalisierten Forschung im Bereich der Arbeitsmarktfor-

schung. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) wurde 1967 gegründet 

(http://www.iab.de). Dieses der Bundesagentur für Arbeit angegliedertes Forschungsinstitut 

verfolgt in erster Linie Fragen im Zusammenhang mit der Entwicklung des Arbeitsmarktes. 

Daneben wurde im IAB auch das Forschungsdatenzentrum der Bundesagentur für Arbeit 

angesiedelt. 

In der Rentenversicherung schließlich besteht über das Forschungsnetzwerk Alterssicherung 

sowie die seit 1975 intensivierte Rehabilitationsforschung hinaus, seit 1996 ein gemeinsamer 

                                                 
113Informationen zu den Forschungsaktivitäten und zu forschungsrelevanten Daten der Rentenversi-

cherung finden sich im Internet im Forschungsportal der Deutschen Rentenversicherung unter 
http://forschung.deutsche-rentenversicherung.de. 

114 Die BGen haben aus diesem Anlass ein Schwerpunktheft ihrer Zeitschrift „Die BG“ herausgegeben. 
Vgl. Die BG, Mai 2005: „Schwerpunktthema: Ein Jahrhundert BG-Forschung“. 



 135

Förderschwerpunkt „Rehabilitationswissenschaften“ mit dem Bundesministerium für Bildung 

und Forschung (BMBF). Dessen Zielsetzung ist es, Qualität und Umfang anwendungsorien-

tierter Forschung auf dem Gebiet der Rehabilitation zu steigern und die strukturelle Veranke-

rung der Rehabilitationswissenschaften an Universitäten und Hochschulen nachhaltig zu 

stärken.  

 

2.2  Aktuelle Forschungskooperationen 

Angesichts neuer Herausforderungen und neuer Fragestellungen haben sich damit in allen 

Zweigen der Sozialversicherung mehr oder weniger stark ausgeprägte Forschungsaktivitäten 

etabliert, die aber an den spezifischen Aufgaben der einzelnen Bereiche orientiert sind. 

Zugleich wurde aber deutlich, dass eine umfassende Kooperation innerhalb der Sozialversi-

cherung bisher nicht stattfindet. Es gibt jedoch bereits einzelne Formen der Kooperation zwi-

schen den Verbänden der Sozialversicherung bzw. zwischen der Sozialversicherung und 

Ministerien. Insbesondere auf folgende Kooperationen sei hingewiesen:  

a)  Förderschwerpunkt "Versorgungsforschung" (BMBF, BMG und gesetzliche Krankenversi-

cherung) 

Seit dem Jahr 1999 gibt es den Förderschwerpunkt „Versorgungsforschung“. In einer Ko-

operation der Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen, dem BMBF und dem 

Bundesministerium für Gesundheit (BMG) wurde vereinbart, gemeinsam Forschungspro-

jekte im Bereich der Versorgungsforschung zu fördern, um dieses Forschungsfeld in 

Deutschland voranzubringen. Ziel dieses Förderschwerpunktes ist es insbesondere, For-

schungsdefiziten in diesem Bereich entgegenzuwirken, Hemmnisse beim Transfer von 

Forschungsergebnissen in die Praxis abzubauen und letztendlich versorgungsbezogenen 

Forschungsansätzen ein größeres Gewicht zu verschaffen, um die wissenschaftliche Ba-

sis für Entscheidungen innerhalb der Gesetzlichen Krankenversicherung zu vergrößern. 

Um diese Ziele zu erreichen, wurde ein gemeinsamer Förderschwerpunkt gegründet und 

die Zusammenarbeit zwischen den Förderern in verschiedenen Gremien organisiert. Der 

Förderzeitraum läuft von 2001 bis 2007. Die Resonanz auf diesen Förderschwerpunkt 

war sehr groß und zeigt damit das große Interesse an diesem Forschungsfeld.115  

b)  Förderschwerpunkt "Präventionsforschung" (BMBF sowie Anbieter und Träger von Prä-

ventionsmaßnahmen) 

In einem zweiten Förderschwerpunkt fördert das BMBF in enger Kooperation mit Anbie-

tern und Trägern von Präventionsmaßnahmen die Forschung zur primären Prävention 
                                                 
115 Vgl. dazu Bundesministerium für Bildung und Forschung: Versorgungsforschung. Ergebnisse der 

gemeinsamen Förderung durch das BMBF und die Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkas-
sen, Bonn, Berlin 2005, und http://www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/435.php. 
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und Gesundheitsförderung. In enger Kooperation zwischen den Präventionsanbietern 

(z.B. Krankenkassen) und Wissenschaftlern werden hier Qualität und Wirkungsweise be-

stehender Präventionsmaßnahmen untersucht sowie neue Konzepte und Programme zur 

Prävention von Krankheiten entwickelt und erprobt. Der Förderzeitraum dauert hier von 

2004 bis 2010. Die Resonanz auf die Ausschreibung war auch hier sehr groß und führte 

zu zahlreichen Projektanträgen.116  

c)  Förderschwerpunkt "Rehabilitationsforschung" (BMBF und gesetzliche Rentenversiche-

rung) 

Der dritte Förderschwerpunkt betrifft die Rehabilitationsforschung und erfolgt in Koopera-

tion von BMBF und Rentenversicherung. Ziel dieses Förderschwerpunktes ist es, inter-

disziplinäre Forschungsarbeiten zu bisher defizitären Themenfeldern in der 

Rehabilitationsforschung anzustoßen, die einen unmittelbaren Praxisbezug haben und 

damit zur Verbesserung der Versorgung beitragen. Darüber hinaus dient dieser 

Förderschwerpunkt dem Aufbau und der Vernetzung von Forschungsstrukturen in der 

Rehabilitationsforschung. Die Gesamtförderdauer dieses Förderschwerpunktes umfasst 

den Zeitraum von 1998 bis 2007.117  

Neben diesen Förderschwerpunkten in Kooperation mit dem BMBF, bei denen in gemeinsa-

mer Verantwortung Forschungsprojekte ausgewählt und finanziell gefördert werden, existie-

ren weitere Kooperationen zwischen und mit verschiedenen Trägern der Sozialversicherung, 

bei denen gemeinsam nach innovativen Lösungen für gemeinsame Herausforderungen ge-

sucht wird. Dazu zählen z.B. die Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA) und die Initiative 

Gesundheit und Arbeit (IGA).  

d)  IGA (Bundesverband der Betriebskrankenkassen, Hauptverband der gewerblichen Be-

rufsgenossenschaften und AOK-Bundesverband) 

Die IGA ist eine Kooperation zwischen dem Bundesverband der Betriebskrankenkassen, 

dem Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften und dem AOK-

Bundesverband. Mit der Zielsetzung der Verhütung arbeitsbedingter Gesundheitsgefah-

ren arbeiten die Kooperationspartner an der Weiterentwicklung gemeinsamer Präventi-

ons- und Interventionsansätze.118  

e)  INQA (Bund, Länder, Sozialversicherungsträger, Stiftungen und Unternehmen) 

INQA ist ein Zusammenschluss von Bund, Ländern, Sozialversicherungsträgern, Stiftun-

gen und Unternehmen, dessen Ziel darin besteht, Strategien für die Herausforderungen 

der Arbeitswelt der Zukunft insgesamt zu entwickeln. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der 
                                                 
116 Vgl. dazu http://ww.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/842.php. 
117 Vgl. dazu http://www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/433.php. 
118 Vgl. dazu http://www.iga-info.de. 
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Verbindung einer mitarbeiterorientierten Unternehmenskultur und der Wettbewerbsfähig-

keit der Unternehmen.119 

Neue gemeinsame Herausforderungen in der Arbeitswelt, in der sozialen Sicherheit und 

neue gesellschaftliche Entwicklungen haben also bereits zu verschiedenen Kooperationen 

zwischen den Trägern der Sozialversicherung geführt. Die bisherigen Kooperationen sind 

jedoch vorrangig auf die Beantwortung von gesundheitspolitischen Fragestellungen ausge-

richtet. Das heißt, der Aspekt der Gesundheit am Arbeitsplatz spielt eine große Rolle. Die 

Herausforderungen der Arbeitswelt von morgen gehen aber weit darüber hinaus. Beispiels-

weise spielt neben der physischen auch die psychische Gesundheit eine große Rolle. Fra-

gen von Weiterbildung, lebenslangem Lernen und aktiver Arbeitsmarktpolitik werden hier 

aufgeworfen. Ebenso ist hier die Wiedereingliederung ins Erwerbsleben (nicht nur nach 

krankheitsbedingten Pausen) von Bedeutung. Die Bundesagentur für Arbeit oder die Deut-

sche Rentenversicherung, die von diesen Fragen in vergleichbarer Weise wie die Kranken- 

und Unfallversicherung betroffen sind, sind in die bestehenden Kooperationen jedoch kaum 

integriert. Angesichts ähnlicher Herausforderungen und Fragestellungen könnten sich durch 

eine Erweiterung der Fragestellungen und eine Ausweitung der Kooperationspartner große 

Potenziale für die Gewinnung von Erkenntnissen ergeben. Insbesondere vor diesem Hinter-

grund haben die Spitzenverbände der Sozialversicherung in Deutschland auch verabredet, in 

der Forschung enger zu kooperieren.  

 

3.  Gemeinsame Herausforderungen der Sozialversicherung als Ausgangslage für  
             Forschungsaktivitäten  
3.1  Vorbemerkungen  

Mit Blick auf die Forschungsaktivitäten der einzelnen Sozialversicherungsträger lassen sich 

die gemeinsamen Herausforderungen in zwei Ebenen unterscheiden: Auf der einen Ebene 

stehen die Inhalte der Forschung im Mittelpunkt, d. h., es geht um die Fragestellungen der 

Forschungstätigkeit. Auf der anderen Ebene ist die Form und die Finanzierung der For-

schungsaktivitäten Schwerpunkt der Überlegungen. Denn die einzelnen Sozialversiche-

rungsträger verbinden nicht nur die Herausforderungen aufgrund der sich abzeichnenden 

demografischen Entwicklungen, der weiterhin sehr schwierigen Arbeitsmarktsituation usw., 

sondern ebenso die Herausforderungen, die mit den zunehmend beschränkten finanziellen 

Mitteln für die wissenschaftliche Beantwortung zentraler Fragestellungen für die Zukunftsfä-

higkeit der Systeme einhergehen. 

 

                                                 
119 Vgl. dazu http://www.inqa.de. 
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3.2  Anmerkungen zu den gemeinsamen demografischen, ökonomischen und  
gesellschaftlichen Herausforderungen   

3.2.1  Vorbemerkungen 

Die wesentliche Herausforderung der gesamten Sozialversicherung in Deutschland besteht 

in der Gewährleistung ihrer Zukunftsfähigkeit. Diese Zukunftsfähigkeit ist wiederum unmittel-

bar verbunden mit der finanziellen und politischen Nachhaltigkeit der einzelnen Systeme.120 

Eine so verstandene Nachhaltigkeit kann jedoch nur sichergestellt werden, wenn sich die 

Ausgestaltung des gesamten Systems an folgenden, wesentlichen Anforderungen orientiert: 

- Sicherstellung der Anpassungsfähigkeit des Systems an veränderte demografische, 

gesellschaftliche und ökonomische Rahmenbedingungen und damit Sicherstellung 

der langfristigen Finanzierbarkeit unter Gewährleistung eines festgelegten Leistungs-

niveaus  

- Sicherstellung der Solidarität und des Sozialen Ausgleichs  

- Sicherstellung eines hohen Vertrauens in die einzelnen Institutionen, insbesondere 

durch Gewährleistung einer größtmöglichen Transparenz.  

 

3.2.2  Sicherstellung der Anpassungsfähigkeit des Systems 

Die Sicherstellung der Anpassungsfähigkeit des gesamten Systems der Sozialen Sicherung 

an veränderte ökonomische, demografische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen ist 

eine unabdingbare Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit der gesamten Sozialversiche-

rung.121 Alle Einzelsysteme haben in der Vergangenheit bereits mehrfach ihre Anpassungs-

fähigkeit an solche Veränderungen unter Beweis gestellt.122 

Die Notwendigkeit der Anpassungsfähigkeit ergab und ergibt sich aufgrund vielfältiger Her-

ausforderungen: Die demografische Entwicklung, die Veränderungen in der Arbeitswelt mit 

der Zunahme von unsteten Erwerbsbiographien sowie der gesellschaftliche Wandel und das 

                                                 
120 Zum Begriff „Nachhaltigkeit“ siehe u. a.: Brundtland-Bericht der Weltkommission für Umwelt und 

Entwicklung „Unsere gemeinsame Zukunft“, 1987; Bundesregierung, Perspektiven für Deutschland 
– Unsere Strategie für eine nachhaltige Entwicklung, 2002; www.nachhaltigkeit.aachener-
Stiftung.de; Grober: Modewort mit tiefen Wurzeln – Kleine Begriffsgeschichte von „sustainability“ 
und „Nachhaltigkeit“, in: Altner / Leitschuh-Fecht / Michelsen u. a. (Hrsg.): Jahrbuch Ökologie 2003, 
2003, S. 167 ff. 

121 Zu den wenig dramatisierenden Einschätzungen der Auswirkungen der demografischen Entwick-
lung für die Alterssicherung siehe beispielsweise: Bingler / Bosbach: Kein Anlass zu Furcht und Pa-
nik. Fakten und Mythen zur "demografischen Katastrophe", DRV, 2004, S. 725 ff. und Sanderson / 
Scherbov: Average remaining lifetimes can increase as human populations age, in: Nature, Vol. 
435, No. 7043, 2005, S. 811 ff. 

122 Bei der Rentenversicherung lässt sich dies bereits aus den über 250, z. T. grundsätzlichen Ände-
rungen der Reichsversicherungsordnung (RVO) allein zwischen den Jahren 1911 und 1991 erse-
hen (vgl. Ruland, Rentenversicherung, in: Maydell, B. von / Ruland, F. (Hrsg.): Sozialrechtshand-
buch, 1996, S. 888). 



 139

neue Rollenverständnis zwischen Mann und Frau sind nur Stichworte, die diese Herausfor-

derungen kennzeichnen. Von besonderer Bedeutung für alle Versicherungszweige sind hier-

bei die demografische und die ökonomische Entwicklung. Beide Aspekte treffen die einzel-

nen Zweige der Sozialversicherung in unterschiedlicher Weise, aber in vergleichbarer Inten-

sität, weshalb sie einer näheren Betrachtung bedürfen. 

 

a) Demografische Entwicklung 

Eine zentrale Herausforderung der Sozialversicherung in Deutschland besteht in der sich ab-

zeichnenden demografischen Entwicklung.123 Die Geburtenrate hat sich seit Ende der 60er Jahre 

etwa halbiert. Die sog. Nettoreproduktionsrate, d.h. die Zahl der weiblichen Lebendgeborenen pro 

Frau im Alter zwischen 16 und 45 Jahren, hat sich auf ca. 0,6 verringert. Die sog. zusammenge-

fasste Geburtenrate bzw. Reproduktionsrate (weibliche und männliche Lebendgeborenen pro 

Frau zwischen 16 und 45 Jahren) hat sich auf etwa 1,4 eingependelt. Auch für die Zukunft wird 

diesbezüglich keine Änderung angenommen (vgl. Abbildung 1).  

Einhellig sind die Prognosen auch darüber, dass die Lebenserwartung weiter steigen wird, 

wobei die Annahmen im Einzelnen jedoch voneinander abweichen.124 Die Reduktion der 

Mortalität ist in Deutschland vor allem durch eine Zunahme der Lebenserwartung 

gekennzeichnet. Noch vor 100 Jahren hatten Menschen bei Geburt eine Lebenserwartung 

von ca. 46 Jahren (44,8 Jahre für Männer und 48,3 Jahre für Frauen).125 Heute liegt die 

Lebenserwartung eines Neugeborenen bei etwa 78 Jahren. Neugeborene Jungen können 

damit rechnen, 74,7 Jahre alt zu werden, neugeborene Mädchen mit durchschnittlich sechs 

Jahren mehr. 

 

                                                 
123 Siehe für eine umfassende Übersicht der Folgen der demografischen Entwicklung auf die einzel-

nen Sozialversicherungszweige u. a. Kerschbaumer / Schröder (Hrsg.): Sozialstaat und demogra-
phischer Wandel, 2005. 

124 Siehe hierzu u. a.: BMGS (Hrsg.): Bericht der Kommission Soziale Sicherheit: Zur Reform der sozi-
alen Sicherungssysteme, 2003, S. 55 f.; Prognos AG: Reformoptionen für die gesetzliche Renten-
versicherung: Auswirkungen der Rentenreform 2001 und die Verteilung der Umstiegskosten; Gut-
achten für die Hans-Böckler-Stiftung, 2001, S. 33 und Statistisches Bundesamt: Bevölkerung 
Deutschlands bis 2050. 10 koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung, 2003, S. 13 ff. 

125 Vgl. Statistisches Bundesamt: Bevölkerung Deutschlands bis 2050. 10 koordinierte 
Bevölkerungsvorausberechnung, 2003, S. 15. 
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Abbildung 1: Zusammengefasste Geburtenziffer (1952-2030) 
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Quelle: BMGS (Hrsg.): Bericht der Kommission Soziale Sicherheit: Zur Reform der sozialen Siche-
rungssysteme, 2003, S. 53. 

Zugleich nahm auch die insbesondere für die Alterssicherung, aber auch für die Kranken- 

und Pflegeversicherung wesentliche fernere Lebenserwartung in den vergangenen 60 Jah-

ren beständig zu.126 Das bedeutet, dass ältere Menschen in den vergangenen Jahrzehnten 

mit einem kontinuierlichen Anstieg ihrer Lebenserwartung ab z.B. einem Alter von 65 Jahren 

rechnen konnten. Für die Zukunft geht man davon aus, dass vor allem für die Altergruppe 80 

Jahre und älter die Mortalität weiter absinkt und die Lebenserwartung weiter ansteigen 

wird.127  

Geburtenentwicklung und Lebenserwartung werden im so genannten Altenquotient zusam-

mengeführt. Dieser Quotient gibt Auskunft über das Verhältnis der jüngeren, erwerbsfähigen 

Bevölkerungsgruppe zur älteren, d. h. sich im Rentenalter befindlicher Bevölkerung. Gemes-

sen an diesem Quotienten ist Deutschland eine deutlich alternde Gesellschaft. Noch Ende 

des letzten Jahrhunderts lag der Altenquotient (60/20) bei 41,3. Für die nächsten 20 bis 30 

Jahre erwartet das Statistische Bundesamt einen Anstieg auf fast 70. Das würde bedeuten, 

dass auf 100 Personen zwischen 20 und 60 Jahren fast 70 Personen über 60 Jahre kom-

men. Setzt man die Altersgrenzen für den Altenquotient je fünf Jahre höher an, ergibt sich für 

2030 ein Wert von 50, d. h. 50 Personen über 65 stehen 100 Personen zwischen 25 und 65 

gegenüber. Trotz der deutlich positiven Auswirkungen auf den dann aussagekräftigen Al-

                                                 
126 Zur Zunahme der ferneren Lebenserwartung von 65-jährigen Versichertenrentnern der gesetzli-

chen Rentenversicherung siehe insbesondere Kruse: Sterblichkeit und fernere Lebenserwartung 
von Versichertenrentnern der gesetzlichen Rentenversicherung – Aktuelle Ergebnisse einer Sterbe-
tafelberechnung für1996/1998, DRV, 2000, S. 121 ff. 

127 Siehe: Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung: Bevölkerung, 2004, S. 62. 
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tersquotienten (67/20) durch die vorgesehene Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jah-

re, wird es eine spürbare Verschiebung mit unvermeidbaren Lasten geben.128 Und diese 

strukturelle Verschiebung wird nicht nur für die Alterssicherung aufgrund einer längeren Leis-

tungsgewährung bedeutsam sein, sondern für alle Sozialversicherungszweige. Denn die 

zunehmende Alterung wird nicht nur auf der Leistungsseite, d. h. bei den Kosten deutliche 

Auswirkungen haben, sondern ebenso auf der Einnahmenseite, da sich hier die (relative) 

Anzahl der Beitragszahler für alle Sozialversicherungssysteme deutlich verringern wird.  

 

b) Ökonomische Entwicklung 

Maßgeblich für die Sozialversicherung ist aber nicht nur die demografische Entwicklung. Ne-

ben den dadurch bedingten Änderungen hat sich das Sozialversicherungssystem insbeson-

dere auch an die veränderten ökonomischen Entwicklungen anzupassen. Diese umfassen 

zwar in besonderem Maße die gesamtwirtschaftliche Konjunktur, jedoch auch bzw. insbe-

sondere die eng mit der Konjunktur zusammenhängende Arbeitsmarktentwicklung. Hier fin-

den sich neben der Anzahl der Beschäftigten bzw. der Arbeitslosen gleich mehrere parallel 

verlaufende Entwicklungen, die es bei der Ausgestaltung der Sozialversicherungssysteme zu 

berücksichtigen gilt: 129 

a) Abkehr von Normarbeitsverhältnissen: Ein zukunftsfähiges Sozialversicherungssystem 

muss der zu beobachtenden Zunahme neuer Erwerbsformen, wie z.B. Teilzeitarbeit, 

Scheinselbstständigkeit und geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen adäquat begeg-

nen.130 Schließlich sind für die finanzielle Stabilität des Systems im Allgemeinen, aber 

auch für die finanzielle Absicherung im Risikofall des einzelnen Versicherten nicht nur 

aggregierte Arbeitsmarktzahlen (Anzahl der Arbeitslosen, Arbeitslosenquote, etc.) von 

Bedeutung, sondern auch die strukturellen Veränderungen in der Beschäftigtenstruktur. 

Und hier gab es bereits in den vergangenen Jahren deutliche Verschiebungen. So hat 
                                                 
128 Zur geplanten Anhebung der Regealtersgrenze von 65 auf 67 Jahre siehe u. a.: Koalitionsvertrag 

von CDU, CSU und SPD: Gemeinsam für Deutschland, 2005, S. 97. 
129 Zu den Interdependenzen zwischen Arbeitsmarkt und Sozialer Sicherung siehe u. a. Steiner / 

Zimmermann, 1996. Zu den Auswirkungen der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit auf die gesetzliche 
Rentenversicherung siehe insbesondere: Loose / Rieckhoff: Gesetzliche Rentenversicherung in 
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit. Die Angestelltenversicherung, 2005, S. 71 ff. und Michaelis: Auswir-
kungen der Beschäftigungskrise auf die gesetzliche Rentenversicherung; Die Angestelltenversiche-
rung, 1999, S. 325 ff. Ein umfassender Überblick über die Zusammenhänge aus nationaler und in-
ternationaler Sicht zwischen Arbeitsmarkt und Alterssicherung findet sich in: VDR (Hrsg.): Arbeits-
markt und Alterssicherung, DRV-Schriftenreihe, Band 42, 2003. 

130 Siehe zu dieser Problematik ausführlich u. a.: Becker / Faik: Nichtnormalarbeitsverhältnisse: Eine 
Gefahr für die gesetzliche Rentenversicherung?, DRV, 1999, 273 ff. und Dombois: Der schwierige 
Abschied vom Normalarbeitsverhältnis, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37/99, 1999, S. 13 ff. Zu 
den Änderungen im Bereich der Arbeit und den notwendigen Änderungen in der Rentenversiche-
rung siehe auch: Thiede: Anpassung der Rentenversicherung an den Wandel der Arbeit; Vortrag 
während des Pressekontaktseminars der BfA am 2. und 3. November 1999. Zu den aktuellen Ent-
wicklungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse siehe u. a. Ehler: Zur Entwick-
lung der Mini- und Midijob, DRV, 2005, S, 394 ff. 
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beispielsweise die Vollzeit-Beschäftigung deutlich an Bedeutung verloren (- 11 %), wäh-

rend andere Erwerbsformen, wie beispielsweise befristete Arbeitsverhältnisse (+ 13 %), 

Selbständige (insgesamt + 20 %) und Teilzeitarbeit (+ 44 %) in ihrer Anzahl mit zweistel-

ligen Wachstumsraten zugenommen haben.131 

b) Zunehmende Individualisierung und ein neues Rollenverständnis von Mann und Frau: 

Dies ist beispielsweise bei der zukünftigen Ausgestaltung der Mitversicherung in der 

Krankenversicherung oder bei der Rentenversicherung bezüglich der Absicherung von 

Frauen zu beachten.132  

c) Unstete Erwerbsbiographien: Insbesondere die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit führt ne-

ben Zeiten der Fort- und Weiterbildung u. ä. zu zunehmend unsteten Erwerbsbiogra-

phien. Sie sind vor allem im Hinblick auf die Gefahr eines fehlenden Gesundheitsschut-

zes oder auch bezüglich der Gefahr von Altersarmut bei zukünftigen Reformmaßnahmen 

zu berücksichtigen. 

Damit ist neben der demografischen Entwicklung ebenso entscheidend, unter welchen öko-

nomischen bzw. arbeitsmarktbedingten Rahmenbedingungen sich die Anpassung der Sozi-

alversicherung vollzieht. Ob jemand Beitragszahler ist, hängt schließlich nicht nur von sei-

nem Alter, sondern vor allem davon ab, ob er eine sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gung ausübt. Hohe Arbeitslosenquoten, wie wir sie derzeit zu verzeichnen haben, führen bei 

allen Sozialversicherungsträgern zu erheblichen Beitragsausfällen. Bis zum Jahr 2030 wird 

jedoch damit gerechnet, dass sich die Anzahl der Arbeitslosen auf etwa 1,7 Millionen deut-

lich verringern wird.133 Gleichzeitig wird eine parallel dazu verlaufende deutliche Abnahme 

der Beschäftigten erwartet, und zwar von heute fast 38,7 auf dann rund 37,8 Millionen.134 

 

c) Reaktionen auf die demografische und ökonomische Entwicklung – das Beispiel der 
Rentenversicherung  

Insgesamt ist in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten für die Anpassung der Sozialver-

sicherungssysteme an die sich ändernden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen bereits 

                                                 
131 Vgl. Fasshauer: Die Folgen des demografischen Wandels für die gesetzliche Rentenversicherung, 

in: Kerschbaumer / Schröder (Hrsg.): Sozialstaat und demographischer Wandel, 2005, S. 74. 
132 Mit einzelnen Elementen der Rentenreform 2000/2001 wurde hier bereits ein Schritt für einen adä-

quaten Umgang mit diesen Veränderungen vorgenommen (vgl. hierzu u. a. Stahl / Stegmann: Die 
Reform der Hinterbliebenenrenten, DRV, 2001a, S. 295 ff. und den Ergänzungen hierzu: Stahl / 
Stegmann: Die Reform der Hinterbliebenenrenten, DRV, 2001b, S. 387 ff.). 

133 Siehe zu den Prognosen zur mittel- und langfristigen Entwicklung des Arbeitsmarktes insbesonde-
re: BMGS (Hrsg.): Bericht der Kommission Soziale Sicherheit: Zur Reform der sozialen Sicherungs-
systeme, 2003, S. 61 ff. sowie: Lutz / Meyer / Schnur / Zika: Projektion des Arbeitskräftebedarfs bis 
2015. Modellrechnungen auf Basis des IAB/INFORGE-Modells; Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, Heft 3, 2002, S. 305 ff.  

134 Vgl. BMGS (Hrsg.): Bericht der Kommission Soziale Sicherheit: Zur Reform der sozialen 
Sicherungssysteme, 2003, S. 63.  
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viel geschehen. Basis wesentlicher Änderungen waren in vielen Fällen Forschungsaktivitä-

ten, die zum einen die Ausgangssituation mit den zu beachtenden Rahmenbedingungen 

beschrieben und zum anderen zielführende Reformvorschläge von weniger Erfolg verspre-

chenden Maßnahmen trennten. Dieses Vorgehen erfolgte auch in der gesetzlichen Renten-

versicherung, für die beispielhaft auf das Rentenreformgesetz 1992 verwiesen sei.135  

Die besondere Herausforderung bei den vergangenen Rentenreformen, die in vielfacher 

Weise auf wissenschaftlichen Ausarbeitungen basierten, lag in der Stärkung der intergenera-

tiven Gerechtigkeit. Weil sich aufgrund der demografischen Veränderungen das Verhältnis 

zwischen Jüngeren und Älteren immer weiter verschiebt, muss sich das Sicherungssystem 

anpassen, um eine strukturelle Benachteiligung kommender Generationen zu verhindern. 

Gleichzeitig müssen die Reformen aber auch die Interessen und Anliegen derer, die über 

Jahre und Jahrzehnte hinweg Beiträge zum System geleistet haben, angemessen berück-

sichtigen. Inzwischen zeigt sich, dass mit den bereits getroffenen Maßnahmen dieser Anfor-

derung Rechnung getragen wurde. Dies zeigt sich auch mit Blick auf die langfristige finan-

zielle Stabilität der gesetzlichen Rentenversicherung. So konnte der im Jahr 1989 prognosti-

zierte Anstieg des Beitragssatzes aufgrund der durchgeführten Reformen zu rund 4/5 ver-

mieden werden – und zwar bei Stabilisierung des Nettorentenniveaus bei etwa 70 %.136 

Trotzdem muss sich das Alterssicherungssystem – ebenso wie die weiteren Sozialversiche-

rungszweige – auch weiterhin den sich ändernden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 

anpassen. Nur so lässt sich die politische und finanzielle Nachhaltigkeit sichern. Die Anpas-

sung des Systems an sich ändernde Rahmenbedingungen ist damit ein Vorgang, der sich 

nicht in einem Schritt, sondern nur in einem kontinuierlichen Prozess vollziehen kann. 

 

3.2.3  Solidarität und Sozialer Ausgleich  

Neben ihrer Anpassungsfähigkeit an die demografischen und ökonomischen Entwicklungen 

leisten die solidarischen Elemente und der soziale Ausgleich der einzelnen Sozialversiche-

rungszweige einen wichtigen Beitrag für die politische Nachhaltigkeit des sozialen Siche-

rungssystems. Als Kernelemente sind vor allem die in Abbildung 2 genannten und durch die 

einzelnen Sozialversicherungszweige abgedeckten sozialen Risiken zu nennen. 

Die Sozialversicherung bietet mit ihrem umfassenden Leistungskatalog weit mehr als private 

Versicherungen. So ist die Beitragszahlung unabhängig vom individuellen Risiko (Ge-

                                                 
135 Siehe bspw. im Bereich der Alterssicherung die Vorbereitungen zum Rentenreformgesetz 1992 

(vgl. Prognos: Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und gesetzliche Rentenversicherung vor dem 
Hintergrund einer schrumpfenden Bevölkerung, Untersuchung im Auftrag des VDR, 1987) oder zum 
sog. RV-Nachhaltigkeitsgesetz (BMGS (Hrsg.): Bericht der Kommission Soziale Sicherheit: Zur Re-
form der sozialen Sicherungssysteme, 2003). 

136 Siehe: Reimann / Frommert: Akzeptanz von sozialpolitischen Reformen und die Rolle der 
Sozialversicherung am Beispiel Alterssicherung, DRV, 2006, S. 78.   
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schlecht, Eintrittsalter, Vorerkrankungen, Zahl der Familienmitglieder, ...). Daneben trägt bei-

spielsweise die Rentenversicherung für ihre Rentner den halben Beitrag zur Krankenversi-

cherung und rechnet Zeiten der Arbeitslosigkeit, der Krankheit, der Kindererziehung und der 

Pflege an. Darüber hinaus finanzieren beispielsweise Kranken-, Arbeitslosen- und Renten-

versicherung Rehabilitationsmaßnahmen. Die Sozialversicherung folgt mit ihrer Ausgestal-

tung anderen Grundsätzen und Zielen als eine private Versichertengemeinschaft. Zwar ist 

auch das System der Sozialversicherung je nach Einzelsystem in unterschiedlicher Ausprä-

gung durch das Versicherungsprinzip geprägt und gerechtfertigt.137 Danach soll als Versiche-

rung organisiert ein Risikoausgleich zwischen den von Risiken bedrohten Personen einer-

seits und den bereits Geschädigten andererseits herbeigeführt werden. Die Sozialversiche-

rung dient aber nicht nur der Sicherung vor einer individuell unkalkulierbaren Gefahrenlage. 

Der versicherungsmäßige Risikoausgleich wird vielmehr durch soziale Komponenten er-

gänzt, die auf dem Gedanken der Solidargemeinschaft beruhen.  

 
Abbildung 2: Abdeckung sozialer Risiken in der Sozialversicherung  

Sozialversicherungszweig Abgedeckte soziale Risiken 
Rentenversicherung  - Alter (§ 35ff. SGB VI) 

- Erwerbsminderung (aufgrund körperlich oder geistig bedingter Leis-
tungsminderung, §§ 43 und 44 SGB VI) 

- Tod oder Verschollenheit (Hinterbliebenenversorgung, § 46ff. SGB 
VI) 

Krankenversicherung - Krankheit (Vorsorge und Behandlung §§ 23f., 27, 38ff. SGB V) 
- Schwangerschaft / Mutterschaft (§ 24 SGB V) 

Pflegeversicherung1 - Körperliche, geistige oder seelische Krankheit sowie 
- Behinderung auf Dauer, voraussichtlich für mindestens 6 Monate (§ 1 

Abs. 4 und § 14 Abs. 1 SGB XI) 
Unfallversicherung - Arbeitsunfall (§ 8 I 1 SGB VII) 

- Berufsunfähigkeit (§ 9 SGB VII) 
Arbeitsförderung und Ar-
beitslosenversicherung 

- Arbeitslosigkeit (wirtschaftliche Absicherung, § 3 Abs. 8 SGB III) 
- Arbeitsförderung (bei drohender Arbeitslosigkeit oder 

Arbeitskräftemangel, § 1 SGB III) 
1 Je nach der Schwere der Pflegebedürftigkeit werden drei Pflegestufen unterschieden. 
Quelle: Fasshauer: Das Alterssicherungssystem im Rahmen der Neuen Institutionenökonomie, 2003, 
S. 21. 

Ein wesentliches Element im Hinblick auf die intragenerativen Beziehungen ist hierbei das 

Wegtypisieren des individuellen Risikos. Während private Versicherungen risikoadäquate 

Beiträge erheben, werden die Beiträge in der Sozialversicherung nach der individuellen Leis-

tungsfähigkeit (in der Regel nach dem Arbeitsentgelt) bemessen. Versicherte werden ohne 

Berücksichtigung etwaiger Einschränkungen ihres Gesundheitszustandes oder des Vorlie-

                                                 
137 Im Grundsatz ist die gesetzliche Rentenversicherung beispielsweise eine reine Risikoversicherung. 

Nur wenn eines der Risiken (Alter, Erwerbsminderung oder Tod) eintritt, werden Leistungen ge-
währt. 
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gens anderer Risiken in den Versicherungsschutz einbezogen. Zugunsten von Frauen wirkt 

sich aus, dass die Sozialversicherung nicht zwischen geschlechtsspezifischen Risiken unter-

scheidet und Frauen wie Männer daher trotz unterschiedlicher durchschnittlicher statistischer 

Lebenserwartung bei gleichem Versicherungsverlauf gleich hohe Leistungen erhalten. Ar-

beitslose und Kranke sind in die Solidargemeinschaft ebenso einbezogen wie Personen, die 

Kinder erziehen oder Angehörige pflegen.  

 

3.2.4 Transparenz des Systems und Vertrauen in die Institution  

Die dritte wesentliche Anforderung und zugleich Herausforderung an eine zukunftsfeste Aus-

gestaltung der Sozialversicherung besteht in einer hohen Transparenz und einem hohen 

Vertrauen in die einzelnen Institutionen. Eine hohe Verständlichkeit und Transparenz ist 

zugleich Voraussetzung für Vertrauen in das gesamte System. Es wäre ein Irrglauben davon 

auszugehen, dass die einzelnen Zweige der Sozialversicherung in diesem Kontext getrennt 

voneinander gesehen werden können. Ganz im Gegenteil sogar: Vielmehr ist eine sehr enge 

Wechselwirkung zwischen den einzelnen Systemen bei Fragen des Vertrauens anzuneh-

men.138  

Derzeit haben alle Einzelsysteme der Sozialen Sicherung mit Vertrauensverlusten zu kämp-

fen.139 Bei der Suche nach den Ursachen dieser Entwicklung sind gleich mehrere Ebenen zu 

berücksichtigen. So dürfte das (geringe) Wissen über die Sozialversicherung, die Komplexi-

tät der Thematik, die schärferen Auseinandersetzungen insbesondere im „Alterssicherungs- 

und Gesundheitsmarkt“ sowie die Berichterstattung in den Medien ebenso eine (Mit-) Ver-

antwortung haben, wie die zunehmende Instrumentalisierung der Sozialpolitik für (tages-) 

politische Zwecke.140 Insbesondere der fehlende breite politische Konsens in der Sozialpolitik 

hat das Vertrauen in die Institutionen spürbar beeinträchtigt. Der Bevölkerung fehlt seit dem 

eine klare Linie, wie sich in der jüngeren Vergangenheit in besonderem Maße im Gesund-

heitsbereich zeigte. Dieser Eindruck besteht zu einem Zeitpunkt, zu dem das System der 
                                                 
138 In Bezug auf die gesetzliche Rentenversicherung zeigen die Ergebnisse aktueller Untersuchungen 

zur Frage des Vertrauens ein heterogenes Bild. Während beispielsweise die Bevölkerung den In-
formationen der gesetzlichen Rentenversicherung ein sehr hohes Vertrauen entgegenbringt, ist das 
Vertrauen in die Institution „Rentenversicherung“ dramatisch gesunken (vgl. Reimann / Frommert: 
Akzeptanz von sozialpolitischen Reformen und die Rolle der Sozialversicherung am Beispiel Alters-
sicherung, DRV, 2006, S. 82 f.).  

139 Siehe hierzu u. a. Heien: Das Vertrauen der Bürger in die gesetzliche Rentenversicherung, DRV, 
2004, S. 215. 

140 Siehe diesbezüglich zur Alterssicherung u. a.: Kohl: Einstellungen der Bürger zur sozialen Siche-
rung, insbesondere Alterssicherung – Ein Überblick über die Forschungslage, DRV 2002, S. 477 ff.; 
Weick: Subjektive Bewertung der Sozialen Sicherung im Zeitverlauf mit besondere Berücksichti-
gung der Alterssicherung, DRV 2002, S. 494 ff.; Roller: Die Entwicklung der Akzeptanz des Sozial-
staats und der Alterssicherung in Deutschland seit Mitte der siebziger Jahre, DRV 2002, S. 510 ff.; 
Gößling: Akzeptanzprobleme der Rentenversicherung aus Sicht der Medien, DRV 2002, S. 536 ff. 
und Kistler:Zusammenstellung von Umfrageergebnissen zu Akzeptanz von und Wissen über die 
Gesetzliche Rentenversicherung, 2003.  
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Sozialen Sicherung für den Einzelnen kaum noch durchschaubar ist – Angst und Emotionen 

sind immer die Folge von Sicherungssystemen, die durch mangelnde Transparenz ins Gere-

de kommen.141 Dieser Entwicklung gilt es entgegenzuwirken. Und dies kann nur geschehen, 

wenn widersprüchliche Regelungen vermieden werden, eine hohe Zielgenauigkeit erreicht 

wird, das System als Ganzes verständlich ist und die beteiligten Institutionen gemeinsam die 

Herausforderungen annehmen. 

 

3.3  Anmerkungen zu den vergleichbaren Herausforderungen bezüglich der  
Aufbringung und Verwendung finanzieller Mittel für die Forschung  

Die einzelnen Sozialversicherungszweige verbinden aber nicht nur die inhaltlichen Heraus-

forderungen in Bezug auf demografische und ökonomische Entwicklung sowie bezüglich 

Transparenz und Vertrauen, sondern ebenso eine zunehmende Beschränkung bei der Ver-

ausgabung von Beitragsmitteln für die Forschung. Die Beschränkungen zielen hierbei nicht 

nur auf das finanzielle Volumen, sondern auch auf den Spielraum, der den jeweiligen Institu-

tionen für die Verwendung der Mittel gewährt wird. Obgleich die Unterschiede bezüglich 

Budget und Verwendungsmöglichkeiten zwischen den einzelnen Trägern der Sozialversiche-

rung teilweise deutlich sind, vereint sie der zunehmende Druck, nicht nur für eine weiterhin 

sachadäquate, zielgerichtete und verantwortungsbewusste Forschung die Mittel zu verwen-

den, sondern auch die Notwendigkeit, aus den umfangreichen Fragestellungen einzelne he-

rauszuheben. Aber gerade diese Beschränkung und die damit einhergehende Notwendigkeit 

einer klaren Priorisierung bei der Durchführung von Forschungsaktivitäten besitzt auch eine 

große Chance. Die Chance nämlich, dass die Institutionen, die vor vergleichbaren Heraus-

forderungen und damit vergleichbaren Fragestellungen stehen, verstärkt Kooperationen ein-

gehen. Dies dürfte nicht nur im Sinne der Beitragszahler sein, sondern auch die Qualität der 

Forschungsergebnisse positiv beeinflussen.   

 

4.  Vergleichbare Fragestellungen in den einzelnen Sozialversicherungszweigen  

Vor dem Hintergrund der genannten Herausforderungen ergeben sich für die Zweige der 

Sozialversicherung vergleichbare Fragestellungen. Von besonderer Bedeutung ist hierbei die 

Frage nach der finanziellen Stabilität des gesamten Sozialversicherungssystems sowie die 

Frage nach dem Sozialen – dem Kernbereich der sozialen Sicherungssysteme. Bezüglich 

der finanziellen Entwicklung gab es gerade in den vergangenen Jahren Entwicklungen, die 

deutlich gemacht haben, wie bedeutsam eine gemeinsame Vorgehensweise ist. So gab es 

bezüglich der finanziellen Nachhaltigkeit aller einzelnen Sozialversicherungszweige zwei 

explizit hierfür eingesetzte Kommissionen (sog. „Nachhaltigkeits-Kommision“ sowie sog. 
                                                 
141 Vgl. Biedenkopf: Vorwort, in: Miegel (Hrsg.): Sicherheit im Alter, 1981, S. 15. 
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„Herzog-Kommission“).142 Sie dokumentieren, dass die Politik eine gemeinsame Vorgehens-

weise bereits heute einfordert, d. h. die Politik ist bereits ein Schritt weiter als die Sozialversi-

cherung. Möchte die Sozialversicherung ihren politischen Einfluss geltend machen, so 

kommt sie nicht umhin, auch dieser Entwicklung gerecht zu werden.  

Ein Schwerpunkt der zu behandelnden Fragestellungen wird die Frage nach dem „Sozialen“, 

dem zentralen Kernelement unserer Sozialversicherungen, sein. Gerade angesichts steigen-

der finanzieller Ausgaben der Sozialversicherungssysteme geraten sie mehr und mehr in die 

öffentliche und politische Diskussion.  Was macht sie sozial? Was ist sozial bzw. wird als 

sozial angesehen? Was sollen Elemente des sozialen Ausgleichs beinhalten, was nicht? Die 

Sozialversicherungen stehen vor der Notwendigkeit, ihre Legitimation stärker zu betonen. 

Kernelement des Sozialen in den Sozialversicherungen ist ein bewusster Verzicht auf die 

Berücksichtigung individueller, systematischer Risikounterschiede bei der Gestaltung von 

Beiträgen und Leistungen. Darüber hinaus ergeben sich jedoch viele weitere Fragen im Zu-

sammenhang mit dem Sozialen. Zu nennen sind hier beispielsweise Fragen nach den Be-

ziehungen des Sozialen zu Wirtschaft und Wettbewerb, zu sozialethischen Dimensionen der 

sozialen Sicherung, zur Messbarkeit des Sozialen oder zur Position des Sozialen im Span-

nungsfeld von Solidarität und Subsidiarität.143 Angesichts sich verändernder ökonomischer 

und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen muss auch die Verteilung der Belastungen in 

einer Gesellschaft immer neu ausgehandelt werden. Diese Veränderungen betreffen alle 

Zweige der Sozialversicherung. Insofern ist auch hier ein gemeinsames Vorgehen bei der 

Suche nach Lösungen und Antworten auf die Fragestellungen sinnvoll. 

Darüber hinaus ergeben sich weitere gemeinsame Fragestellungen für die Sozialversiche-

rung, auf die gemeinsame Antworten gefunden werden müssen:144 

a)  Interdisziplinäre Grundsatzfragen 

Hier ergeben sich beispielsweise Fragen nach dem grundsätzlichen Zusammenhang von 

sozialer Sicherung und Wirtschaftswachstum. Daneben stellen die demographische Ent-

wicklung und die Globalisierung grundlegende Herausforderungen für alle Systeme der 

sozialen Sicherheit dar. Welchen Einfluss haben sie? Welchen Einfluss haben supranati-

onale Organisationen? Wie wirkt sich die Flexibilisierung der Arbeitswelt auf die soziale 

Sicherheit aus? Wir wirken Arbeitswelt und Gesundheit im Hinblick auf Frühverrentung 

                                                 
142 Siehe hierzu u. a.: BMGS (Hrsg.): Bericht der Kommission Soziale Sicherheit: Zur Reform der sozi-

alen Sicherungssysteme, 2003 sowie Kommission Soziale Sicherheit: Zur Reform der sozialen Si-
cherungssysteme, 2003.  

143 Diese und andere Fragen im Hunblick auf das Soziale in der Alterssicheurng griff die 5. Jahresta-
gung des FNA am 1. und 2.12.2006 auf. Vgl. dazu die Publikation des Tagungsbandes: Deutsche 
Rentenversicherung Bund (Hrsg.), Das Soziale in der Alterssicherung, DRV-Schriften, Band 66, 
2006. 

144 Diese Forschungsfragen sind das Ergebnis der Beratungen des Spitzengesprächs „Soziale Sicher-
heit“ vom 15./16.02.2005. 
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und Altersgrenzen zusammen? Sind Änderungen bei den Bemessungsgrundlagen der 

Sozialversicherungsbeiträge oder beim versicherten Personenkreis notwendig? Und nicht 

zuletzt die grundsätzliche Frage: Was ist „Gerecht“ bzw. was heißt „Generationengerech-

tigkeit“ aus der Sicht verschiedener Akteure?  

b)  Internationale Fragestellungen 

Im internationalen Bereich ist beispielsweise die Frage nach dem Einfluss europäischen 

Rechts auf die nationale Sozialversicherung von Interesse. Darüber hinaus sind internati-

onale Vergleiche der Regelungen in den Sozialversicherungssystemen anderer Länder 

von Bedeutung, um möglicherweise von ihnen zu lernen. Entwicklungen auf europäischer 

Ebene wie die Offene Methode der Koordinierung oder mögliche Harmonisierungen der 

Sozialversicherungssysteme spielen hier genauso eine Rolle wie die Erweiterung der Eu-

ropäischen Union und ihre Auswirkungen auf die Systeme der sozialen Sicherheit. 

c)  Akzeptanz des Sozialversicherungssystems 

Schließlich spielen Fragen der Akzeptanz des Systems der sozialen Sicherheit eine gro-

ße Rolle. Zu nennen ist hier beispielsweise die grundsätzliche Frage, welches Ansehen 

die Sozialversicherung bei welchen Bevölkerungs- und Altersgruppen genießt und welche 

Faktoren diese Wahrnehmung bestimmen. Darüber hinaus ist hier von Interesse, wie der 

Informationsgrad über die Sozialversicherung in verschiedenen Alters- und Bevölke-

rungsgruppen ist. Schließlich sind hier Fragen zum Zusammenwirken von abgesicherten 

Risiken, Typen von Sozialversicherungssystemen und der Akzeptanz des Systems auf-

geworfen. 

 

5. Konkrete Ansätze einer gemeinsamen Vorgehensweise im Forschungsbereich 

Aufgrund der ausgeführten gemeinsamen Herausforderungen und Fragestellungen, bislang 

aber noch wenig koordinierter Forschungsaktivitäten der Sozialversicherung wurde auf den 

Spitzengesprächen „Soziale Sicherheit“ am 17. und 18. Februar 2004 in Bensheim und am 

15. und 16. Februar 2005 in Iphofen beschlossen, die Möglichkeiten einer engeren Koopera-

tion zwischen den Spitzenverbänden der Sozialversicherung in der Forschung weiter zu kon-

kretisieren. Auf Basis dieser Beschlüsse wurde als erste konkrete Zusammenarbeit der Spit-

zenverbände im Forschungsbereich eine Tagung zum Thema „Gesund länger arbeiten – 

Gesund in Rente“ vor dem Hintergrund des demographischen Wandels vorgeschlagen. Die-

sem Vorschlag haben die Teilnehmer des Spitzengesprächs am 14. und 15. Februar 2006 in 

Berlin-Schmöckwitz zugestimmt. 

Die Veranstaltung wird die erste von allen Sozialversicherungsträgern gemeinsam ausge-

richtete Tagung in dieser Form sein. Ihr Ziel ist es, vor dem Hintergrund der alle Zweige der 
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Sozialversicherung betreffenden Herausforderung des demographischen Wandels For-

schungsbedarf aus Sicht aller Sozialversicherungsträger in Deutschland zu identifizieren und 

gemeinsame Forschungsfelder bzw. -themen zu konkretisieren. Die Rentenversicherung 

wird auf dieser Tagung in Form von Statements und Vorträgen Themen einbringen, die aus 

ihrer Sicht Forschung und Zusammenarbeit erfordern. Darüber hinaus wird diese Tagung 

auch die Möglichkeit bieten, Netzwerke im Bereich der Sozialversicherungs-Forschung auf-

zubauen, zu erneuern und zu stärken. Die Ergebnisse dieser Tagung werden auf den Inter-

net-Seiten der Deutschen Sozialversicherung unter http://www.deutsche-

sozialversicherung.de veröffentlicht. 

 

6. Ausblick 

Die Ausführungen haben nicht nur die gemeinsamen Herausforderungen der Sozialversiche-

rung und die damit zusammenhängenden Fragestellungen bezüglich der demografischen 

und ökonomischen Entwicklung deutlich gemacht, sondern auch die vergleichbar engen 

Spielräume, innerhalb derer sich die einzelnen Institutionen diesen Fragestellungen nähern 

können. Vor diesem Hintergrund wurden zahlreiche Fragestellungen aufgegriffen, die in Fol-

ge dieser Entwicklungen von allen Sozialversicherungsträgern zu beantworten sind. Die ein-

zelnen Themen bilden hierbei Ansatzpunkte für eine verstärkte inhaltliche Kooperation inner-

halb der Sozialversicherung. In welcher Form die Fragestellungen umgesetzt werden sollen 

und können, ist hierbei noch völlig offen. In Bezug auf die Auswirkungen der demografischen 

Entwicklung wurde mit der angesprochenen Tagung „Gesund länger arbeiten“ bereits eine 

erste konkrete Maßnahme in die Wege geleitet. Eine Veranstaltung dieser Art darf aber we-

der in der Thematik, noch in der Form die einzige Kooperation sein, sondern kann nur einen 

Schritt auf dem Weg der verstärkten Kooperation darstellen. Die hierbei anzudenkenden 

Möglichkeiten sind vielfältig (siehe hierzu auch den Beitrag von Stecker in diesem Band). Zu 

nennen ist bezüglich der inhaltlichen Kooperation beispielsweise ein enges Vorgehen bei der 

Grundlagenforschung zur Theorie der Sozialpolitik. Bezüglich der Kooperationsformen bei 

konkreten Fragestellungen ist u. a. an den Einsatz einer gemeinsamen Datenbank zu den-

ken. Daneben sollte ein abgestimmtes Vorgehen bei der Vergabe von Projekten bzw. bei der 

Annahme von Projektanträgen, die Ausrichtung gemeinsamer Veranstaltungen sowie die 

Gestaltung eines gemeinsamen Internetauftritts angedacht werden. Denn eines dürften ge-

rade die sozialpolitischen Diskussionen in der jüngeren Vergangenheit gezeigt haben: Die 

Sozialen Sicherungssysteme stehen vor großen Herausforderungen, was ihre Anpassungs-

fähigkeit betrifft. Insbesondere für die Gewährleistung dieser sind wissenschaftlich fundierte 

Analysen unabdingbar. Und hier dürfte ein gemeinsames Vorgehen nicht nur inhaltlich ziel-

führend, sondern auch im Sinne der Verwendung von Beitragsmitteln verstärkt notwendig 

sein. 
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Das FNA im Profil  
 

Das Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA) ist eine Plattform für die wissenschaftliche 

Auseinandersetzung zwischen der gesetzlichen Rentenversicherung, der Politik und der 

Wissenschaft auf dem Gebiet der Alterssicherungsforschung. Das FNA verfügt über ein breit 

gefächertes Förderportfolio. Hierunter fallen Jahrestagungen, Workshops und Symposien, 

Graduiertenkolloquien, Projekte, Stipendien, Druckkostenzuschüsse für Dissertationen und 

der jährlich ausgelobte FNA-Preis. 

 

FNA-Jahrestagungen  

Die FNA-Jahrestagungen stellen eine der Höhepunkte der Tätigkeiten des FNA dar, denn 

hier treten regelmäßig hochkarätige Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vor zahlrei-

chem Publikum zu einem grundlegenden und zugleich sehr aktuellen rentenpolitischen The-

ma auf.  

 
FNA-Jahrestagungen (2001-2007) 
 
Jahr Zeitraum/Ort Thema  
2001 09.-10.11.2001 

Berlin 
Offene Koordinierung der Alterssicherung in der Europäischen Union 
DRV-Schriften Band 34 

2002 05.-06.12.2002 
Dresden 

Arbeitsmarkt und Alterssicherung 
DRV-Schriften Band 42 

2003 04.-05.12.2003 
Erfurt  

Generationengerechtigkeit – Inhalt, Bedeutung und Konsequenzen für die 
Alterssicherung 
DRV-Schriften Band 51 
Tagungsbericht: DRV 1-2/2004, S.111-115 

2004 02.-03.12.2004 
Leipzig 

Interdependenzen in der sozialen Sicherung - 
Wirkungen und Reformoptionen  
DRV-Schriften Band 60 

2005 01.-02.12.2005 
Erkner (bei Berlin) 

Das Soziale in der Alterssicherung 
DRV-Schriften Band 66  
Tagungsbericht: DRV 2-3/2006, S.184-192 

2007 25.-26.01.2007 
Erkner (bei Berlin) 

50 Jahre Rentenversicherung – Sicherheit durch Anpassungsfähigkeit  

 
 
FNA-Graduiertenkolloquien, Workshops und Symposien  
Tagungen und Workshops dienen dem interdisziplinären Austausch der Wissenschaftler un-

tereinander und dem intensiven Dialog mit der Rentenversicherung und tragen somit zur 

Weiterentwicklung des FNA-Netzwerks bei. Die jährlich als zweitätige Veranstaltungen 

durchgeführten Graduiertenkolloquien sind ein wichtiges Element der Nachwuchsförderung 

des FNA. Regelmäßig berichten hier junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von 

ihren Forschungsarbeiten und aktuellen Ergebnissen.  
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FNA-Graduiertenkolloquien, Workshops und Symposien mit Beteiligung des FNA 
(2000-2006)  
 
Zeitraum/Ort Art der Tagung Thema  
02. – 03.03.2000 
Höhenried 

Symposium Kooperation zwischen Wissenschaft und Sozial-
politik 

18. – 19.12.2000 
Würzburg 

Symposium Forschungsbedarf im Bereich der Alterssicherung 

22. – 23.03.2001 
Würzburg 

Symposium Besteuerung von Altersvorsorge 

21.06.2001 
Berlin 

Workshop Indikatorenbildung im Bereich Alterssicherung  

24.-25.01.2002 
Schönberg/Bensheim 

FNA-Graduiertenkolloquium  

04. – 05.07.2002 
Würzburg 

Workshop Wissen über die Rentenversicherung und ihre 
Beurteilung im Wertewandel 
Tagungsbericht: DRV 9-10/2002, S.473-476 

10. – 11.10.2002 
Würzburg 

Workshop Chancen von eGovernment für die gesetzliche 
Rentenversicherung 
Tagungsbericht: DRV 1-2/2003, S.101-103 

14.10.2002 
Berlin 

Wissenschaftliches Kolloquium Alterssicherung und Familie 

06.-07.03.2003 
Würzburg 

FNA-Graduiertenkolloquium  

26. - 27.03.2003 
Berlin 

Internationale Tagung 
des VDR, BMGS und MPI  

Offene Koordinierung der Alterssicherung in der 
Europäischen Union – Quo Vadis? 
DRV-Schriften Band 47  

01.-02.03.2004 
Würzburg 

FNA-Graduiertenkolloquium  

08.03.2004 
Schweizer Botschaft in Berlin 

Veranstaltung VDR und 
der Verlagsgruppe Georg von 
Holtzbrinck GmbH 

Ist die Rente sicher? Altersvorsorge im Vergleich 

01. - 02.06.2004 
Brüssel 
 

Seminar 
ETUI Network Meeting 
„Occupational Pension Schemes in 
Europe” 

Rentenfonds in Europa  

03. – 04.06.2004 
Höhenried 

Arbeitstagung zwischen BMGS und VDR Warum Forschungsnetzwerk Alterssicherung 
(FNA)? 

28. – 29.06.2004 
Würzburg 

Workshop Forschungsrelevante Daten der Rentenversiche-
rung 

24.07.2004 
München 

Wissenschaftliches Kolloquium Die Rahmenvorgaben des inter- und supranatio-
nalen Rechts für die aktuellen Reformen im 
Arbeits- und Sozialrecht 

19.11.2004    
Berlin 

Forschungsgespräch zwischen BMGS, 
VDR, BfA 

Besprechung auf Fachebene bezüglich For-
schungsvorhaben im Bereich der Alterssicherung 

17.-18.02.2005 
Würzburg 

FNA-Graduiertenkolloquium  

11. – 13.03.2005 
Wesseling 
Schloß Eichstädt 

Kurzseminar der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Zusammenarbeit mit dem VDR 

Der demographische Wandel als politische und 
gesellschaftliche Herausforderung 

29. – 30.04.2005 
Budapest 

Workshop in der 
Andrássy Universität Budapest   mit 
Beteiligung der Robert-Bosch-Stiftung 
und Friedrich-Ebert-Stiftung  

Reformen der Alterssicherung in Mittel- und 
Osteuropa – 
Impulse und Politikleitbilder für die Europäische 
Union 

12. – 13.07.2005 
Frankfurt am Main 

Tagung des Institut for European Health 
Policy and Social Law und FNA 

Föderalismus und Sozialversicherung 
Tagungsbericht: DRV 10-11/2005, S.645-648 

16. – 18.09.2005 
Erkner bei Berlin 

Internationale Tagung 
mit der Universität  Bielefeld 

Transformation of the Modern State – From State 
Provision to State-Regulated Markets in Euro-
pean Old-Age Security? 

06.-07.2006 
Erkner bei Berlin 

FNA-Graduiertenkolloquium Sämtliche Beiträge downloadbar unter: 
http://forschung.deutsche-
rentenversicherung.de 

12.09.2006 
Berlin 

Workshop Der Übergang von der Erwerbs- in die Ruhe-
standsphase - Berichte aus laufenden FNA-
Projekten 
Tagungsbericht: DRV 10-11/2006 
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FNA-Projekte 

Ein zentraler Bestandteil der Arbeit des FNA ist die Förderung von Forschungsprojekten im 

Bereich der Alterssicherung. Übergeordnete Ziele des FNA sind dabei die Analyse von 

Grundsatzfragen und von spezifischen aktuellen Fragen sowie das rechtzeitige Erkennen 

von Tendenzen und Entwicklungen im Bereich der Alterssicherung in Politik und Wissen-

schaft auf nationaler und internationaler Ebene. Forschungsprojekte von externen Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern stellen eine wichtige Ergänzung zur eigenen For-

schungs- und Entwicklungsarbeit der Deutschen Rentenversicherung dar.  

Eine moderne und erfolgreiche Politikberatung benötigt ständig neues Wissen aus der For-

schung. Engen Kooperationen der Deutschen Rentenversicherung mit anderen Forschungs-

förderorganisationen und Forschungsinstitutionen kommt daher eine besondere Bedeutung 

zu. Dabei muss der jeweilige Kenntnisstand zu den verschiedenen Forschungsfeldern in der 

gesamten Forschungslandschaft und innerhalb der Deutschen Rentenversicherung aufberei-

tet werden. Die übergeordneten Fragen bei allen Projekten lauten: Welche Erkenntnisse lie-

gen zu der Thematik vor und welche Wissenslücken existieren? Welche externen Ressour-

cen in der Wissenschaft können nutzbar gemacht werden? Welche Projektnehmer sollten mit 

welchen konkreten Fragestellungen und Methodiken beauftragt werden?  

Bei der Betreuung und der Evaluation der Forschungsprojekte aus den verschiedensten Dis-

ziplinen, werden sämtliche wissenschaftlichen Ressourcen der Deutschen Rentenversiche-

rung genutzt. So wird insbesondere eng mit dem Forschungsdatenzentrum der Rentenversi-

cherung (FDZ-RV), den Bereichen Entwicklung und Statistik des Geschäftsbereichs „For-

schung Entwicklung Statistik“ sowie dem Finanzbereich und den juristischen Grundsatzbe-

reichen zusammen gearbeitet. In der Zukunft wird weiterhin darum gehen, Forschungser-

gebnisse für die Deutsche Rentenversicherung in der Praxis optimal nutzbar zu machen und 

in die Öffentlichkeit zu kommunizieren. In dem Maße, in dem dies gelingt, ist Forschungsför-

derung Zukunftssicherung.  
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FNA-Projekte (seit 2002) 
 
 
Zeitraum     

         
           Thema 

 
Projektnehmer 

2002 -2004 
 

Zielvorstellungen in der Alterssicherung: Konkretisierung, Operati-
onalisierung und Messung als Grundlagen für normative Aussagen 

Prof. Dr. Winfried Schmähl  
PD Dr. Uwe Fachinger, 
Universität Bremen 

2002 -2003 
 
 

Armut der älteren Bevölkerung in den Ländern der Europäischen 
Union – eine empirische Analyse auf Basis des Europapanels unter 
Verwendung verschiedener Methoden der Armutsmessung 
veröffentlicht in DRV-Schriftenreihe Band 54  

Prof. Dr. Richard Hauser, 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
Johann Wolfgang Goethe- 
Universität Frankfurt am Main 

2002 -2003 
 
 

Auswirkungen veränderter Rahmenbedingungen auf die Finanzen 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
veröffentlicht in DRV-Schriftenreihe Band 49  

Stefan Eitenmüller, 
Dr. Reinhard Schüssler 
Prognos AG,  Basel 

2002 -2003 
 
 

Berücksichtigung von Familienleistungen in der Alterssicherung. 
Der Prüfauftrag des Bundesverfassungsgerichts: Analyse und 
Folgerungen aus ökonomischer Sicht 
veröffentlicht in DRV-Schriftenreihe Band 65  

Prof. Dr. Winfried Schmähl 
Dr. Heinz Rothgang 
Dr. Holger Viebrok 
Universität Bremen 

2002 -2003 
 
 

Sozialversicherung und Familie zwischen sozialem Ausgleich und 
staatlicher Verantwortung 
veröffentlicht in DRV-Schriftenreihe Band 46  

Prof. Dr. Friedhelm Hase, 
Universität Siegen 

2003 Wie hat sich die Akzeptanz der gesetzlichen Rentenversicherung in 
den letzten Jahren entwickelt? – Analyse neuester Umfrageergeb-
nisse zu Akzeptanz von und Wissen über die gesetzliche Renten-
versicherung (2003) 
Bericht downloadbar unter: http://forschung.deutsche-
rentenversicherung.de 

Prof. Dr. Ernst Kistler, 
INIFES gGmbH 
 

2003 -2004 
 
 

Dynamisches Analysesystem Alterssicherung (AsA D 1) – Simula-
tionsbasierte Wirkungsanalyse der Alterssicherung im Mehr-
Säulen-System 
veröffentlicht in Fraunhofer Series in Information and Com-
munication Technology, Band 7, Shaker Verlag Aachen 2005 
und DRV 7-8/2006, S.484ff. 

Dr. Martin Grub, 
Dr. Susanne Maidorn 
Fraunhofer-Gesellschaft 

2005 -2007 
 

Beschäftigungsmöglichkeiten für ältere Arbeitnehmer und ihre 
Auswirkungen auf die Sicherung im Alter 

Prof. Dr. Gerhard Bäcker, 
Universität Duisburg-Essen 
PD Dr. Matthias Knuth, 
Dr. Martin Brussig 
Institut Arbeit und Technik (IAT)   

2005 -2006 
 

Betriebliche Effekte auf die Wahl des Renteneintrittsalters 
 

Prof. Dr. Joachim Merz, 
Derik Burgert 
Universität Lüneburg 

2005 -2007 
 
 

Die institutionelle Dynamik im „Welfare mix“ der Alterssicherung. 
Zum Wandel von System- und Legitimationsstrukturen in den 
Rentensystemen Deutschlands und Frankreichs 

PD Dr. Ingo Bode, 
Universität Duisburg-Essen 

2006 Darf die gesetzliche Rentenversicherung private Zusatzversiche-
rungen vermitteln?  

Prof. Dr. H.-P. Schwintowski, 
Humboldt-Universität zu Berlin 

2006 Forschungslandschaft Alterssicherung in Deutschland –  
ein Überblick  

Prof. Dr. Frank Nullmeier, 
Universität Bremen 

2006 Beitragsausfall durch Entgeltumwandlung  Dr. Klaus Kortmann, 
TNS Infratest Sozialforschung 

2006 Ein experimentelle Untersuchung von Umverteilungspräferenzen in 
Sozialsystemen  

Prof. Stefan Traub,  
Universität Bremen 

2006 - 2007 
 

Unterstützung von Forschungsarbeiten zur Geschichte der Alters-
sicherungspolitik in der Bundesrepublik Deutschland 

Prof. Dr. Winfried Schmähl, 
Universität Bremen 

2006 - 2008 
 

Auswirkungen von Antidiskriminierungsanforderungen im Prozess 
der europäischen Integration bezüglich altersselektiver Personal-
rekrutierungspolitiken  

Prof. Dr. Wolfgang Clemens, 
Freie Universität Berlin 
 

2006 - 2007 
 

Wirkungsanalyse der steuerlichen Förderung der Altersvorsorge in 
Deutschland 

Prof. Dr. Hans Fehr, 
Universität Würzburg 

2006 - 2008 
 

Fortführung des Berichtssystems zum Altersübergang aus der 
Sicht von Beschäftigten und Betrieben („Altersübergangs-Monitor“) 
Bericht downloadbar unter: http://www.iatge.de 

PD Dr. Matthias Knuth, 
Institut Arbeit und Technik (IAT) Gel-
senkirchen 
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FNA-Stipendien 

Ein zentrales Anliegen des FNA ist die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses im 

Bereich der Alterssicherungsforschung. Neben der projektbezogenen Förderung vergibt das 

FNA hierzu an überdurchschnittlich qualifizierte Nachwuchswissenschaftler Stipendien für 

Forschungsvorhaben, die zugleich der Erlangung eines akademischen Grades dienen. Ge-

fördert werden Forschungsprojekte aus verschiedenen Fachgebieten, die sich mit dem The-

ma Alterssicherung befassen und einen wichtigen Beitrag zur wissenschaftlichen Diskussion 

erwarten lassen. Neben der Förderung durch Stipendien bietet das FNA die Möglichkeit für 

Druckkostenzuschüsse für wissenschaftliche Veröffentlichungen und für sonstige Aufwen-

dungen im Zusammenhang mit Forschungstätigkeiten auf dem Gebiet der Alterssicherung. 

Die finanzielle und ideelle Unterstützung der jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler durch das FNA trägt zur Weiterentwicklung innovativer Reformüberlegungen im Bereich 

der Alterssicherungspolitik bei und ist ein wichtiger Bestandteil der Netzwerkarbeit des FNA.  
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Stipendiaten des FNA 
 
Stipendiat Thema Zeitraum 
Alexander Meindel 
(betreuender Professor:  
Prof. Dr. Bert Rürup, TU Darmstadt) 

Intergenerative Verteilungswirkung beim Über- 
gang zu einer nachgelagerten Rentenbesteuerung  
(Dissertation, erschienen: Peter Lang, Frankfurt/Main, 2004) 

02/2002 – 04/2003 
 

Stephan M. Mittelsten Scheid 
(betreuender Professor: 
Prof. Dr. Dieter Birk, Universität Münster) 

Reform der Altersbesteuerung Verfassungsrechtliche Vor-
gaben und Grenzen (Dissertation,  
erschienen in: Münsterische Beiträge zur Rechtswissen-
schaft Band 155, Duncker & Humblot Berlin, 2004)  

02/2002 – 12/2002 

Angelika Bucerius 
(betreuender Professor:  
Prof. Dr. Richard Hauser,  
Universität Frankfurt) 

Reform der Alterssicherung in Polen und Ungarn  
(Dissertation, erschienen in: Peter Lang, Frankfurt/Main 
2005) 

05/2002 – 04/2004 

Sandra Schwarz 
(betreuender Professor: Prof. Dr. Ulrich 
Schreiber, Universität Mannheim) 

Altersvorsorgebesteuerung in Deutschland, USA und Euro-
pa (Disseration, erschienen in: Gabler Edition Wissenschaft, 
Deutscher Universitäts-Verlag, Wiesbaden 2004) 

01/2003 – 11/2003 

Ekkehard Nahm 
(betreuender Professor:  
Prof. Dr. Bert Rürup, TU Darmstadt) 

Demographisch bedingte Kosten der Alterssicherung in 
Deutschland - Quantifizierung und effiziente Verteilung 

04/2003 – 12/2005 
 

Isabelle Schulze 
(betreuender Professor: Prof Dr.  
Fridrich Breyer, Universität Konstanz) 

Blame Avoidance in der  
Rentenpolitik 

01/2004 – 10/2005  
 

Christian Marschallek 
(betreuender Professor: Prof. Dr. Lutz 
Leisering, Universität Bielefeld) 

Public/private Mix und Vertrauen in der Alterssicherung – 
die Relevanz britischer Reformerfahrung für die deutsche  
Alterssicherungspolitik 

11/2003 – 04/2006 
 

Sandra Gruescu 
(betreuender Professor:  
Prof. Dr. Bert Rürup, TU Darmstadt) 

The ageing population and its impact on economic Growth 12/2003 – 11/2005 
 

Mathias Masberg 
(betreuender Professor: Prof. Dr. Rüdiger 
Nitzsch, RWTH Aachen) 

Implementierung der betrieblichen Altersversorgung in 
mittelständischen Unternehmen  
(Dissertation, erschienen in: Personal, Organisation und 
Arbeitsbeziehungen Band 41, Josef Eul Verlag, Köln 2006) 

01/2004 – 12/2005 

Remi S.W. Maier- 
Rigaud (betreuender Professor :  
Prof. Dr. Lutz Leisering,  
Universität Bielefeld) 

Weltbank und ILO als globale Akteure in der Alterssicherung 
 

07/2004 – 06/2006 

Ulrike Biermann 
(betreuender Professor:  
Prof. Dr. Volker Neumann, Humboldt-
Universität zu Berlin) 

Verfassungsrechtliche Anforderungen an den Ausgleich 
familienbedingter Lasten in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung 

05/2005 – 10/2005 

Malte Wüstenberg 
(betreuender Professor: 
Prof. Dr. Gerhard Igl, Universität Kiel) 

Interdependenzen im Sozialrecht untersucht anhand der 
Regelaltersgrenze 

01/2006 – 12/2007 

Anna Inderwiesen 
(betreuender Professor:  
Prof. Dr. Hartmut Söhn,  
Universität Passau 

Besteuerung von Altersbezügen -  
nachgelagerte Besteuerung  

01/2006 – 09/2006 

Stefan Hubrich 
(betreuende Professorin:  
Prof. Dr. Thusnelda Tivig,  
Universität Rostock) 

Betriebliche Altersversorgung im Kontext der Nachhaltigkeit 10/2006-10/2008 
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FNA-Forschungspreis  

Forschungsergebnisse, die in der wissenschaftlichen Diskussion Bestand haben, können zur 

Fortentwicklung der Alterssicherungssysteme und zur Versachlichung der rentenpolitischen 

Diskussion beitragen. Letztlich fördert dies die Akzeptanz der Deutschen Rentenversiche-

rung in der Öffentlichkeit und in der Gesellschaft.  Der Forschungspreis des FNA wird jährlich 

für weit überdurchschnittliche wissenschaftliche Arbeiten auf dem Gebiet der Alterssicherung 

verliehen.  

 

FNA-Forschungspreisträger (2002-2006) 
 
Preisträger 
 

Jahr               Thema 

Frau Dr.  
Ann-Christine 
Hamisch 

2002 
 

Der Schutz individueller Rechte bei Rechtenreformen  
– Bundesrepublik Deutschland und Großbritannien im Vergleich  
(Dissertation, erschienen in: Schriften zum deutschen und europäischen Sozialrecht Band 3, Hrsg. 
Prof. Dr. Ulrich Becker, Nomos Verlagsgesellschaft Baden-Baden, 2001) 

Herr Prof. Dr. 
Andreas  
Wagener 

2003 Old-Age-Provisions under Uncertainty (Habilitation, noch unveröffentlicht) 

Frau Dr. 
Christina Wüb-
beke 
 
 
 
 
Frau Dr.  
Lil-Christine 
Schlegel-Voß 

2004 
 

Der Übergang sozialversicherungspflichtig Beschäftigter in den Ruhestand im Spannungsfeld zwi-
schen betrieblicher Personal- und staatlicher Steuerpolitik (Dissertation, erschienen in: Beiträge zur 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 290, Nürnberg 2005) 

 und 
 
Alter in der „Volksgemeinschaft“: Zur Lebenslage der älteren  
Generation im Nationalsozialismus  
(Dissertation, erschienen in: Schriften zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Band 80, Duncker & 
Humblot Berlin 2005) 

Herr Dr. 
Tim Krieger 

2005 
 

Public Pensions and Immigration – A Public Choice Approach  
(Dissertation, erschienen in: Edward Elgar Publishing Ltd., Cheltenham/UK und Northampton/MA, 
2005) 
 

Frau Dr. 
Sabine Jokisch 

2006 
 

The Developed World´s Demopraphic Transition – Implications for Fiscal Policy and the Interna-
tional Macroeconomy  
(Dissertation, noch unveröffentlicht) 
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Entscheidungsverfahren FNA 

Die Bereitstellung der Mittel für die Forschungsförderung des FNA als eine Grundsatz- und 

Querschnittsaufgabe der Deutschen Rentenversicherung Bund auf der Grundlage von § 138 

Abs. 1 Ziff. 15 SGB VI erfolgt im Rahmen des Haushaltsplans durch Beschluss der Vertre-

terversammlung der Deutschen Rentenversicherung Bund. Die Verwendung der im Haushalt 

bereitgestellten Mittel ist laufendes Verwaltungsgeschäft, das zu den Aufgaben des Direkto-

riums der Deutschen Rentenversicherung Bund zählt. Die Beteiligung der Selbstverwaltung 

und der Regionalträger an dem Entscheidungsverfahren im FNA erfolgt durch den FNA-

Beirat. Er spricht im Rahmen der wissenschaftlichen Qualitätssicherung bei der Vergabe und 

der Evaluation der geförderten wissenschaftlichen Forschungsprojekte Empfehlungen aus.  

Wege und Beteiligte im FNA: 

 

sowie Tagungen, Publikationen 

größer als
€ 10.000

Fördervolumen 

bis 
€ 10.000 

interne Begutachtung  

interne Begutachtung  
FNA - Beirat

interne Begutachtung 

Empfehlung 

Preise

Empfehlung 

interne Begutachtung  

Empfehlung 

Deutsche Rentenversicherung Bund:  laufendes Verwaltungsgeschäft 
      (Projektbetreuung, Projektevaluation) 

FNA - Beirat

Stipendien

FNA - Beirat

Forschungsanträge 
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FNA-Beirat 

Der FNA-Beirat ist das zentrale Beratungsforum für Forschungsvorhaben und die Sicherung 

der wissenschaftlichen Qualität der Forschungsmaßnahmen im FNA. Der FNA-Beirat gibt 

Empfehlungen für Forschungsschwerpunkte und spricht Empfehlungen zur Förderung von 

beantragten Forschungsprojekten aus. Dem Beirat gehören 16 Mitglieder an, davon jeweils 8 

Vertreter der gesetzlichen Rentenversicherung und der Wissenschaft. 

 

Mitglieder des FNA-Beirates 

Die Beiratsmitglieder seit 2001 waren von Seiten der Rentenversicherung  

• Herr Manfred Burmeister,  

• Frau Dr. Ursula Engelen-Kefer,  

• Herr Alexander Gunkel,  

• Herr Dr. Harald Huhn (bis 30.09.2005),  

• Herr Dr. Hartmann Kleiner (ab 1.10.2005),  

• Herr Dr. Wolfgang Kohl (ab 1.10.2005),  

• Herr Klaus Pauli (ab 1.10.2005),  

• Herr Dr. Axel Reimann,  

• Herr Dr. Herbert Rische,  

• Herr Prof. Dr. Franz Ruland (bis 30.09.2005) sowie  

• Herr Günter Schäfer (bis 30.09.2005).  

Von Seiten der Wissenschaft gehören dem Beirat an 

• Herr Dr. Hans J. Barth,  

• Herr Prof. Dr. Ulrich Becker,  

• Herr Prof. Dr. Dr. h. c. Eberhard Eichenhofer,  

• Herr Prof. Dr. Klaus Heubeck,  

• Herr Prof. Dr. Rainer Münz,  

• Frau Prof. Dr. Barbara Riedmüller,  

• Herr Prof. Dr. Dr. h.c. Bert Rürup und  

• Herr Prof. Dr. Winfried Schmähl.  
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Kontakt und weitere Informationen 

Das Forschungsnetzwerk Alterssicherung ist ein Teilbereich des Grundsatz- und Quer-

schnittsbereiches „Forschung, Entwicklung, Statistik“ der Deutschen Rentenversicherung 

Bund. Leiter des Geschäftsbereichs ist Uwe G. Rehfeld.  

 

Die Anschrift lautet: 

Deutsche Rentenversicherung Bund 

Geschäftsbereich Forschung, Entwicklung und Statistik 

Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA), Bereich 0641 

Hallesche Straße 1 

10963 Berlin. 

 

Folgende Personen stehen als Ansprechpartner zur Verfügung: 

• Dr. Jürgen Faik, Tel. 030/865-89535, E-Mail: dr.juergen.faik@drv-bund.de, 

• Dr. Susanne Heidel, Tel. 030/865-89562, E-Mail: dr.susanne.heidel@drv-bund.de,  

• Dr. Tim Köhler-Rama, Tel. 030/865-89523, E-Mail: dr.tim.koehler-rama@drv-bund.de, 

• Dr. Christina Stecker, Tel. 030/865-89536, E-Mail: dr.christina.stecker@drv-bund.de,  

• Christa Rüppel, Tel. 030/865-89537, E-Mail: christa.rueppel@drv-bund.de. 

 

Informationen über das FNA finden sich auch im Internet unter http://forschung.deutsche-

rentenversicherung.de. Dort steht u. a. eine umfangreiche Datenbank zur Alterssicherung zur 

Verfügung. Unter anderem besteht hier die Möglichkeit, Wissenschaftler auf dem Gebiet der 

Alterssicherungsforschung nach Namen, Institutionen, Forschungsschwerpunkten und Fach-

gebieten zu suchen. Daneben kann dort Fachliteratur, sortiert nach Forschungsschwerpunk-

ten und Fachgebieten sowie den Autorennamen recherchiert werden.  
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